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Prof. Thomas Sieverts, Bonn

Die Kultivierung von Suburbia
Zur Qualifizierung verstädterter Landschaften im Kontext der
Europäischen Stadt:

Abstract:
Es werden Notwendigkeit, Chancen und Wege einer gestalterischen Qualifizierung
von Suburbia als erweiterter städtischer Gesamtstandort diskutiert, unter folgenden
Stichworten – Das Erkennen einer neuen Gestaltungsaufgabe – Vom Wahrnehmen
über das Verwalten zum Gestalten; Gesamtgesellschaftliche Situation in Stichworten:
Die Notwendigkeit der Kultivierung; Suburbia zwischen dysfunktionaler Hässlichkeit
und befreiender New Frontier; Grundprinzipien und Gestaltungsfelder – Ausblick auf
eine Vision; Nachhaltigkeit – Die Anwendung von Grundregeln der Ökologie; Verän-
derungspotentiale und das Problem ihrer Kultivierung und (abschließend) Wege und
Verfahren zur Realisierung.

1. Das Erkennen einer neuen Gestaltungsaufgabe: Vom Wahrnehmen
über das Verwalten zum Gestalten

Für etwa eine Generation – etwa seit dem Jahr des Denkmalschutzes 1975 – gab es in
Zentraleuropa nur ein verbindliches Stadtideal: Die kompakte, sich gegenüber der of-
fenen Landschaft klar absetzende traditionelle europäische Stadt. Die Suburbanisie-
rung wurde als amerikanischer ‚urban sprawl‘, Landschaftsfraß oder gar als Krebsge-
schwür verteufelt.

Die alte, kompakte Stadt macht heute nur noch einen Bruchteil der besiedelten Fläche
aus. Trotzdem beherrscht sie das allgemeine Vorstellungsbild von Stadt in unseren Köp-
fen: Der Mythos und das Bild der Alten Stadt verstellen in der Regel noch immer den
Blick auf die Realität. Das hat dazu geführt, dass sich nahezu alle stadtgestalterischen
Bemühungen der letzten Jahrzehnte auf die Alte Stadt konzentriert haben – ja, man
kann wohl so weit gehen zuzugeben, dass Suburbia als verstädterte Landschaft oder
als ‚Zwischenstadt‘, wie ich sie genannt habe, als Gestaltungsaufgabe überhaupt nicht
gesehen wurde: Sie wurde verdrängt. Das ist auch verständlich, denn in der Tat ist die
verstädterte Landschaft überwiegend so hässlich und unübersichtlich, dass sie kaum
noch gestaltbar erscheint.

Seit etwa fünf Jahren ist ein allmählicher Perspektivwechsel zu erkennen. Der ideolo-
gische Gegensatz „Hier gute europäische Stadt – dort böser amerikanischer ‚sprawl‘“
verliert an Schärfe, die Lager gehen aufeinander zu. Zu diesem Perspektivwechsel hat
wahrscheinlich die IBA Emscher Park und vielleicht auch mein Buch ‚Zwischenstadt –
zwischen Ort und Welt, Raum und Zeit, Stadt und Land‘, beigetragen. Inzwischen be-
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ginnen Fachwelt und Politik einzusehen, dass erst das Zusammenspiel von Alter Stadt
und Stadtregion mit ihren vielfältigen Standorten den Gesamtstandort ‚Stadt‘ ausmacht,
wie er heute z.B. schon von der Wirtschaft wahrgenommen wird. Von dieser Einsicht
in die vielfach verflochtenen funktionalen Zusammenhänge von Wechselwirkungen bis
zur Einsicht in die Notwendigkeit der aktiven, integrierten Gestaltung der Zwischen-
stadt ist es jedoch noch ein langer Weg.

Seit einigen Jahren wächst zwar das Verständnis dafür, dass die Probleme der Stadt-
regionen, die gegenwärtig noch auf viele unabhängige z.T. in scharfer Konkurrenz
zueinander stehenden Gemeinden aufgeteilt ist, nur noch mit wirksamen Formen einer
integrierenden Regionalverantwortung bewältigt werden können und ich bin ziemlich
sicher, dass eine solche Verwaltungsreform auch kommen wird. Aber das bedeutet
noch nicht, dass eine politisch wirksame Regionalverwaltung auch die kultivierende
Gestaltung im regionalem Maßstab zu ihren Kernaufgaben zählen wird. Dafür gilt es
sich einzusetzen: Unter den Dach einer demokratisch verfassten Regionalverwaltung
sind verschiedene Formen integrierender Organisationen für die Kultivierung und Ge-
staltung von Suburbia vorstellbar und es gibt ja auch schon Beispiele für gelungene
Projekte und erfolgreiche Organisationen „auf Zeit“, auf deren Erfahrungen zurück
gegriffen werden kann.

2. Gesamtgesellschaftliche Situation in Stichworten: Die Notwendigkeit
der Kultivierung

Um die politische und wirtschaftliche Relevanz der Kultivierung von Zwischenstadt ab-
schätzen zu können, sollten wir zumindest in den Stichworten Demografie, Segre-
gation, Natur, Quartärisierung, Menschen, Zeit und Reflexive Moderne den gesamtge-
sellschaftlichen Rahmen skizzieren, soweit er die Entwicklung der Zwischenstadt be-
trifft.

� In Zentraleuropa werden die Bevölkerungszahlen stark zurück gehen. Damit einher
geht ein Ansteigen der Alten an der geringer werdenden Bevölkerungszahl. Des-
wegen werden Regionen in Zukunft um Einwohner werben müssen, ihr Schicksal
entscheidet sich insbesondere daran, ob es ihnen gelingt, nicht nur die Jugend an
sich zu binden, sondern kreative Köpfe mit lebendiger Initiative jeden Lebensalters.
Das kann nur gelingen, wenn eine Region zugleich schön und chancenreich ist.

� Nicht nur die Lebensstile, auch die Einkommen werden sich bei abnehmenden
Transferleistungen des Staates weiter ‚spreizen‘ – von dauerhaft Erwerbslosen bis
zu den Superreichen. Damit ist fast unweigerlich eine weitere soziale Segregation
verbunden, die zu starken sozialen Spannungen in der Stadtregion führen wird.
Eine Gestaltung der Zwischenstadt wird hier einen ausgleichenden Beitrag leisten
müssen, um die Standortqualitäten für Wohnen und Arbeiten nicht zu sehr zu pola-
risieren.
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� Das Verhältnis zur eigenen ‚Menschennatur‘ und zur Natur der belebten Umwelt
wird sich tiefgreifend ändern: Natur ist nicht mehr unbedingt das ‚Unverfügbare‘.
Typisch wird die Durchdringung von Natur und Technik werden: Natur tritt in der
Zwischenstadt in der Regel als ‚Hybrid‘ auf bzw. als gebunden an die Menschen-
welt. Auch ‚echte‘ Wildnisse unterliegen dem Paradox der notwendigen Pflege und
des unverzichtbaren Schutzes, dies gilt um so mehr für alle gebaute Kulturland-
schaften.

� Nicht nur Haushalte, auch Unternehmen werden in ihrer Standortwahl in dem
Maße freier, in dem sie überwiegend dispositive Tätigkeiten ausüben. Soweit sie
nicht transport-logistischer Natur sind bzw. große Kunden-Einzugsgebiete haben,
suchen sie Standorte in einer „schönen“ Umgebung und werden funktionale bzw.
lebensstilgeprägte ‚Cluster‘ bilden. Damit wird ‚Schönheit‘ von einem ‚weichen‘ zu
einem harten Wirtschaftsfaktor.

� Die raumüberspringenden Medien werden sich weiter vernetzen und die vorge-
nannten Tendenzen der freien Standortwahl von Haushalten und Unternehmen un-
terstützen. Sie werden auch zur Ausweitung der Aktionsräume in Beruf und Freizeit
beitragen. Die freiere Standortwahl mit erweiterten Aktionsräumen wird den Quali-
tätsfaktoren „Schönheit“ und „Freizeitchancen“ noch größeres Gewicht geben.

� Die mit Verkürzung der Lebensarbeitszeit und der Verlängerung des Lebens ent-
standene freie Verfügbarkeit von Zeit bestärkt die freie Wohnortwahl nach Ge-
sichtspunkten der Umweltqualitäten.

� Die Gestaltung der Zwischenstadt wird sich im Rahmen einer „reflexiven Moderne“
begreifen müssen: Die Gestaltung wird im wesentlichen in der Transformation vom
Menschenwerk selbst bestehen, und nur noch ausnahmsweise in der Umwandlung
von Natur in Menschenwerk, wie sie typisch war für das ursprüngliche Stadtwachs-
tum. Diese Transformation bietet die Chance einer schrittweisen Kultivierung der
meist isoliert stehenden jeweiligen funktionalen und wirtschaftlichen Eigenlogiken
unterliegenden Einzelelemente der Zwischenstadt.

Versucht man eine gemeinsame Schlussfolgerung aus diesen sieben gesamtgesell-
schaftlichen Tendenzen für den planerischen Umgang mit der Zwischenstadt im Zeital-
ter der Globalisierung zu ziehen, dann könnte man folgern, dass die Zukunftsfähigkeit
von Suburbia eine stärkere sozio-kulturelle und gestalterisch-ästhetische Qualifizierung
der Stadtregion notwendig macht: Nicht nur die Alten Städte, auch weite Teile der
Zwischenstadt haben ein Alter und historisch eine sozio-ökonomische Dichte und
„Reife“ erreicht, die nach Erneuerungen und kultureller Qualifizierung verlangen.
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3. Suburbia zwischen chaotischer dysfunktionaler Hässlichkeit und
befreiender NewFrontier

Zwischen den Polen dysfunktionaler Hässlichkeit und befreiender New Frontier liegen
die Spannungen, die die Mängel und Qualitäten der Zwischenstadt ausmachen und
die die Zwischenstadt als Gegenbild der Alten Stadt kennzeichnen.

In der Alten Stadt waren alle Elemente - Einwohner ebenso wie ihre Baulichkeiten - in
äußerster Enge zusammengezwungen und zu gegenseitigen Toleranz ‚verdammt‘. Die-
ser Zwang hat im Laufe der Jahrhunderte zu dem komplexen, kulturell aufgeladenen
‚Regelwerk‘ geführt, das wir als historische Stadtkultur bewundern.

Ein wichtiges Merkmal dieser Stadtkultur war es, das fast alle Einwohner und fast alle
Bauwerke mehrere Funktionen zu übernehmen hatten. Die Stadtbürger waren neben
ihrem Handwerk auch Stadtsoldaten, Ratsherrn, Kirchenvorstände, die Bauwerke ge-
hörten fast immer mindestens zwei, meist aber mehreren Sphären an. In den Über-
lappungsbereichen dieser Sphären waren sie in ihrer Bedeutung ‚mehrfach codiert‘:
Jedes Bürgerhaus bildete mit seiner wohlgeordneten, geschmückten Fassade ein Stück
Wand des öffentlichen Raumes, Kirchen waren neben ihrer Aufgabe als gemeinsames
Gotteshaus auch Alltagsraum und boten mit den zahlreichen Seitenkapellen Orte für
Zünfte und Gilden. Die Kaufmannshäuser stellten mit ihren Arkaden einen Teil des öf-
fentlichen Raumes, ihre Dielen bildeten zusammen mit fast allen öffentlichen Gebäuden
einen Teil der gedeckten ‚halb‘ öffentlichen Räume, wie der Rom-Plan von Nolli vom
Ende des 18. Jahrhunderts anschaulich zeigt.

Nach der Auflösung von Wall und Graben und der Entwicklung technischer Verkehrs-
mittel konnten die Menschen und ihre Bauwerke aus den Zwängen ausbrechen. Men-
schen und Bauwerke breiteten sich – ihrer jeweiligen Eigenlogik folgend – frei und
ohne Rücksichten nehmen zu müssen ins Umland der Städte aus. Hier zeigt sich das
Doppelgesicht der Entwicklung, das besonders deutlich am Beispiel der Entwicklung
der Eisenbahn zu erkennen ist: Sie ist zugleich ‚maker‘ der Stadterweiterungen und
‚breaker‘ des zusammenhängenden Gefüges der Stadt.

Vergleichbares ist aber auch beim ‚Auswandern‘ der Produktion in der Formation der
eigenständigen Industriegebiete, und in anderer Form auch bei der Entstehung neuer
Wohngebiete zu erkennen, die sich als ‚Gartenvororte‘ darzustellen versuchten, als ein
bewusstes Gegenbild zur Enge der Alten Stadt

Jedes dieser Elemente konnte sich anfangs nahezu problemlos fast ‚autistisch‘ ent-
wickeln, ohne Bezüge zu seiner Umgebung aufnehmen zu müssen, die über die eigene
engere Funktion hinausgingen. Im weiteren Verlauf der Entwicklung der raumfunktiona-
len Arbeitsteilung haben sich viele dieser Elemente weiter funktional differenziert: Die
Straßen z.B. haben sich spezialisiert von der Landstraße bis zur Auto-Hochleistungs-
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straße, die allgemeinen Gewerbegebiet haben sich in funktional differenzierte Arbeits-
standorte aufgespalten, der Acker mit langen Zeiten der Brache wurde zur industriell
organisierten Hochleistungs-Landwirtschaft. Diese Entwicklung zur Spezialisierung hat
gleichzeitig fast immer dazu geführt, dass anfangs noch mögliche ‚Sekundär-
nutzungen‘ ausgeschlossen wurden: Kein Kinderspiel mehr auf der Straße, kein Woh-
nen mehr im Gewerbe (und umgekehrt), kein Spiel mehr auf der Ackerbrache.

Heute hat sich Suburbia in den großen, älteren Teilen verdichtet, die Elemente stoßen
sich mit ihrer autonomen Eigenlogik im Raum, und sie haben funktionale Beziehungen
untereinander aufgenommen. Kurz: Die Stadt hat sie eingeholt.

Es gibt aber auch immer noch den offenen Stadtrand und durch Funktionswandel ent-
stehen auch immer wieder neu die offenen, wenig reglementierten Gebiete der New
Frontier, die noch wenig strukturierten äußeren und inneren Stadtränder, auf denen
Neues entstehen kann, in denen auch gesellschaftliche und ökonomische Außenseiter
und gesellschaftliche Experimente ihren Ort finden. Diese Bereiche sind unentbehrliche
Toleranz-Felder, Felder für Experimente und Abenteuer, die jede Gesellschaft braucht.
Sie muss sie tolerieren und durch eine paradoxe Nichtbeachtung schützen. Denn diese
Bereiche der Zwischenstadt können uns das eingangs erwähnte Gefühl von Vitalität
und Freiheit vermitteln.

4. Grundprinzipien und Gestaltungsfelder: Angemessenheit, Grenzen
und Ausblick auf eine Vision

Durch die Grundregeln ihrer Entstehung wird die Grundstruktur von Suburbia weiterhin
in großen Teilen charakterisiert bleiben durch die Eigenlogiken der großen Elemente
und Systeme: Diese können ja, wenn sie sich frei entwickeln können, durchaus ihre
eigene Schönheit haben. Auch die Bereiche der „New Frontier“ müssen durch Nicht-
beachtung weiterhin geschützt werden. Qualifizierung und Kultivierung müssen sich –
schon aus ökonomischen Gründen – auf bestimmte Aufgaben und Bereiche konzentrie-
ren: Kultivierte, in Nutzung und Bedeutung stabile Bereiche müssen in ein gutes Ver-
hältnis gesetzt werden zu reinen Funktionsarealen und den offenen Rändern der New
Frontier.

Schon aus diesen Gründen wird Kultivierung sicherlich zu keiner einheitlichen Form, zu
keiner im alten Sinne harmonischen Komposition mehr führen können, dazu ist die Ge-
sellschaft zu vielfältig geworden, haben sich ihre Elemente und Bestandteile zu sehr
individualisiert. Das macht den kulturellen Reichtum entwickelter demokratischer Ge-
sellschaften aus!

Die Gesellschaft hat sich ja nicht nur sozusagen „horizontal“ differenziert, sie ist auch
„vertikal“, in der Dimension der Zeit, viel dynamischer geworden. Zu einer solchen
Gesellschaft passt nur eine komplexe Stadtform. Ich will versuchen, einige idealty-
pische Eigenschaften zu skizzieren, die diese Stadtform unter dem Aspekt der Nach-
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haltigkeit haben sollte. Dabei versuche ich, nach den verschiedenen Dimensionen zu
unterscheiden.

� Gesamtstruktur in der Fläche (zweite Dimension): Die Stadtform sollte fraktale, d.h.
randmaximierende Eigenschaften mit zentrierenden, d.h. sammelnden Eigenschaf-
ten verbinden. Die Freiflächen innerhalb der fraktalen Struktur haben die gleiche
Bedeutung wie die bebauten Flächen: „Figur“ und „Grund“ sind nicht mehr eindeu-
tig unterscheidbar.

� Baustruktur (dritte Dimension): Sie sollten unterschiedlich nutzbare, funktional nicht
spezialisierte Bauvolumen von hoher architektonischer Qualität mit Spielräumen un-
terschiedlicher Körnigkeit verbinden, um veränderbar zu bleiben. Die architekto-
nisch hochwertige Baustruktur sollte ohne Zerstörung erneuerbar und modernisier-
bar sein und letztlich ohne Rest dem Naturkreislauf einverleibt werden können.

� Zeitstruktur (vierte Dimension): Die Baustruktur und die Nutzungsorganisation sollten
eine zeitlich hintereinander gestaffelte Mehrfachnutzung des gleichen gebauten
Raums erlauben. In unterschiedlichen zeitlichen Abständen sollten die meisten
Nutzungen revidierbar sein. Eine gute Stadtstruktur verbindet eine langlebige, sta-
bile Baustruktur mit einer lebendigen Nutzungsdynamik.

� Kommunikationsstruktur: Die fraktale Stadt sollte eine Stadt der unterschiedlichen
Geschwindigkeiten und Medien sein. Bereiche der besonderen Langsamkeit und
Stille sollten verknüpft sein mit Alltagsräumen und diese wiederum mit besonderen
Bereichen der Geschwindigkeit und der festlichen Ereignisse. Stadt wird sich diffe-
renzieren nach Form, Nutzung und nicht zuletzt nach unterschiedlichen ‚Zeitkli-
mata‘.

� Symbolstruktur: Oasen großer, formkräftiger Bau- und Landschaftsarchitektur sollten
als „Stabilisatoren“ in allen Dimensionen strukturbildenden Halt geben. In der Flä-
che, in der Höhe, in der Zeit und in der kommunikativen Bedeutung. Diese stabilen
„Oasen“ sollten durch stabile, professionell gestaltete öffentliche Räume – Wege
und Freiflächen – untereinander verbunden sein. Dazwischen können sich durchaus
transitorische Bereiche mit nichtprofessioneller Nutzerästhetik entwickeln und nach
Bedarf verändern. Dabei wird die stabilisierende Gestaltung der Freiräume ebenso
wichtig wie die Gestaltung der Bauflächen.

Eine solche Vision erscheint noch sehr abstrakt, das ist aber auch ein Vorteil, weil unter
ihrem Dach unzählige Ausformungen möglich sind.

5. Nachhaltigkeit: Die Anwendung von Grundregeln der Ökologie

Der alte Gegensatz, der unseren ökologischen Eingriffs- und Ausgleichsregelungen
zugrunde liegt – die Maxime vom „bösen Bauen und der guten Natur“ – wird in die-
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sem Zusammenhang in Frage gestellt werden müssen.

Schon heute ist die fraktale Stadt ein außerordentlich artenreiches Biotop, viel arten-
reicher als z.B. die industrialisierte Landwirtschaft. Wegen der sehr unterschiedlichen
Lebensbedingungen und der mosaikartigen, vielfach zerschnittenen Struktur spricht Su-
kopp von einer „Harlekin-Ökologie“ mit eigenen Qualitäten, und Kowarik unterschei-
det vier Arten von Natur: Die von Menschen fast unbeeinflusste Wildnis, die Natur der
alten Landwirtschaft, die Natur der Gärten und Parks und die Natur der Industrie-
brachen – jede mit einem eigenen, schützenswerten Charakter. Die Natur der „totalen
Landschaft“, wie Rolf-Peter Sieferle diesen Landschaftstypus in seinem Buch „Rückblick
auf die Natur“ bezeichnet, muss und kann kultiviert und gestaltet werden, und dabei
werden Grundregeln der Ökologie und Nachhaltigkeit einen wichtigen Beitrag zu
leisten haben.

In diesem Sinne müssen wir auch das Bauen als eine Anreicherung der Natur begrei-
fen, indem wir auch Raum und Ort für Tiere und Pflanzen mitbauen und Regeln der
Ökologie und Kybernetik anwenden, wie z.B., dass im Gefüge der Natur fast jedes
Lebewesen mehreren Ökosystemen angehört und jedes Ökosystem seine Stabilität an
der Vielfalt der Elemente gewinnt.

Für die Kultivierung derjenigen Systeme und Elemente der Zwischenstadt, die hierfür
geeignet und wichtig sind, gilt im allgemeinen eine wichtige Grundregel, die wir auch
aus einer Analyse der Alten Stadt gewinnen können: Jedes zu kultivierende Element
muss mehreren Funktionen dienen, mindestens aber zwei Bereichen angehören, um es
aus seiner autistischen Eigenlogik zu erlösen und anschlussfähig zu machen. Diese
Mehrfachfunktionen können im Extrem auch rein ästhetischer Natur sein, wenn die
Ästhetik zu einer ‚Mehrfach-Codierung‘ führt, die das Element in mehrere Deutungs-
sphären einbindet.

Im Rahmen dieser Grundregel lassen sich unter den Begriffen „Verbinden, Mischen,
Brücken bauen“, die wichtigsten Kultivierungsbereiche thematisch gliedern: Über-
gangsbereiche, Grenzen und Nähte; Nutzungsmischungen und Anlagerung von
Nutzungen; zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzungen; Öffentliche Räume als Verbindun-
gen, auch als Parks und Landschaften; Vernetzungen für Fußgänger und Radfahrer;
Sichtbeziehungen; und nicht zuletzt Licht als Wegzeichen und Akzentsetzung.

In allen diesen Gestaltungsfeldern muss es das Ziel sein, Systemkonflikte zu mildern,
und die Systeme/Elemente mit unterschiedlichen Gestaltungsmitteln untereinander ver-
träglicher zu machen, ja, darüber hinaus positive Wechselwirkungen herzustellen.

6. Veränderungspotentiale und das Problem ihrer Kultivierung

Bei derartigen Überlegungen stellt sich sehr bald die Frage, ob diese Erkenntnisse über
die akademisch-theoretische Welt hinaus praktische und politische Bedeutung erlangen
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können: Wie eingangs schon festgestellt, erscheint die Zwischenstadt in weiten Berei-
chen gleichzeitig so hässlich und so verfestigt, dass man schnell den Mut verlieren
könnte, sich an die erst auf lange Sicht über den Einzelfall hinaus allgemein sichtbare
und wirksame Realisierung der Kultivierung und Gestaltung von Suburbia heranzuwa-
gen. Bei näherer Betrachtung stellt man aber fest, dass die Veränderungspotentiale,
mittelfristig gesehen, ziemlich umfangreich sind.

Veränderungspotentiale finden sich z.B. in folgenden Bereichen:

� Landwirtschaft: Die Agrarwende bietet Mittel und Flächen zur Umgestaltung der
landwirtschaftlich genutzten Bereiche.

� Gewerbe und Industrie: Der technische Wandel erfordert laufenden Umbau und
Erneuerung von Anlagen, häufig in Richtung Tertiärisierung, die wiederum eine
Durchmischung mit Wohnen und Freizeit ermöglichen würde.

� Ältere Einfamilienhausgebiete: Der demografische Wandel, Überalterung und Be-
sitzwechsel werden zu tiefgreifenden Umstrukturierungsmaßnahmen zwingen.

� Dienstleistungszentren (Shopping-Center, Technologie- und Büroparks etc.): globale
Konkurrenz und der Wandel von Logistik, Einkaufs- und Arbeitsgewohnheiten er-
fordern laufenden Umbau, häufig in Richtung der Anreicherung mit kulturellen und
sozialen Dienstleistungen, auch mit Wohnen und Büros.

� Verkehrsanlagen: Die notwendige Anpassung von Anlagen des öffentlichen Ver-
kehrs und des motorisierten Individualverkehrs an veränderte Bedarfe, insbesondere
die Entwicklung von Umsteigebereichen und Übergängen zwischen Hochleistungs-
systemen und Stadtnetzen setzt erhebliche Umbaupotentiale frei, die im Sinne der
Kultivierung genutzt werden können.

Die schwierige Aufgabe besteht darin, diese Veränderungspotentiale für eine gezielte
und integrierte Kultivierung und Gestaltung zu nutzen: Noch sind die skizzierten Ver-
änderungspotentiale ganz überwiegend einseitig in der fast ausschließlichen Verfü-
gungsgewalt der verschiedenen Träger der einzelnen Systeme. Noch fehlt es an Trä-
gern, die für die Kultivierung verantwortlich gemacht werden könnten.

7. Wege und Verfahren zur Realisierung: Die Einstellung von Archi-
tekten und Planern

Wie eingangs erwähnt, ist es von der Einsicht in die komplexen Wechselwirkungen in
Suburbia über den Aufbau einer politischen legitimierten Regionalverwaltung bis zur
integrierenden Gestaltung der Stadtregion noch ein weiter Weg. Es gibt aber heute
schon eine ganze Reihe von Organisationsformen mit z.T. schon einer eigenen Tradi-
tion, die eine integrierende Projektplanung in stadt-regionalem Maßstab betrieben ha-
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ben und über wertvolle Erfahrungen verfügen. Hierzu gehören z.B.: Bundesgarten-
schauen, sportlich-kulturelle Großereignisse, Internationale Bauausstellungen, ‚Regiona-
len‘, aufgeklärte technische Großprojekte. Alle diese Organisationsformen sind Lern-
und Erfahrungsfelder für ein integriertes gestalterisches Handeln quer über verschie-
dene Systeme hinweg und tragen dazu bei, dass jeweils über das eigene System hin-
aus gedacht und gehandelt wird.

Typisch für die neuen Organisationsformen ist es, dass sie in erster Linie nicht mehr mit
flächendeckenden Plänen sondern mit komplexen Projekten arbeiten.
Noch sind derartige Organisationsformen die Ausnahme, eingerichtet für bestimmte,
zeitlich begrenzte Großanlässe. Architekten und Planer gehören bisher noch kaum zu
den Initiatoren derartiger Institutionen und Verfahren: Noch scheint so etwas wie Be-
rührungsangst zu herrschen vor der ungeliebten Peripherie. Ich meine, es wäre an der
Zeit für eine Urbanisierungskampagne der Zwischenstadt.

Bad Urach. 23.4. 02
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Dr. Helga Trüpel
Kulturpolitische Gesellschaft e.V.,
Ehem. Kultursenatorin, Bremen

Weltoffenheit und lokale Verwurzelung - kommunale Kultur-
politik und Globalisierung

Ich möchte erst einige grundlegende politische Fragen ansprechen, bevor ich  zu den
im engeren Sinne kulturpolitischen Fragen komme, die heute aktuell sind. Ich mache
Vorschläge zu einer lokalen Kulturpolitik, die berücksichtigen, dass Deutschland ein
Einwanderungsland geworden ist. Nicht ein Einwanderungsland klassischen Typs wie
die USA oder Australien, aber unter den heutigen europäischen Bedingungen und
weltweiten Migrationsbewegungen eben doch ein Land mit Einwanderung. Als selbst-
bewusster Ausdruck dieser Realität soll man es als ein Einwanderungsland anerkennen.

Ich möchte folgenden Fragen nachgehen:
1. Was sind die politischen, gesellschaftlichen und emotionalen Grundlagen, um ein

Einwanderungsland zu werden?
2. Was verlieren und gewinnen wir in diesem Prozess?
3. Gibt es falsche und richtige Toleranz?
4. Was sind konkrete Handlungsoptionen?

Meiner Überzeugung nach müssen die allgemeinen politischen Grundlagen stimmen
und klar sein, wenn man eine Konzeption für lokales Handeln und eine neue Kulturpoli-
tik in Zeiten der Globalisierung entwickelt.

Wir brauchen ein normatives Regelwerk, wenn man zu einem Einwanderungsland
werden will, und man braucht auch ein politisches Regelwerk, wenn man nicht Assimi-
lation anstrebt, aber Integration.

Wir brauchen eine starke zivile Grundlage, eine Verfassung, deren Werte geteilt wer-
den, so dass kulturelle Differenz praktizierbar wird.

Das Engagement für die Integration von Ausländern, für Chancengleichheit von
Migranten, für kulturelle Differenz und religiöse Freiheit bedarf einer Grundlage, näm-
lich der Grundwerte der parlamentarischen Demokratie und einer freiheitlichen Verfas-
sung. Totalitäres Denken wird politisch bekämpft und es ist auch nicht dadurch ge-
adelt, dass es von Ausländern kommt.

Ein gleichberechtigter Umgang unter Bürgern unterschiedlicher Herkunft, verschiedener
Rassen und Religionen verlangt, dass es ein gemeinsam geteiltes Drittes gibt, erst auf
dieser Grundlage gemeinsam geteilter ziviler Werte ist Raum für kulturelle und reli-
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giöse Differenz.

Die Toleranz Andersdenkenden gegenüber endet da, wo ihre Ansprüche die bürger-
lichen Freiheiten der anderen Menschen einschränken.

Mit einem Zitat von Julian Nida-Rümelin: "Der dem zivilgesellschaftlichen Kooperati-
onsgefüge zugrunde liegende normative Konsens ist ein minimaler in dem Sinne, dass
sich - bei aller Diversität - aus den moralischen Überzeugungen der Individuen ein ge-
meinsamer Kern rekonstruieren lässt. John Rawls hat in diesem Zusammenhang den
Begriff overlapping consensus geprägt. Der gemeinsame Kern umfasst basale, aber
allgemein gültige Regeln. Ein so verstandener normativer Minimalkonsens beruht auf
einem Ethos der Toleranz und des Respekts - Respekt für die Integrität und Autonomie
anderer Personen, für ihre existentiellen Bindungen, für ihre Lebensform. Dieses Ethos
trägt die abstrakten universellen Prinzipien. Die Menschenrechte als zentrales Para-
digma und andere Prinzipien, die hinzutreten, bauen auf ihm auf.

Dieser Ansatz steht in der vertragstheoretischen Tradition der politischen Ethik. Man
kann die konsensuale Einigung auf einen normativen Kernbestand als Fairnessvertrag -
d.h. als Verfahren der Wahl von Regeln und Prinzipien unter fairen Bedingungen - in-
terpretieren. Der Aspekt der Fairness findet insofern Berücksichtigung, als alle Beteilig-
ten von Differenzen der Interessen und der kulturellen Prägung abstrahieren. Das Mo-
dell eines fiktiven Fairnessvertrages bekommt normative Relevanz allerdings erst dann,
wenn es die moralische Motivation realer Akteure unter realen Bedingungen ideal-
typisch rekonstruiert:

Jede einzelne Person weiß um die Konflikte zwischen ihren subjektiven Zielen und den
Zielen anderer, sie weiß auch um weltanschauliche und moralische Differenzen. Sie
sieht sich jedoch zugleich als Teil eines gesellschaftlichen Kooperationsgefüges. Sie
wünscht sich ein Leben, das über alle Differenzen hinweg durch vertrauenswürdige
Zusammenarbeit, wechselseitig erwünschte gemeinsame Projekte, durch Anerkennung
der Eigenheiten und Zurückhaltung bei Konflikten geprägt ist. Sie wünscht sich daher,
dass Konflikte nur in den Grenzen ausgetragen werden, die vereinbar sind mit der
Aufrechterhaltung bzw. der Entwicklung fairer gesellschaftlicher Kooperation. In der
Beurteilung der Regeln ist sie gezwungen, vom eigenen subjektiven Standpunkt, von
der je eigenen Lebensform zu abstrahieren. Kooperation verlangt nach diesem Ver-
ständnis nicht die Einebnung von Differenzen, sondern nur die Einschränkung von
Handlungsoptionen durch akzeptierte Regeln".

So Nida-Rümelin Plädoyer für ein emphatisches Verständnis von Vertragsgestaltung
unter Menschen, die sich aus wohl verstandenem Eigeninteresse an Regeln halten und
versuchen, Konflikte zivil und nicht gewalttätig auszutragen.

Die Frage der Gleichstellung der Geschlechter spielt dabei natürlich eine entschei-
dende Rolle und ich möchte gleich hinzufügen auch ein deutliches Konfliktpotential.
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Aber Konflikte gehören nun einmal dazu, auch falsche Vorstellungen von harmoni-
schen konfliktfreien Gesellschaften (wie sie auf rechter Seite immer wieder propagiert
werden) teile ich nicht, halte diese Vorstellungen auch nicht für erstrebenswert.

Offene moderne Gesellschaften sind Konfliktgesellschaften, das ist oft anstrengend,
erhöht andererseits aber natürlich die Freiheit der einzelnen, vor allem der einzelnen
Frauen.

Ein Beispiel aus vergangenen Jahren. Eine Delegation streng islamischer Männer, Mo-
scheevertreter kam zu mir, und wollte für ihre islamischen Kindergärten Unterstützung
vom Staat. Da sollten dann keine deutschen Kinder rein, weil die wären ja oft schon so
von dem modernen westlichen Leben negativ berührt.

Ich lehnte dieses Ansinnen nach Segregation und Förderung dieser Abtrennung durch
den Staat ab. Wir legten politische Grundsatzpositionen dar, parlamentarische Demo-
kratie gegen Gottesstaat, konnten uns keineswegs einigen, das Gespräch verlief je-
doch in unaufgeregter Atmosphäre. Nach einer Stunde verabschiedeten sie sich, und
sagten mir, jetzt, da wir uns ja etwas kennengelernt hätten, könnten sie es mir ja sa-
gen. Sie würden einer Frau nicht die Hand geben.

Ich finde, das ist ein gutes Beispiel für die Widersprüche, mit denen wir uns herum-
schlagen. Als kulturelle Differenz ist dies zu achten, trotzdem steckt in dieser Tradition
eine enorme Abwertung Frauen gegenüber, die ich politisch nicht akzeptiere, sondern
bekämpfe.

Also konfliktfrei kann das Zusammenleben nicht sein, wenn Weltanschauungen sich so
widersprechen.

Ich halte es für richtig, Segregationswünsche von Islamisten politisch nicht zu unter-
stützen, sondern jugend- und bildungspolitisch darauf hinzuwirken, dass die Kinder
dieser Migranten im Geist der parlamentarischen Demokratie erzogen werden, und
auch mit besonderer Förderung in staatlichen Schulen. Alice Schwarzer: "Unser Maß-
stab darf nicht länger diese Pseudo-Toleranz für alles Fremde sein, sondern die Errun-
genschaften der Aufklärung und der Menschenrechte". Auch ich plädiere gegen einen
falschen Kulturrelativismus, der die Orientierung an Menschenrechten zugunsten einer
Identifikation oder Annäherung an die jeweiligen kulturellen Gegebenheiten aufgibt.
Ein deutliches Beispiel: gegen Frauenbeschneidung in traditionalen Gemeinschaften
kann man nur eintreten, wenn man sich das Recht herausnimmt, auf dem Menschen-
recht eines unversehrten Körpers zu bestehen.

Auch in westlichen Gesellschaften muss mehr zu einem freien Frauenbild gehören. Su-
san Sontag meint: "In den USA ist es unmöglich, als Frau und Intellektuelle anerkannt
zu werden.“
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Was für Männer schon immer selbstverständlich war, intellektuell und ein Mann, oder
um noch deutlicher zu werden, ein Geschlechtswesen zu sein, ist für Frauen oft immer
noch unmöglich.

Das führt bis hin zu der Argumentation von türkischen Mädchen, die sagen, sie neh-
men das Kopftuch nicht als Repression, sondern aus freier Entscheidung und aus Ab-
sicht, um mit ihrer Fremdheit akzeptiert zu werden und um als denkendes Wesen und
nicht als Sexualobjekt gesehen zu werden. Solange diese Opposition so steht, Den-
kender Mensch oder Frau, haben wir es noch mit repressiven Geschlechterverhält-
nissen zu tun.

Ich möchte noch weiter zu einigen aktuellen politischen Fragen und Konflikten Stellung
nehmen, weil für mich erst aus meinen Positionen zu diesen Fragen – Verhältnis zwi-
schen westlichen und islamischen Ländern, Gewaltenteilung, Geschlechterverhältnis,
Verhältnis zu den USA, Kulturalismus und Zivilisation – meine Vorstellungen zu den
Möglichkeiten lokalen Handelns und zur Kulturpolitik verständlich bzw. transparent
werden.

Das Trendwort Globalisierung ist eines der Schlüsselwörter, die in fast allen politischen
Fragen, die zur Zeit in der Politik ausgetragen werden, eine große Rolle spielt. Ich ver-
stehe unter Globalisierung einen Prozess des ökonomischen Zusammenwachsens, der
seit Jahrhunderten weltweit läuft, der sich in den letzten Jahrzehnten beschleunigt hat,
der vor allem einen Prozess der engeren ökonomischen Kooperation und des engeren
Kontakts aller Menschen dieser Welt beschreibt. Dieser Prozess ist nicht ohne erheb-
liche Machtmomente. Dieter Senghaas, Professor für Friedens- und Konfliktforschung,
spricht von einer Globalisierung de luxe in den OECD Staaten, insbesondere im euro-
päischen Binnenmarkt, wo die beteiligten Länder von der ökonomischen Globalisie-
rung profitieren, also ein „win-win“ Modell, aber außerhalb dieses OECD-Rahmens
schlägt das Machtgefälle brutal zu. "Weltweit existiert weiterhin, wie schon in den
vergangenen Jahrzehnten, wenn nicht gar Jahrhunderten, ein erhebliches Produktivi-
täts- und Kompetenzgefälle zwischen den hoch produktiven Ökonomien und den we-
niger produktiven. Die weniger produktiven Ökonomien sind dabei einem drama-
tischen Verdrängungswettbewerb ausgesetzt; sie befinden sich unter Peripherisie-
rungsdruck, d.h. in der Gefahr, innerhalb der Weltwirtschaft an den Rand gedrängt,
also peripherisiert oder marginalisiert zu werden."

Das westliche Zivilisationsmodell, die technische Rationalität und Rationalisierung aller
Prozesse, die Eliten in der westlichen Welt, die mit und in dem Fortschritt sozialisiert
wurden,  WASPs in USA, Ashkenasim in Israel, waren und sind die tonangebenden
Eliten, sie sind Vorbilder, aber erzeugen auch Neid und Missgunst.
Der Hass islamischer Menschen auf die USA ist ohne dieses Moment der offen oder
versteckt ausgetragenen Konkurrenz nicht zu verstehen. Und nicht ohne die ökono-
misch weniger erfolgreiche Entwicklung islamischer Länder.
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Aber: Der Konflikt, der sich im Terror gegen die USA entladen hat, ist nicht nur aus
ökonomischer Konkurrenz, sondern aus tiefsitzenden religiösen Identifizierungen und
kulturellen Prägungen zu verstehen. Die verschiedenen Momente der Antriebskräfte
müssen wohl zusammen gesehen werden, wenn man versucht die Dynamik der Kon-
flikte zu verstehen.

Ich will die Spannungsverhältnisse beschreiben zwischen neuen Freiheiten, insbeson-
dere für Frauen in der westlichen Welt und problematischen Globalisierungstenden-
zen, was die ökonomische Macht von international agierenden Konzernen angeht, wo
die Steuerungskraft von Politik nicht (mehr) hinreicht. Ich bin keine prinzipielle Globali-
sierungskritikerin, weil auch Universalismus der Menschenrechte viel mit globalisierten
Werten von Freiheit und Selbstkritikfähigkeit westlicher Gesellschaften zu tun hat.

Einige Bemerkungen zum Verhältnis zu Amerika: Die entscheidende Frage – Sind west-
liche Werte verteidigenswert? Haben wir etwas zu verteidigen? – Ist oft nach dem 11.
September gestellt worden.

Ich gehöre zu denen, die ganz entschieden finden, dass wir etwas zu verteidigen ha-
ben. Bei aller angebrachten Kritik an problematischen Zuständen in der westlichen
Welt, an Machtungleichheiten, an Chancenungleichheit, sind die westlichen Demokra-
tien die freiheitlichsten Länder. Aus meiner Sicht gibt es viel zu verteidigen, gerade für
Frauen: Die modernen Gesellschaften sind selbstreflexive Gesellschaften, auch und
gerade die USA – es gibt einen selbstkritischen und selbstreflexiven  Diskurs in den
USA. Der Erfolg der westlichen Gesellschaften ist zu konstatieren, gerade auch nach
dem 1989er Einbruch. Die Zumutungen der Moderne sind enorm, die Politik muss sie
gestalten und abfedern, denn nicht alle gehören zu Modernisierungsgewinnern, es gibt
auch die Schattenseiten der Modernisierung.

Nur aus dieser Spannung, diesem Widerspruch , der ausgehalten werden muss, resul-
tiert eine politische und persönliche den Verhältnissen angemessene Haltung, die a
jour ist.

Es darf kein falsches Stillstellen des Widerspruchs geben. Ein Aushandeln der Konflikte
im Alltag gehört dazu. Ein politisches Bekenntnis zur Einwanderungsgesellschaft. Die
nicht homogene, die nicht widerspruchsfreie moderne offene Gesellschaft muss der
Orientierungsrahmen werden.

Diese allgemeinen politischen Fragen habe ich angesprochen, weil man – ohne diese
"globalen Fragen" zu behandeln – nicht sinnvoll über die Konzeption lokalen Han-
delns sprechen kann.

Jetzt komme ich zum im engeren Sinne kulturpolitischen Vorschlägen:
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Bei aller Anerkennung der bis heute ungelösten Probleme: Migranten vorrangig als
unqualifizierte und billige Arbeitskräfte oder als soziale Problemgruppe zu sehen,
greift zu kurz und wird von den Betroffenen immer stärker als Blockade, Diskriminie-
rung und Demütigung erlebt. Kommunale Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und
Kulturpolitik hat die Aufgabe, hier endlich Chancengleichheit herzustellen, sprich auf
allen Ebenen Zugänge zu qualifizierten Ausbildungen und bürgerlichen Karrieren zu
eröffnen und Begabungen im Land zu binden und zu fördern.

Unser Gemeinwesen hat sich durch "ethnische Kolonien" verändert. Die ethnischen
Kolonien haben eine neue Realität für die urbane Kultur gesetzt, die sich auch in
neuen, meist subkulturellen Institutionen ausgeprägt hat. Sie gruppieren sich um Ver-
eine, Kulturhäuser, Religionsstätten, Läden, sozialen Einrichtungen, Arztpraxen u.a. Die
meisten von ihnen werden in der (deutschen) Öffentlichkeit kaum bemerkt. Viele dieser
Kolonien sind durch kulturelle Aktivitäten definiert, durch Tanz- und Musikgruppen,
durch Folkloreaktivitäten, durch Kulturfeste, durch Bildungsarbeit (Vermittlung der Mut-
tersprache), durch gemeinsame politische oder religiöse Überzeugungen.

Wenn Pflege der Herkunftskultur zur Abschottung wird und zu Ausgrenzung führt,
wenn der Rückzug Antwort auf Xenophobie ist und wenn diese Ausgrenzung zu Ghet-
tobildung führt, in dem sich soziale Probleme aller Art zu einem Gewaltpotential bal-
len, so muss der Staat, so muss die Kommune Gegenstrategien entwickeln. Das Be-
dürfnis nach Abgrenzung jedoch, nach Versicherung der jeweils eigenen kulturellen
Identität im Rahmen der "ethnischen Kolonie", deren Begrenzung durch nationale, kul-
turelle oder religiöse Pfosten markiert sein können, muss in seiner Notwendigkeit für
die Immigranten von den Einheimischen erkannt, akzeptiert und ausgehalten werden,
auch wenn es in seiner Konsequenz möglicherweise Ausgrenzung des Gastgebers be-
deutet: Für einen bestimmten Raum realer oder verfasster Art müssen andere Regeln
akzeptiert werden. Dort ist die Kommune quasi fremd auf ihrem eigenen Terrain.

Die Phänomene, die wir zunehmend beobachten, kann man bezeichnen als Behei-
matung in hybriden Welten: Was sich in anderen europäischen Ländern – Groß-
britannien, Niederlande, Frankreich – schon längst vollzogen hat, greift nun auch in
Deutschland. Die sich verändernde Interessenlage der Ortsansässigen führt in Verbin-
dung mit der wachsenden Zahl bikulturell sozialisierter Menschen vor allem unter der
jüngeren Generation zu hybrider Identität: das Auftreten weiterer Religionen neben
den in Deutschland historisch verankerten christlichen und jüdischen Glaubensgemein-
schaften hat deutlich erkennbare Interessenverschiebungen im kulturellen Bereich zur
Folge.

Die Einheit von nationaler Bevölkerung bzw. Ethnie und Kultur löst sich auf in die Plura-
lität von Collagen, die sich (stärker als oft vermutet) integrativ in einem Kernbereich
treffen und überschneiden. Wo die Grenze zwischen Eigenem, Vertrautem und Frem-
dem verläuft, lässt sich immer weniger allgemein verbindlich definieren. Die Innenwelt
fasert zu den Rändern hin aus, wird porös. Konkrete Menschen werden zu Medien
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eines subtilen hunderttausendfachen Kulturtransfers, der deutsche und europäische Kul-
tur zwar nicht in ihrer historischen Substanz verändert oder erschüttert, wohl aber in
ihrer aktuellen Entwicklung beeinflusst und anreichert. Neue (rezeptive und produktive)
kulturelle Interessen werden formuliert und mit wachsendem Druck in die kulturpoli-
tische Debatte eingebracht.

Es geht darum, in Deutschland, sprich in der Mitte Europas, Kultur im wohlverstande-
nen eigenen Interesse als offenes System zu organisieren und zu gestalten. Liberale,
weltoffene kommunale Kulturpraxis sah immer schon die Aufgabe, der historisch ge-
wachsenen Kultur der Sesshaftigkeit die Kultur der Mobilität beizumischen.

Sie gewann und gewinnt gerade daraus ihre Ausstrahlung und Kraft, dass sie sich den
selbstbestimmten Prozessen der Selbsteingliederung öffnet und dass sie kollektiven
Lustgewinn aus dem schöpft, was kulturell zusammenwächst.

In diesem Sinn ist Internationalität, Multikulturalität und Weltoffenheit als alltagskulturel-
ler Erlebnisraum und als Kunst- und Kulturprofil einer Stadt zu einem Standortfaktor
geworden, ohne dass die meisten Bürger und Entscheidungsträger sich dessen bewusst
sind. Die Träger der Innovation agieren international. Folglich wird Modernität heute
mit Internationalität identifiziert.

Sidney positionierte sich im Zusammenhang mit der Ausrichtung der Olympiade erfolg-
reich und nachhaltig unter Verweis auf seine Multikulturalität als moderne Metropole,
und dies trotz und entgegen der nationalkonservativen Positionen der australischen
Regierung und der ausländerfeindlichen Stimmungen im Land. Berlin nutzt das Image
und das Programm des Hauses der Kulturen und des Karnevals der Kulturen, um sich
im bundesdeutschen Vergleich als die internationale und zukunftsgerichtete Metropole
zu präsentieren. Im Werbewert für die Stadt hat der Karneval der Kulturen mittlerweile
die Love-Parade hinter sich gelassen.

Neue urbane Kulturpolitik im Einwanderungsland Deutschland muss dabei den Spagat
aushalten zwischen einer selbstverständlichen Öffnung in kulturelle Internationalität
und der Akzeptanz lokaler ethnischer Kolonien  als eingelagerte Kerne der Bewahrung
von kulturellen Identitäten.

Wo sind nun die Lernorte in der multikulturellen Wirklichkeit? Heute ist der Bezugsrah-
men weltoffener Kulturpolitik nur noch global zu denken. Dabei erweist sich das Bil-
dungsdefizit bezüglich aller Kulturen und Geschichte außerhalb der europäisch-westli-
chen als zentrales Handicap. Eine zentrale Aufgabe künftiger Kulturpolitik muss darin
bestehen, Lernorte für Kultur vorzuhalten, die sich über Weltoffenheit, Kulturaustausch,
Kulturtransferbeziehungen definieren und deren Angebot innovativ auf die neuen Inte-
ressen und auch auf die neuen Zielgruppen einer "globalisierten" Stadt auszurichten.
Zu den wichtigsten Lernorten zählen immer noch die Schulen mit ihren Lehrplänen.
Muss hier nicht neu gewichtet werden? Gerade Schulen in ethnischen Kolonien (Bei-
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spiel Europaschulen) böten bei einer größeren von "Oben" zugelassenen Differenzie-
rung die Möglichkeit einer Spezialisierung als Kompetenzzentren für diverse Kulturen,
um so die demografischen Gegebenheiten im Schulalltag besser aufnehmen und im
allgemeinen Interesse konstruktiv nutzbar machen zu können. Zielvorgabe sollte der
"Alphabet" in vielen Sprachen sein.

Bibliotheken kommt eine wichtige Rolle nicht nur in Sachen Lesekompetenz zu, sondern
auch als Speicher der schriftlichen Weltkultur. Insbesondere in Kommunen mit hoher
Immigrationsquote sollten sie auch muttersprachliche Literatur der "ethnischen Kolo-
nien" bereithalten. Sie sollten in kontinuierlichem Wechsel Länderschwerpunkte definie-
ren und z.B. in Zusammenarbeit mit den Rundfunksendern Programme zur Vermittlung
der großen klassischen und der zeitgenössischen Literatur anderer Länder entwickeln.

Den Volkshochschulen ist – neben ihrer zentralen Funktion für weltoffene Erwachse-
nenbildung – eine neue, sehr große Verantwortung zugewachsen und zwar als zentra-
ler Anbieter für Sprachkurse als Voraussetzung für Einbürgerung und "Lernort für
deutsche Gesellschaft.“

Die Volkshochschulen und andere Einrichtungen der politischen und sozialen Bildung
tragen hohe Verantwortung für mehr Information, für den sachkundigen gesellschaftli-
chen und interkulturellen Diskurs einer breitenwirksamen Bildungsarbeit.

Musikschulen, Jugendkunstschulen und Jugendkulturzentren müssen auf ihre Bereit-
schaft, Lernorte für Weltkultur zu sein, neu befragt und herausgefordert werden.

Es gab an den Musikschulen Initiativen, Instrumentalunterricht für nichteuropäische In-
strumente in das Unterrichtsangebot aufzunehmen und sich damit neue Zielgruppen zu
erschließen. Diese Bemühungen sind erlahmt. Inzwischen bieten die größeren "ethni-
schen Kolonien" selbst kulturelle Bildung an (türkische Musikschulen, koreanische
Trommelkurse, indischer Tanz, russischer Instrumentalunterricht).

Wie sind kommunale Einrichtungen kommunaler Bildung in diese neue Entwicklung
einzubinden? Wie gehen religiöse Einrichtungen (Kirchen, Moscheen, Synagogen,
Gebetshäuser) mit der ethnischen Veränderung des Gemeinwesens und mit der Exis-
tenz anderer Religionen in ihren regionalen Zuständigkeitsgebieten um? Wie reagiert
Kirche auf das Bedürfnis nach weltkultureller Spiritualität? Welche Ansprüche, aber
auch welche Chancen für den Dialog der Kulturen ergeben sich aus der Tatsache, dass
neben afrikanischen Protestanten und asiatischen Katholiken deutsche Muslime und
deutsche Buddhisten ihren Glauben zunehmend öffentlich leben wollen?

Bei den Museen ist zu fragen, wie aus den Sammlungen Orte eigentätigen Lernens und
kultureller Selbstverständigung werden können. Die großzügig finanzierte kolonialisti-
sche Aneignungs- und Sammelleidenschaft mit der Gründung entsprechender Museen
hat bislang viel zu wenig Grundlagen für einen zeitgemäßen Dialog der Kulturen ge-
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schaffen.

Durch Nutzung neuer Medien könnten den Besuchern mehr Information über kulturelle
und historische Zusammenhänge angeboten und Ausstellungen mit didaktischen Kon-
zepten zur Verbesserung des interkulturellen Wissens beitragen.

Ein zentrales Zukunftsthema ist genauso die Internationalisierung und Globalisierung
der Hochschulkultur in Deutschland. Jede moderne Universität muss sich heute als glo-
bal vernetzter, international konkurrierender Lernort begreifen. Gegen den aktuellen
Trend kurzsichtiger Sparpolitik dürfen Institute oder Lehrstühle, die sich mit euro-
päischen und/oder außereuropäischen und kulturvergleichenden Themen befassen,
auf keinen Fall geschlossen werden. Universitätsstädte müssen diese Öffnung und in-
ternationale Positionierung kommunalpolitisch mittragen und unterstützen.

Ebenso wie alle hier lebenden Menschen die Schulen und Institutionen beruflicher Bil-
dung durchlaufen, nutzen sie alle das Radio und das Fernsehen. Auch diese sind virtu-
elle Lernorte mit offenen und verdeckten Lehrplänen. Stärker als alle anderen Kulturein-
richtungen sind die elektronischen Medien in die beschriebenen Entwicklungen der
Globalisierung verstrickt.

So wurden sie zu den "natürlichen " Medien der Distribution einer neuen Weltsicht. Im
Unterschied zu der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gilt ihr Engagement heute nicht
mehr der Bewahrung nationaler (medialer, informativer, kultureller) Identität. Und in
großer Einigkeit werben sie für Toleranz und Gleichberechtigung. Der CIVIS Fernseh-
preis ist dafür ein gutes Beispiel. Stärker als in England, Frankreich und Holland klagen
aber die neu in Deutschland eingebürgerten Nachfahren aus Immigrantenfamilien,
sprich junge Schauspieler, Tänzer, Musiker mit entsprechenden Familiennamen, dass
sie heute zwar kleinere Rollen bekommen können, aber immer nur solche, die sie als
"Ausländer" kennzeichnen.

Und das ist die allgemeine und große Herausforderung, dass wir zu einer Normalisie-
rung im Verhältnis von Einheimischen und Migranten kommen.

Die Migrationsprozesse lassen sich gestalten, aber nicht zurückdrehen.

Diese Prozesse, eine Zuwanderungsgesellschaft zu werden, verlangen viel politische
Gestaltung und Klärung und im alltäglichen Leben viel Normalisierung und Chancen-
gleichheit.
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Die politische ›Verwaltung‹ von Migration in Gemeinden1

Migration und der Modus, in dem sie als Problem in den Organisationen von Gemein-
den als politischen Gebietskörperschaften formuliert wird, sind nicht determiniert durch
Migration als solche, sondern abhängig von der strukturellen Verfassung kommunaler
Einrichtungen. Migration und kulturelle Wandlungsprozesse sind keine vorgängigen
sozialen Ereignisse, auf die kommunale Organisationen als externe Umweltereignisse
reagieren. Das Vorkommen von Migranten in Organisationen und das hier strukturierte
Geschehen ist selbst Teil des sozialen und kulturellen Wandlungsgeschehens, das mit
der Redeweise von internationaler Migration und ihren sozialen Folgen bezeichnet ist.
In den Organisationen des politischen Systems so wie in den Organisationen anderer
gesellschaftlicher Bereiche bilden sich erst die sozialen Strukturen, die als Migration
registriert werden. Welche Art Geschehen Migration in einer Gemeinde und damit in
diesem organisierten Teilkomplex des politischen Systems ist, welche kulturellen und
sozialen Folgen damit für eine Gemeinde verbunden sind, wird mit der Entstehung von
Zuständigkeiten und Einrichtungen in den Kommunen, mit der Beschreibung von Pro-
blemen, Lösungen und angemessenen Mitteln festgelegt. Was dann geschieht, wird auf
der Folie solcher Strukturen registriert und weiter verarbeitet. In diesem Zusammenhang
zeigt sich, dass die Konstruktion von Kulturdifferenz und Fremdheit selten spektakuläre
Konflikte zur Grundlage hat, sehr oft aber mit der Darstellung von Organisationshan-
deln, seinen Problemstellungen, Mitteln und Lösungen als angemessen und rational zu
tun hat.2

1 Der vorliegende Text erscheint in: Jochen Oltmer (Hg.), Migration steuern und verwalten: Deutschland vom
späten 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart (IMIS-Schriften, Bd. 12), Göttingen 2003.

2 Der vorliegende Beitrag fasst einige Ergebnisse eines Forschungsprojekts zusammen, das 1999–2001 unter
dem Titel ›Migration und kulturelle Differenz in Gemeinden: Eine historisch-systematische Untersuchung‹
durchgeführt und von der VolkswagenStiftung gefördert wurde. Die Leitung des Projektes lag bei Klaus J. Bade
(IMIS, Universität Osnabrück) und Michael Bommes (IMIS, Universität Osnabrück und Pädagogische Hochschule
Freiburg), Mitarbeiter in dem Projekt waren Evangelos Karagiannis und Ute Koch. Für zahlreiche kritische und
weiterführende Hinweise bedanke ich mich bei Klaus J. Bade sowie Evangelos Karagiannis und Ute Koch.
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Einführung: die historisch-systematische Untersuchung der Rolle von
Gemeinden bei der Bildung von Kommunikations- und Beobachtungs-
formen für Migration

In welchem Ausmaß und in welcher Weise strukturieren die politische ›Verwaltung‹ von
Migrationsprozessen und dabei verwendete rechtsförmige und administrative Unter-
scheidungs- und Beschreibungsweisen gesellschaftliche Kommunikationsformen über
Migration? Gemeinden als politische Gebietskörperschaften eignen sich besonders für
die Untersuchung der Rolle politischer Verwaltungen bei der Bildung von Kommunika-
tions- und Beobachtungsformen für Migration; denn sie sind im föderalen Staatsaufbau
der Bundesrepublik Deutschland zentrale Träger öffentlicher Verwaltung. Seit dem
Zweiten Weltkrieg haben sich die verschiedenen Migrationen in jeweils unterschied-
licher Weise auf das Territorium der Bundesrepublik Deutschland verteilt und daher die
Gemeinden auf sehr verschiedene Weise tangiert.3 Die Reaktionsformen der kommuna-
len Verwaltungen auf diese Prozesse sind erst wenig erforscht.4 Das gilt besonders für
ihre historische und systematische Rolle bei der Strukturierung und politischen Gestal-
tung der aus Migration resultierenden Folgeprozesse und für die entstehenden, vielfach
auf der Basis ethnischer und kultureller Unterscheidungen artikulierten Identitäts- und
Abgrenzungsmuster. Damit ist eine historische und zugleich systematische Forschungs-
lücke bezeichnet5; denn die Rolle von Verwaltungen als politische Organisationen ist
für die Beschreibung der Entwicklung der Migrationsverhältnisse und der damit ver-
bundenen Kommunikationsformen aus verschiedenen Gründen von erheblichem theore-
tisch-systematischen Interesse. In den Blick rückt damit die eigenständige Rolle von Or-
ganisationen für die Entwicklung soziokultureller Strukturen. Die Bearbeitung der identi-
fizierten Forschungslücke macht daher die Einbeziehung der Organisationsforschung
erforderlich und führt in die Diskussion über Migration und den daraus resultierenden

3 Vgl. dazu allgemein Michael Bommes/Ulrich Rotthoff, Europäische Migrationsbewegungen im kommunalen
Kontext, in: Interne Studien Nr. 100, hg.v.d. Konrad Adenauer Stiftung, St. Augustin 1994, S. 93–148.

4 Es finden sich einerseits die Studien des Deutschen Instituts für Urbanistik zu »Ausländischen Arbeitnehmern und
ihren Familien«, die eng an konkrete Problemstellungen von Kommunen angelegt sind, die frühen Texte von
Dieter Filsinger/Franz Hamburger/Dieter Neubert, Kommunale Ausländerarbeit: Sozialarbeit unter staatlichen
und administrativen Zwängen, in: neue Praxis, 12. 1982, H. 2, S. 136–159, und die daran anschließende
Fallstudie zu Ludwigshafen von Dieter Filsinger, Ausländer im kommunalen Handlungskontext – Eine empirische
Fallstudie zur Bearbeitung des ›Ausländerproblems‹, Berlin 1992. Darüber hinaus interessant: Mechthilde
Kißler/Josef Eckert, Multikulturelle Gesellschaft und Urbanität – Die soziale Konstruktion eines innerstädtischen
Wohnviertels aus figurationssoziologischer Sicht, in: Migration, 1990, H. 8, S. 43–79. Diese Texte untersuchen
aber nicht die Rolle der Gemeinden als politischen Organisationszusammenhang in dem hier zugrundegelegten
und nachfolgend erläuterten Verständnis.

5 Die auch durch neuere Publikationen wie Norbert Gestring u.a. (Hg.), Jahrbuch StadtRegion 2001:
Schwerpunkt: Einwanderungsstadt, Opladen 2001; Wolf-Dietrich Bukow u.a. (Hg.), Die multikulturelle Stadt:
Von der Selbstverständlichkeit im städtischen Alltag, Opladen 2001; ders. (Hg.), Auf dem Weg zur
Stadtgesellschaft: Die multikulturelle Stadt zwischen globaler Neuorientierung und Restauration, Opladen 2001,
und Frank Gesemann (Hg.), Migration und Integration in Berlin: Wissenschaftliche Analysen und politische
Perspektiven, Opladen 2001, nicht geschlossen wird. Organisation als eigenständige soziale Struktur findet
keine systematische Berücksichtigung.
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sozialstrukturellen Wandel eine theoretisch aussichtsreiche und in der allgemeinen So-
zialforschung an Bedeutung gewinnende Perspektive ein.

Organisationen sind in allen gesellschaftlichen Bereichen von überragender Bedeu-
tung. Dies gilt für die Möglichkeiten sozialer Strukturentwicklung sei es der Wirtschaft,
der Politik, des Rechts, der Wissenschaft oder der Erziehung, aber auch für die Le-
benschancen von Individuen, die dafür auf den Zugang zu Organisationen angewie-
sen sind.6 Die eigenständige Rolle von Organisationen für die Entwicklung soziokultu-
reller Strukturen ist daher auch in dem hier interessierenden Forschungsfeld stärker in
Betracht zu ziehen; denn Gemeinden bestehen aus Komplexen von politischen Organi-
sationen wie Gemeindeparlamente, Verwaltungen und politische Ämter. Für die Unter-
suchung der Reaktionsformen von Gemeinden auf Migration kann daher eine in ande-
ren Forschungsfeldern empirisch bewährte Einsicht der Organisationsforschung aufge-
griffen und auf das Feld der Forschungen zu Migration und Interkulturalität übertragen
werden, die diese eigenständige Rolle von Organisationen für die Entwicklung sozio-
kultureller Strukturen theoretisch akzentuiert: Die Formulierung und Bearbeitung von
Problemen in Organisationen ist nicht umwelt-, sondern strukturabhängig. Organisati-
onen entwerfen, interpretieren und »gestalten« ihre Umwelten entlang von »cognitive
maps« und Probleme werden auf der Folie vorhandener Lösungen beobachtet und be-
arbeitet.7 Organisationsentscheidungen orientieren sich in der Bearbeitung und Ab-
sorption von Unsicherheit an eigenen vergangenen und zukünftigen Entscheidungen.8

Für die Frage nach der Rolle von Verwaltungen für die Beschreibung der Entwicklung
der Migrationsverhältnisse und der damit verbundenen Kommunikationsformen heißt
das: Organisationen reagieren auf der Grundlage ihrer Strukturen – Stellen/Personal,
Programme, Kommunikationswege – auf Umweltereignisse wie Migration und damit in
Zusammenhang gebrachte soziale Folgen, registrieren sie und weisen ihnen Sinn und
Problemformulierungen zu. Bei solchen Zuweisungen bedienen sie sich semantischer
Repertoires9, die in Organisationen lizensiert sind in dem Sinne, dass darin sozial gül-
tige Beschreibungen der Welt formuliert werden können. Sinnzuweisungen ermögli-
chen Anschlussentscheidungen über Alternativen wie Zuständigkeit/Nicht-Zuständig-
keit, abweisen, vertagen oder überweisen, Leistungen zuteilen oder verweigern, Maß-

6 Veronika Tacke (Hg.), Organisation und gesellschaftliche Differenzierung, Wiesbaden 2001.

7 Karl E. Weick, Der Prozess des Organisierens, Frankfurt a.M. 1985; ders./Richard Daft, Toward a Model of
Organizations as Interpretative Systems, in: Academic Management Review, 9. 1984, S. 284–295;
ders./M.G. Bougon, Organizations as Cognitive Maps: Charting Ways to Success and Failure, in: Henry P.
Sims/Dennis A. Gioa (Hg.), The Thinking Organization, San Francisco/London 1986, S. 102–135.

8 Vgl. James G. March/Herbert A. Simon, Organizations, New York/London 1958; James G. March, Decisions
and Organizations, Oxford 1988; Niklas Luhmann, Organisation und Entscheidung, Wiesbaden 2000. Man
kann daher Organisationen systematisch als Einrichtungen auffassen, die sich von ihrer Umwelt abgrenzen und
als solche reproduzieren durch Entscheidungen, die an Entscheidungen anschließen.

9 Von Semantik ist hier in dem Sinne die Rede, dass sie als Kommunikationsmuster den Horizont sozialer
Anschlussmöglichkeiten einschränken; zum Begriff der Semantik im hier verwendeten Sinne vgl. Peter Fuchs, Die
Erreichbarkeit der Gesellschaft, Frankfurt a.M. 1992, S. 82ff.
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nahmen ergreifen, neue Organisationen oder Organisationsstrukturen wie Stellen oder
Programme vorsehen usw. Teil solcher Sinnzuweisungen im Bereich Migration ist die
Beobachtung von Kultur und Interkulturalität. Wenn staatliche Administrationen als poli-
tische Organisationen bei der ›Verwaltung‹ von Migration diese als Problemstellung
interkultureller Kommunikation konzipieren und in ihre rechtsförmigen und administra-
tiven Entscheidungsprozesse einbauen10, ist dies als Teil des »Prozesses des Organisie-
rens« (Weick) in Verwaltungen, als kontingente Form der Absorption von Unsicherheit
zu verstehen. Dies bedeutet also, dass die aus Migration resultierenden bzw. damit im
Zusammenhang stehenden Reaktionsformen in Kommunen als Resultat der Strukturbil-
dung kommunaler Organisationen begriffen werden. Die je gegebene Spezifizität der
zu untersuchenden Fälle sind daher als das Resultat des entscheidungsbasierten Ope-
rierens von Organisationen zu rekonstruieren.

An zwei konkreten Fällen soll im folgenden vergleichend untersucht werden, wie politi-
sche Verwaltungen in verschiedenen Gemeinden der Bundesrepublik Deutschland drei
große Zuwanderungsströme der Nachkriegszeit – die Zuwanderung der seit den
1950er Jahren angeworbenen Arbeitsmigranten, der Asylbewerber und der Aussiedler
– verarbeitet haben, welche Realität(en) der Migration daraus für sie resultier(t)en und
welche Beobachtungs- und Verarbeitungsformen dabei zur Geltung kamen.

Die Auswahl von zwei mittelgroßen Städte im Norden und Süden der Bundesrepublik
Deutschland orientierte sich zunächst an externen Kriterien: Die Berücksichtigung von
Gemeinden aus zwei verschiedenen Bundesländern gewährleistet, dass Kommunen mit
je verschiedenen Gemeindeverfassungen (norddeutsche Ratsverfassung vs. süddeutsche
duale Rat-Bürgermeister-Verfassung) einbezogen werden, um den Einfluss formal unter-
schiedlicher politischer Organisationsstrukturen kontrollieren zu können. Die geo-
graphische Nord-Süd-Platzierung erlaubt es zudem, gegebenenfalls den Einfluss des
sog. Nord-Süd-Gefälles und damit zusammenhängende sozialstrukturelle Unterschiede
wie die lokale Beschäftigungsstruktur oder die Arbeitslosenzahlen auf die Entscheidun-
gen politischer Verwaltungen in dem hier interessierenden Zusammenhang zu berück-
sichtigen. Die schließlich getroffene Auswahl der Gemeinden gewährleistete zunächst
nur, dass es sich um Gemeinden handelt, die unter den ausgeführten allgemeinen Ge-
sichtspunkten einen eher typischen und durchschnittlichen Charakter besitzen.

Jede weitergehende inhaltliche Vorab-Festlegung erschien nicht sinnvoll; denn Migra-
tion stellt, wie erläutert, keinen unmittelbar gegebenen Problemsachverhalt dar, auf
den politische Organisationen nur reagieren. Grundlegend ist wieder ausgehend von
den Resultaten der allgemeinen Organisationsforschung die Annahme, dass Wahr-
nehmung, Formulierung und Bearbeitung von Problemen durch Organisationen nicht
umwelt-, sondern strukturabhängig sind. Die aus Migration resultierenden bzw. damit

10 Normative Anforderungen aus der gesellschaftlichen Umwelt werden nicht übernommen, sondern
gegebenenfalls symbolisch aufgegriffen; John W. Meyer/Brian Rowan, Institutionalized Organisations: Formal
Structure as Myth and Ceremony, in: American Journal of Sociology, 83. 1977, H. 2, S. 340–363; Neils
Brunsson, The Organization of Hypocrisy. Talk, Decisions and Action in Organizations, Chichester 1989.
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im Zusammenhang stehenden Reaktionsformen in Kommunen und gegebenenfalls ihre
jeweiligen Besonderheiten müssen also als Resultat der Strukturbildung kommunaler
Organisationen begriffen werden. Die Fallauswahl orientierte sich daher nicht an de-
ren je gegebener Spezifizität, es ging vielmehr darum, Besonderheit gegebenenfalls
als das Resultat des normalen, d.h. entscheidungsbasierten Operierens von Organisa-
tionen zu rekonstruieren. Vorausgesetzt für die Auswahl der Gemeinden über die ge-
nannten externen Kriterien hinaus wurde daher nur, dass sie in ihrer Geschichte von
den hier relevanten Migrationen betroffen waren. Die beiden ausgesuchten mittel-
großen Städte sind ganz unspektakuläre Fälle. Sie erweckten aufgrund ihrer Migra-
tionsgeschichte und ihrer organisatorischen Reaktionen auf diese Migration kaum je-
mals landes- oder gar bundesweite Aufmerksamkeit.

Aus der Konzeption der Studie resultieren spezifische Schwierigkeiten ihrer Operatio-
nalisierung. Die Untersuchung muss historisch zurückreichen bis zum Zeitpunkt der lo-
kal je verschieden einsetzenden Arbeitsmigration und von da an die kommunalen Re-
aktionen und Verarbeitungsformen für die drei genannten Zuwanderungsformen analy-
sieren. In einem ersten Schritt sind daher zunächst die beteiligten kommunalen Organi-
sationen – Sozialämter, Jugendämter, Schulämter, Allgemeiner sozialer Dienst, Aus-
länderbehörden, kommunale Parlamente, Arbeitsämter, Wohlfahrtsverbände – in den
Blick genommen worden mit dem Ziel, die Organisationen zu identifizieren, die kom-
munal (im doppelten Sinne des Wortes) entscheidende Problemformulierer und Agen-
dasetter waren. Zu fragen galt es, wie sie dazu wurden, wie andere Organisationen
an solche Formulierungen anschlossen, sie modifizierten und an ihre Entscheidungs-
probleme anpassten etc.

Geht man davon aus, dass der Sachverhalt der Migration nicht festlegt, auf welchem
›Bildschirm‹ kommunaler Verwaltungen er als welche Art Problemstellung registriert
wird, dann begründet dies methodische und forschungspraktische Probleme für die
Beantwortung der Frage, wie eine empirische Untersuchung der Fragestellung über-
haupt begonnen werden kann. Wenn die Zuständigkeiten von Verwaltungen für Mig-
rationen und daraus resultierende sozialstrukturelle Folgen nicht umweltabhängig vor-
ausgesetzt, sondern als Resultat des Operierens von kommunalen Organisationen be-
griffen werden – wie kann man dann die kommunale Konstruktion solcher Zuständig-
keiten im Rahmen einer historisch empirischen Untersuchung erheben? Denn jede Ent-
scheidung, die Verwaltungsakten eines Sozialamtes oder eines Jugendamtes, die Pro-
tokolle eines Verwaltungsausschusses oder eines Gemeindeparlamentes zu untersu-
chen, scheint vorauszusetzen, was doch gerade nicht vorausgesetzt werden sollte.
Steht nicht zudem jeder Anfang einer solchen Untersuchung, die sich nicht vorab auf
eine zu untersuchende kommunale Einrichtung festlegt, in der Gefahr der Beliebigkeit?
Denn wie kann man ausschließen, dass gegebenenfalls die erhobenen Daten, auf die
sich die Analysen stützen, einer durch die Grenzen der Forschungskapazität regulier-
ten Selektivität der empirischen Erhebungen geschuldet sind, wenn doch im Rahmen
der verfügbaren Forschungskapazität nicht der gesamte Komplex politischer Organisa-
tionen, aus dem Kommunen als politische Gebietskörperschaften bestehen, für den re-
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levanten Untersuchungszeitraum umfassend untersucht und erfasst werden kann? Wie
also kann man hier begründete und nicht arbiträre Einschränkungen vornehmen?

Für die Schwierigkeit des Anfangens der empirischen Untersuchung bot sich schließlich
folgende Lösung an: Ausgehend von begründeten Vermutungen darüber, in welchen
Einrichtungen und auf welche Weise die Zuwanderung der angeworbenen Arbeits-
migranten in kommunalen Organisationen in den 1960er Jahren zum Thema gewor-
den sein konnten, wurden zunächst die verfügbaren Datenbestände, archivierte oder in
anderer Form aufbewahrte Verwaltungsunterlagen, gesichtet und gegebenenfalls die
relevanten Daten erhoben und, sofern dies noch möglich war, Interviews mit ent-
sprechenden Organisationsmitgliedern geführt. Begründungen für die Vermutung, dass
die Arbeitsmigration der 1960er Jahre in den Kommunen vor allem als Wohnungs-
problematik und als sog. humanitäre Problematik zum Thema geworden war, konnten
dabei den gesetzlichen und administrativen Bestimmungen über die Bedingungen der
Anwerbung und Beschäftigung der Arbeitsmigranten, den Arbeiten von Historikern11

sowie zeitgenössischen sozialwissenschaftlichen Untersuchungen12 entnommen wer-
den. Über die Sichtung der zugänglichen Unterlagen aus Sitzungen der Gemeinde-
parlamente hinaus wurden daher Unterlagen solcher Ämter durchgesehen, für die sich,
wie z.B. die Jugend- und Sozialämter, Hinweise darauf ergaben, dass sie mit der Ar-
beitsmigration befasst gewesen sein konnten.

Das Problem der relativen Zufälligkeit des Anfangens lässt sich damit nicht vollständig
lösen, sondern nur einschränken. Es ist zu Beginn einer solchen Untersuchung aber
auch nicht lösbar – und löst sich doch im Gang der Untersuchung wie von selbst: Man
kann auf der Basis begründeter Vermutungen für den Beginn einer solchen Untersu-
chung nicht ausschließen, dass man relevante Gelegenheiten der kommunalen Befas-
sung mit Problemstellungen der Migration verpasst; denn Vollständigkeit kann nicht
gewährleistet werden. Das erwies sich aber mit dem Fortgang der Untersuchung als
ein sich mehr und mehr reduzierendes Problem; denn indem sich die untersuchten
Kommunen mit Migration wiederkehrend, zunächst diskontinuierlich, schließlich konti-
nuierlich befassen, bauen sie sukzessive Strukturen der Selektivität im Umgang mit
Migration auf.

Migranten treten in einer Vielzahl von kommunalen Organisationen als Publikum auf,
aber in verschiedener Weise:

11 Klaus J. Bade, Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland? Deutschland 1880–1980, Berlin 1983;
ders., Ausländer – Aussiedler – Asyl: Eine Bestandsaufnahme, München 1994; Ulrich Herbert, Geschichte der
Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, Flüchtlinge, München 2001;
Johannes-Dieter Steinert, Migration und Politik: Westdeutschland – Europa – Übersee 1945–1961, Osnabrück
1995.

12 Ursula Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, Bonn 1974; Knuth Dohse, Ausländische
Arbeiter und bürgerlicher Staat: Genese und Funktion von staatlicher Ausländerpolitik und Ausländerrecht: Vom
Kaiserreich bis zur Bundesrepublik Deutschland, Königstein i.Ts. 1981.
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a) Sie werden gar nicht als Migranten registriert.
b) Sie werden als Migranten registriert und thematisiert und es ist organisationsintern

zu klären, wie mit ihnen zum Beispiel unter dem Gesichtspunkt des Leistungsbezugs
zu verfahren ist. Dies erlaubt die Fortsetzung einer organisationsinternen Routine,
ohne dass dies auf andere kommunale Organisationen oder die in der kommuna-
len Öffentlichkeit etablierten Kategorisierungs- und Beschreibungsweisen ausstrah-
len muss.

c) Migranten werden in einer Organisation mit dem Anspruch einer organisations-
übergreifenden, die Kommune oder gar ›die Gesellschaft‹ betreffenden Weise zum
Thema gemacht. Es werden ihre öffentliche Relevanz, das Erfordernis von geson-
derten Maßnahmen oder von Konsequenzen kommuniziert, die Nicht-Zuständigkei-
ten oder aber umgekehrt organisatorische Zuständigkeiten neu festschreiben, ge-
gebenenfalls die Umverteilung von Ressourcen durchzusetzen vermögen und an-
dere kommunale Organisationen veranlassen, an diese Thematisierungsweisen und
Reklamationen von Zuständigkeiten bzw. Nicht-Zuständigkeiten anzuschließen.

Von Interesse ist hier vor allem der letzte Fall: die Entstehung von Strukturbildungen,
die zu einer übergreifenden, auch andere kommunale Organisationen einbeziehenden
Etablierung von Selektivitäten und Zuständigkeiten führen. Damit entstehen Problembe-
schreibungen für das, was Arbeitsmigration, Aussiedlerzuwanderung oder Asylbewer-
berzuwanderung kommunal bedeuten, Lösungen, die für solche Probleme anzustreben
sind, und Mittel zur Erreichung solcher Lösungen, die zugleich Zuständigkeiten bzw.
Nicht-Zuständigkeiten bestehender Organisationen reklamieren und Einrichtungen ent-
stehen oder vergehen lassen.

Methodisch hat dies zur Folge, dass sich die anfängliche Offenheit des Untersuchungs-
feldes und damit auch die relative Zufälligkeit des Anfangs zunehmend einschränken.
Denn die in den kommunalen Verwaltungen sich etablierende soziale Selektivität in
dem ausgeführten Sinne führt sowohl dazu, dass die Fundstellen in den Daten zuneh-
mend aufeinander Bezug nehmen, als auch dazu, dass kommunale Gelegenheiten der
Relevanz von Migration durch etablierte Selektivitätsstrukturen geführt, auf organisati-
onsförmige Zuständigkeiten geleitet werden und hier auftauchten. Die Ordnungsstruk-
tur, die in den Daten zunehmend sichtbar wird, ist also als Resultat genau des Prozes-
ses aufzufassen, der Gegenstand der Forschung war: Die Herstellung von Ordnung in
Organisationen angesichts von uneindeutigen und unbestimmten Sachverhalten, denen
im Lichte der Problemstellungen dieser Organisationen ein Sinn verliehen und damit
eine Ordnung des Vorkommens in diesen Organisationen selbst zugewiesen wurde.
Auf der Erhebungsseite manifestierte sich dies darin, dass in den Daten selbst parallel
zu diesem historischen Prozess der Befassung der Kommunen mit den verschiedenen
Migrationen immer deutlicher nachvollziehbare Verweisungsstrukturen identifiziert
werden konnten, so dass sich schließlich der Kreis der für die Fragestellung des Projek-
tes zu untersuchenden Einrichtungen erheblich reduzierte und damit das Untersu-
chungsfeld systematisch eingegrenzt werden konnte.



28

Die ›Verwaltung‹ von Migration in kommunalen Organisationen: Eine
vergleichende Fallstudie

Die Art und Weise, in der Migration als Problem in den kommunalen Organisationen
der ausgesuchten Städte A und B konzeptualisiert und darauf reagiert wird, kann, wie
nachfolgend verdeutlicht werden soll, aus den administrativen Strukturen beider Städte
erklärt werden. Die differenten Strukturvoraussetzungen der Kommunalpolitik sind in
beiden Städten in den unterschiedlichen Ratsverfassungen beider Städte, in dem früh-
zeitigen (A) oder verspäteten (B) Umbau der Sozialverwaltung im Zuge des Ausbaus
des Wohlfahrtsstaates in Deutschland und in jeweils stadtspezifischen historischen Ent-
wicklungen verankert. Dies führt in beiden Gemeinden im Falle der angeworbenen
Arbeitsmigration und der daran anschließenden Prozesse der Niederlassung zu jeweils
ganz anderen organisatorischen Reaktionsbildungen, die auch auf die Art ausstrahlten,
in der in beiden Städten im Anschluss daran mit den Zuwanderungen der Aussiedler
und Asylbewerber verfahren wurde.

Arbeitsmigration

In den 1960er Jahren unterschieden sich Stadt A und Stadt B zunächst nur wenig: Ar-
beitsmigration war für die kommunale Administration und Politik weitgehend bedeu-
tungslos. Dies findet seinen Niederschlag nicht zuletzt in der sehr sporadischen Daten-
lage für die 1960er Jahre. Die sog. Gastarbeiter und die daraus resultierenden lokalen
Konstellationen tauchten auf dem ›Bildschirm‹ der Kommunen vor allem als Wohnraum-
und Ordnungsproblematik auf. Eine Zuständigkeit über die Feststellung illegaler oder
hygienisch bedenklicher Zustände durch die Ordnungs- und Gesundheitsämter hinaus
wurde abgelehnt und in die Zuständigkeit der Arbeitgeber und der Arbeitsverwaltung
verwiesen.

In der Forschung über die sog. Gastarbeiterwanderung, aber auch in der rückblicken-
den Selbstbeschreibung von Kommunen wird üblicherweise darauf hingewiesen, dass
Ende der 1960er Jahre und zu Beginn der 1970er Jahre der Niederlassungsprozess
der Arbeitsmigranten und damit das Verlassen der Wohnheime sowie der Familien-
nachzug einsetzten. Dies wird zugleich als der Auslöser für einsetzende Integrations-
maßnahmen in vielen Kommunen angesehen, da sie sich mit den Arbeitsmigranten als
neuen Einwohnern konfrontiert sahen.13 Eine solche strukturfunktionale Betrachtungs-
weise findet jedoch bei genauerem Hinsehen keine Bestätigung.

In der Stadt A entstand im Verlauf der frühen 1970er Jahre ein sog. ›Beratungszentrum
für ausländische Arbeitnehmer‹ (BAA), mit dem die Sozialberatung für die Arbeits-
migranten, bis dahin von den Wohlfahrtsverbänden getragen, in städtische Regie
übernommen wurde. Dieses Zentrum entwickelte sich in den 1970er und 1980er Jah-

13 Heinrich Stang, Ausländerintegration in der kommunalen Praxis: Leitfaden für Kommunalpolitiker und
Verwaltungsbehörden, Köln 1982.
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ren zu der für Arbeitsmigration und ihre Folgen zuständigen und mit Definitionskompe-
tenz ausgestatteten zentralen Organisation in der Kommune.

Diese Einrichtung kann man in ihrer Entstehungsgeschichte, in ihrer Strukturentwicklung
und in der Art und Weise, in der sie Arbeitsmigration als Problem konzipiert, nicht an-
gemessen als funktionale Reaktion auf die Strukturfolgen der Arbeitsmigration verste-
hen. Die Entstehung dieser Einrichtung war vielmehr der Kombination verschiedener
›Zufälle‹ geschuldet, die eine Strukturentwicklung in Gang setzte, die mit ihrer Konsoli-
dierung als angemessene und vorausschauende Reaktion auf die Probleme der Ar-
beitsmigration nachrationalisiert werden konnte. Zu diesen Zufällen gehörten: eine
»anders gemeinte« Ratsanfrage der Opposition im Gemeindeparlament; ein angesichts
einer geplanten, aber noch ausstehenden Gründung einer Universität bis dahin unter-
beschäftigter kommunaler Hochschulreferent, für den der Auftrag zur Beantwortung
dieser Anfrage zu einer Gelegenheit wird, seine sozialwissenschaftliche Beschrei-
bungskompetenz auf das Feld der Arbeitsmigration anzuwenden und die Stadt mit
ausgefeilten Problembeschreibungen sowie daraus abgeleiteten umfangreichen Em-
pfehlungen, was organisatorisch zu tun sei, zu versorgen; ein halbherziger Versuch
des Oberstadtdirektors, den Personal- und Mittelaufwand für das auf die Empfehlungen
des Referenten hin eingerichtete, aber zunächst wenig erfolgreich arbeitende BAA
durch Umstrukturierung zu reduzieren; die daraus resultierende Übernahme der Leitung
des BAA durch einen Sozialarbeiter, der sein an den neu gegründeten Fachhochschu-
len erlerntes Wissen dazu nutzte, diese Einrichtung zu der kommunal zuständigen
Adresse für alle Problemstellungen auszubauen, die innerhalb anderer kommunaler
Verwaltungen mit der Arbeitsmigration und ihren Folgen in Verbindung gebracht wur-
den. Im Ergebnis führte dies zur Herausbildung einer Organisation, an die schließlich
alle Ereignisse vermittelt wurden, die in anderen kommunalen Organisationen wie den
Sozial-, Jugend- oder Wohnungsämtern als ›Ausländerprobleme‹ registriert wurden.
Dieses Zentrum entwickelte sich zum kommunal lizenzierten Problemformulierer: Mit
den von ihm initiierten kommunalen Programmen und Maßnahmen setzten sich die
dort formulierten Beschreibungsweisen der Arbeitsmigration und ihrer Problematik als
Problemstellung der Sozialarbeit und der (Sozial-) Pädagogik durch.
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Parallel zu dieser innerkommunalen Monopolisierung von Zuständigkeit baute dieses
Zentrum um sich herum ein Netzwerk von Vereinen als sog. freien Trägern auf, die
eine Reihe von ›Maßnahmen‹14 in den Bereichen von Pädagogik und Sozialpädago-
gik, Therapie, Berufsausbildung und sog. Kulturarbeit aufbauten. In die administrativen
und politischen Entscheidungsprozesse der Kommune hinein dehnte das BAA seinen
Einfluss durch die Geschäftsführung des Ausländerbeirates aus. Damit entstand im Ver-
lauf der 1980er Jahre ein pädagogisch sozialarbeiterisches Netzwerk von sog. freien
und kommunalen Organisationen, die ihre Kapazitäten aneinander steigerten, indem
sie Fördermaßnahmen, Bildungs- und Kulturprogramme, Therapie- und Betreuungsan-
gebote in Abstimmung mit dem BAA entwickelten, anboten und dafür mit Unterstützung
des BAA kommunale, Landes- und Bundesfinanzierungen einwarben und beschafften.
Das BAA machte in dieser Weise mit den gewonnenen Definitionskompetenzen, der
Steigerung seiner kommunalen Haushaltsanteile sowie dem lokalen Aufbau und Ma-
nagement der sog. Ausländerarbeit Migration zu einem kommunal bedeutsamen
Thema, das in der Zuständigkeit der Sozialen Arbeit lag. Im Effekt wurde dadurch ein
für die Arbeitsmigranten und ihre Familien zuständiger Komplex von Organisationen
neben den regulären Einrichtungen der kommunalen Sozialverwaltung aufgebaut. Auf
dieser Grundlage besaß das BAA in den späten 1970er und den 1980er Jahren die
weitgehend unangefochtene Zentralkompetenz in Sachen Migration und vermochte
diese auch kommunalintern gegen konkurrierende Ansprüche zum Beispiel der Kultur-
verwaltung zu behaupten.

Die gewonnene Definitionskompetenz ist dabei ausgestaltet worden im Rückgriff auf
eine Semantik, die seit den 1970er Jahren aus den anwachsenden Fortbildungsange-
boten der Fachhochschulen, Universitäten und kirchlichen bzw. freien Bildungsträger
bezogen werden konnte. In solchen Fortbildungen wurden Arbeitsmigration und ihre
Folgeprobleme als Kulturdifferenz, Multikultur und Interkulturalitätsproblematik behan-
delt sowie die Relevanz und Angemessenheit dieser Konzeptualisierungen vermittelt.

14 Einer ›Maßnahme‹ liegt ein hinreichend einsichtig beschriebenes Problem zugrunde, das der Lösung vermittels
der eben zu ergreifenden Maßnahme bedarf, die mit einem quantitativ und zeitlich bestimmbaren
Mittelverbrauch verbunden ist. Sog. Maßnahmenträger identifizieren und stellen Probleme dar, deren Lösung sie
mittels der Durchführung von Maßnahmen gewährleisten. Für diese beschaffen sie die meisten Mittel durch die
Mobilisierung politischer Entscheidungen. Die zeitliche Streckung und Fortführung einer Maßnahme gelingt
dann, wenn die Träger einsichtig machen können, dass sie die geeignete Lösung für solche Probleme
bereitstellen, die ohne ihr Verschulden nachwachsen (wie im Fall von Kindern und Jugendlichen) oder die ein
unvorhersehbares Ausmaß haben, so dass die Fortführung oder gar Ausdehnung einer Maßnahme zwingend
erscheint. Diese Maßnahmengebundenheit begründet einen Modus der Arbeit, in der diese permanent gegen
Maßnahmenkonkurrenten in ihrer Alternativlosigkeit vorgeführt wird: Die je ins Auge gefassten oder
bearbeiteten Probleme sind dringend und dulden keinen Aufschub, der Mittel- und Personalverbrauch ist daran
gemessen eher gering oder auch unverantwortlich niedrig. Mit diesem Darstellungszwang als
Mobilisierungsform politischer Entscheidungen ist die Inszenierung der permanenten Außeralltäglichkeit der
Arbeit und der geradezu heroischen Leistungen der Beschäftigten verbunden. Dieser Zwang zur kontinuierlichen
Erfindung und Konzipierung von Maßnahmen durch Verwaltungen und freie Träger ist für den Bereich der
Migration typisch, sofern er als Problemstellung der Sozialen Arbeit und damit der Hilfsbedürftigkeit konzipiert
ist, allgemein dazu Michael Bommes/Albert Scherr, Soziologie der Sozialen Arbeit: Eine Einführung in Formen
und Funktionen organisierter Hilfe, Weinheim/München 2000.
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Diese Beschreibungsformen wurden und werden als Muster bzw. Kopien bezogen und
lokal relevant gemacht in der Ausgestaltung des organisatorischen Komplexes, der die
Zuständigkeit für die Arbeitsmigranten und ihre Familien gewonnen hat. Diese Formen
rücken die Angemessenheit und Rationalität dieses Komplexes in den Blick und ma-
chen den Problembezug, das Lösungspotential und die Legitimität des Mittelverbrauchs
der getroffenen und projektierten Maßnahmen einsichtig.

In den 1990er Jahren setzte ein erheblicher Bedeutungsverlust des BAA ein. Dieser
war aber keine Folge der abnehmenden Relevanz der Arbeitsmigration, sondern eines
internen Strukturproblems, dem Wechsel seiner Leitung. Diese, neu besetzt, missachtete
zunehmend wesentliche strukturelle Voraussetzungen des kommunalen Organisations-
vertrauens in diese Einrichtung. Mit dem resultierenden Verlust seiner Problemdefiniti-
onskompetenz in Sachen Arbeitsmigration wurde der Leiter und damit das BAA zur
marginalen Adresse, sofern es um die kommunale Neuschneidung von Problemen so-
wie die Rekrutierung und Neuverteilung von Mitteln ging und nicht nur um die Auf-
rechterhaltung von interorganisatorischen Routinen in der Stadtverwaltung. Mit ihrer
Marginalisierung wurde auch die Arbeitsmigration zu einer Restproblemstellung für die
Organisation der Sozialen Arbeit.

In der Stadt B wurden die Niederlassung der Arbeitsmigranten und der Familiennach-
zug seit Ende der 1960er Jahre zunächst vor allem als Wohnraumproblem konzipiert,
für das man im Sinne des Subsidiaritätsprinzips insbesondere die Arbeitgeber, das
Arbeitsamt, die Gewerkschaften, die Kirchen und die Wohlfahrtsverbände in der Zu-
ständigkeit halten wollte. Über die Behandlung dieser Bau- und Wohnungsproblematik
hinaus passierte nicht viel – aus im wesentlichen zwei Gründen: Im Unterschied zu
Stadt A ist Stadt B durch eine Tradition gekennzeichnet, in der Kommunalpolitik von
kommunalen Honoratioren an Konsens orientiert getragen und weniger durch die bun-
desweit etablierte politische Parteienkonkurrenz strukturiert wird.15 Auf der Basis der
baden-württembergischen Ratsverfassung sind die Verwaltung und ihre politische Lei-
tung, die Bürgermeister und Dezernenten die kommunal zentralen Entscheidungsstellen.
Vor diesem Hintergrund schlugen die Strukturveränderungen des Wohlfahrtsstaates seit
den 1950er Jahren auf die kommunale Verwaltungsstruktur der Stadt B im Unterschied
zu Stadt A erst mit Verzögerung durch. Die Sozial- und Jugendverwaltung und ihr Lei-
tungspersonal standen bis Mitte der 1970er Jahre in der Armen- und Fürsorgetradi-
tion.16 Sie betrieben kein aktives »Aufsuchen der Probleme in präventiver Absicht« und

15 Dies gilt in der politikwissenschaftlichen Literatur als ein allgemeines Kennzeichen baden-württembergischer
Gemeinden kleiner und mittlerer Größenordnung; s. dazu insbesondere Hans-Georg Wehling, Gemeinden und
Kommunalpolitik, in: Baden-Württemberg: Eine politische Landeskunde (Schriften zur politischen Landeskunde
Baden-Württembergs, Bd. 1), Stuttgart 1996, S. 150–171; Helmut Köser, Der Gemeinderat in Baden-
Württemberg: Sozialprofil, Rekrutierung, Politikverständnis, in: Theodor Pfizer/Hans-Georg Wehling (Hg.),
Kommunalpolitik in Baden-Württemberg (Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs, Bd. 11),
3. Aufl. Stuttgart 2000, S. 153–171.

16 Zu dieser Tradition vgl. Christoph Sachße/Florian Tennstedt (Hg.), Soziale Sicherheit und Soziale
Disziplinierung, Frankfurt a.M. 1986; dies., Geschichte der Armenfürsorge in Deutschland, Bd. 2: Fürsorge und
Wohlfahrtspflege 1870–1918, Stuttgart 1988; Stang, Ausländerintegration in der kommunalen Praxis.
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sahen in der Problemstellung der Arbeitsmigration keine Aufforderung zur Reklamation
von Zuständigkeit, Problemspezifikation und damit verbundener finanzieller und perso-
naler Ressourcenbeanspruchung.

Das Aufgreifen von Problemstellungen der Arbeitsmigration und deren Konzipierung
bleibt daher in Stadt B bis in die Gegenwart über die auch als solche in Szene ge-
setzte persönliche Fürsorge des Verwaltungsdezernenten der Stadt vermittelt. Dieser
nimmt sich unter Rückgriff auf Problemformulierungen, wie er sie aus anderen Kommu-
nen, vom Städtetag oder vom Land bezieht, regelmäßig der lokalen Problemlagen der
Arbeitsmigration in Stadt B an und macht sie insbesondere im von ihm geleiteten Aus-
länderbeirat öffentlich zu seiner persönlichen Sache. Er gewinnt damit kommunal im
Modus des politischen Honoratioren, der sich neben seinen professionellen Aufgaben
für die Probleme seiner Gemeinde persönlich verantwortlich fühlt, Ehre und Ansehen.
Damit werden aber die Arbeitsmigration und die in dieser Weise behandelten Pro-
blemlagen gerade nicht zu Strukturfragen der Sozialverwaltung. Der Verwaltungsde-
zernent irritiert nicht die Non-Responsivität der ihm untergeordneten Verwaltung in Sa-
chen Arbeitsmigration, indem er ihre administrative Zuständigkeit reklamiert, sondern
ermöglicht ihre Fortschreibung.

1980 kam es neben dem Ausländerbeirat zur Einrichtung einer eigens mit spezifischen
Problemen der Arbeitsmigration befassten Stelle in der Stadt, einer ›Arbeitsstelle für
ausländische Bürger‹. Sie hatte zunächst den Kindergartenbesuch der Kinder der Ar-
beitsmigranten sicherzustellen und übernahm zugleich die Geschäftsführung des Aus-
länderbeirates. Mit der Einrichtung dieser Stelle ging es vor allem um eine Entlastung
des Dezernenten durch einen Referenten, dem er die Verantwortung übertragen
konnte. Diese Stelle, besetzt mit einem Sozialarbeiter, wurde für die übrigen Verwal-
tungen zu einer Entlastungsadresse, an die sie solche Fälle verwiesen, die als Auslän-
der klassifizierbar waren.

Im übrigen verfolgte die Stadt B eine konsequente Politik der Subsidiarität. Sie förderte
einige Maßnahmen freier Träger im Bereich Erziehung, sah aber selbst keine Stellen
im Bereich Migration vor. Subsidiarität wirkte als eine Art Primärfilter für alle Maß-
nahmenvorschläge und Problemformulierungen im Bereich Arbeitsmigration. Nur 1990
wurde eine weitere Stelle für die Bildungsarbeit mit ausländischen Frauen und Mäd-
chen eingerichtet und der Arbeitsstelle zugeordnet. Die Durchdringung des Subsidiari-
tätsfilters gelang hier im Windschatten der Frauengleichstellungspolitik. Im übrigen kam
es aber mit der Einrichtung der Arbeitsstelle zu keiner mit Stadt A vergleichbaren Her-
ausbildung einer Infrastruktur von internen kommunalen oder freien Organisationen,
die auf der Basis von migrationsspezifischen Problembeschreibungen Zuständigkeiten
und Ressourcen auf einem selbst definierten Feld beansprucht hätten. Die Arbeitsstelle
blieb bis Mitte der 1990er Jahre eine Einrichtung, die ihre semantischen Bemühungen
im Bannkreis der Ideosynkrasien des Verwaltungsdezernenten und kommunalen Hono-
ratioren unternahm, denen sie ihre Existenz verdankte und von denen sie verwaltungs-
intern auch bei der Demonstration der Relevanz der eigenen Tätigkeiten abhängig
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blieb. Arbeitsmigration wurde bis Mitte der 1990er Jahre vorrangig als ein Problem
sozialer Integration und sozialstruktureller Benachteiligung beschrieben. Zu einer Se-
mantik von Kulturdifferenz und -zerrissenheit wurde auffällig Distanz gehalten, da diese
für die Verwaltung in Stadt B ›linke Subkultur‹, von der Sozialdemokratie über die
Grünen bis zur Alternativszene, konnotierte.

Mitte der 1990er Jahre, im Gefolge der Oberbürgermeisterwahl zu Beginn der
1990er Jahre, mit der erstmals nicht ein Verwaltungsvertreter, sondern ein sozialdemo-
kratischer Parteivertreter gewählt wurde, erfuhren die Arbeitsstelle und die Frage der
Migration inneradministrativ eine symbolische Aufwertung. Der neue Oberbürgermeis-
ter erklärte Stadt B zu einer »offenen und europäischen Stadt« mit interkultureller Orien-
tierung. Organisationsstrukturell änderte sich dadurch kaum etwas. Die Kontaktstelle
und ihr Leiter durften sich damit manchmal mehr im Zentrum des kommunal bedeutsa-
men Geschehens wähnen. Die organisationsstrukturelle Realität, die weiterhin margi-
nale Position der Stelle in der kommunalen Verwaltung holte ihn aber regelmäßig wie-
der ein. Die Praxis der subsidiären Projektförderung setzte sich, auf der Basis der Be-
reitstellung von Mitteln des Landes zwischenzeitlich auf erhöhtem Niveau, in den Be-
reichen der Erziehungs- und Bildungsarbeit mit Frauen und Mädchen fort.

Die Geschichte der Reaktion auf die Arbeitsmigration in den Städten A und B zeigt
entsprechend der Ausgangsannahmen, dass eine hohe Pfadabhängigkeit besteht: Ein-
mal eingeschlagene Richtungen der Strukturbildung gewinnen schnell Dauerhaftigkeit
und legen fest, was dann noch möglich oder wahrscheinlich ist, da alles, was als ›Aus-
länderproblem‹ beschrieben wird, in die entsprechenden Strukturkontexte umgeleitet
wird. Dies führt im Ergebnis dazu, dass hohe Empfindlichkeiten und Resonanzbereit-
schaft in den Organisationen, die Zuständigkeiten und Definitions- und Entscheidungs-
kompetenzen in Sachen Arbeitsmigration kumuliert haben, mit struktureller Ignoranz
und Non-Responsivität in anderen Organisationen einhergehen und sich wechselseitig
stützen. Versuche, solche eingespielten Strukturen wieder aufzulösen – wie sie etwa
unter dem Stichwort ›Öffnung der Regeldienste‹ unternommen werden – lösen dann
zum Beispiel Irritation und die Wahrnehmung von Strukturerosion durch Kompetenz-
überschreitung oder entsprechenden »Talk«17 aus, wie dies für Stadt B gezeigt werden
kann.

Gleichzeitig strahlen die Beschreibungsmodi von Organisationen, die solche Zustän-
digkeiten und Definitions- und Entscheidungskompetenzen in Sachen Arbeitsmigration
kumuliert haben, und die dabei verwendeten Semantiken auf die übrigen kommunalen
Verwaltungen aus. Mit der Überweisung von Problemstellungen der Migration und
ihrer sprachlichen Formulierung und Darstellung18 an solche Organisationen und ihre

17 Brunsson, The Organization of Hypocrisy.

18 Im Sinne von Harold Garfinkel/Harwey Sacks, Über formale Strukturen praktischer Handlungen, in: Elmar
Weingarten/Fritz Sack/Jim Schenkein (Hg.), Ethnomethodologie: Beiträge zu einer Soziologie des
Alltagshandelns, Frankfurt a.M. 1976, S. 130–176.
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fachliche Zuständigkeit scheint zugleich eine innerkommunale Konventionalisierung der
Beschreibungssprache einherzugehen; denn sie macht auch für die übrigen Administra-
tionen und ihr Publikum solche Überweisungen einsichtig. Solche Konventionalisierun-
gen erodieren, wenn eine Einrichtung – wie in Stadt A das BAA – Teile ihrer Zustän-
digkeiten und damit auch ihre Darstellungskompetenzen verfallen lässt. Angesichts ih-
rer Verankerung in eingespielten Routinen und der ›langen Dauer‹ von Stellen können
aber die personellen und programmatischen Strukturen einer solcher Einrichtung nicht
durch schnelle Entscheidungen umgebaut oder durch andere innerkommunale Organi-
sationsbildungen vollständig substituiert werden.

Aussiedlerzuwanderung

Die Aussiedlerzuwanderung hatte für beide Kommunen bis ca. 1990 kaum eine Rolle
gespielt. Die Kommunen waren zuständig für die Zuteilung von Mitteln aus den Bun-
des- und Landesprogrammen zur Eingliederung von Aussiedlern, die im Rahmen der
Lastenausgleichsregelungen seit den 1950er Jahren festgelegt waren. Aber dabei
handelte es sich um Leistungsverwaltungen, die auf der Basis von Konditionalpro-
grammen19 vergleichsweise großzügig bemessene Mittelzuteilungen vornahmen. Aus-
siedler bildeten bis zum Ende der 1980er Jahre keine Gruppe, die kommunal als
Migranten registriert wurden.

Seit Ende der 1980er Jahre wurden Aussiedler in beiden Kommunen vor allem unter
dem Gesichtspunkt einer sich anbahnenden Wohnraumproblematik und damit gege-
benenfalls verbundenen kommunalen Kosten zum Thema. Entsprechende Befürchtun-
gen erwiesen sich aber in beiden Fällen als unzutreffend, so dass die Aussiedlerzu-
wanderung bis Mitte der 1990er Jahre für die Organisationen der untersuchten Ge-
meinden kaum Bedeutung erlangte. In beiden Städten gab es aber eine Teilnahme an
der bundesweiten politischen Diskussion über die Frage, um welche Art Migration es
sich bei der Aussiedlerzuwanderung handelt. Aussiedler konnten immer weniger an-
schlussfähig in einer nationalen Semantik beschrieben werden, die sie als Deutsche
fasste und daraus ein Recht auf Solidarität herleitete. Die Figur einer ›nationalen
Schicksalsgemeinschaft‹, die ihren Einbezug in die Lastenausgleichsregelungen in den
1950er Jahren zu rechtfertigen vermocht hatte, besaß in der Bundesrepublik Deutsch-
land der 1980er und 1990er Jahre kaum noch politische Mobilisierungskraft.20 An
Stelle dessen erlangte auch kein semantisches Substitut soziale Gültigkeit. Zurück blieb
Verunsicherung, ein ad-hoc-Utilitarismus, der zum Beispiel den Nutzen der Zuwande-
rung der Aussiedler aufgrund ihrer demographischen Struktur unterstrich, und damit
eine Art definitorisches Vakuum, das seit Mitte der 1990er Jahre Bedeutung gewann.

19 Im Unterschied zu Zweckprogrammen; zu dieser Unterscheidung s. Niklas Luhmann, Politische Planung:
Aufsätze zur Soziologie von Politik und Verwaltung, Opladen 1971.

20 Michael Bommes, Migration und Lebenslauf: Aussiedler im nationalen Wohlfahrtsstaat, in: Sozialwissenschaften
und Berufspraxis, 23. 2000, H. 1, S. 9–28.
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Mit der Auslagerung der zuwandernden Aussiedler und ihrer Leistungsansprüche aus
den wohlfahrtsstaatlichen Kerneinrichtungen der Arbeitslosen- und Rentenversiche-
rungen seit Beginn der 1990er Jahre fielen Aussiedler immer häufiger in die Zustän-
digkeit der kommunalen Sozialverwaltungen.21 Dies betraf Stadt A und Stadt B aber
im Unterschied zu den sie umgebenden Landkreisen weniger stark. Vor diesem Hinter-
grund trifft man in beiden Kommunen in unterschiedlichen Organisationszusammen-
hängen Thematisierungsformen an, die sich als gelegenheitsabhängig erweisen, zur
Voraussetzung das genannte Definitionsvakuum haben und nunmehr forciert die Aus-
siedler zu Fremden, zu ›Russen‹ machen. Diese Fremdheitskonstruktionen gehen in
Stadt A von der Jugendarbeit, in Stadt B von der Sozialplanung aus.

Weder in Stadt A noch in Stadt B gewinnen diese Fremdheitskonstruktionen übergrei-
fende kommunale Relevanz. In Stadt A findet man zum Beispiel parallel und ohne
wechselseitige Kenntnisnahme den erfolglosen Versuch der Sozialplanung, Aussiedler
statt dessen allgemein als Migranten zu definieren und damit in die Zuständigkeit der
mittlerweile unterausgelasteten BAA zu überweisen. In Stadt B bleibt der Rückgriff auf
die Konstruktion der Aussiedler als Fremde weitgehend auf einen Stadtteil beschränkt
und ist organisationsinduziert. Denn die Präsenz der Mehrzahl der mit Aussiedlern be-
fassten Verbände und Vereine in diesem Stadtteil und die daraus resultierende Infra-
struktur ebenso wie die Aufgabenstellung einer Planungsgruppe unter Federführung der
Sozialplanung, eine Beschreibung des Stadtteils zu formulieren, die für die Etablierung
einer »gemeinwesenorientierten Sozialpolitik« anschlussfähig ist, rufen eine Semantik
auf den Plan, in der dieser Stadtteil als ein drohendes Ghetto kultureller Outcasts in
Szene gesetzt wird.22 Im übrigen bleibt in Stadt B diese ›Fremdheit‹ der Aussiedler
unvermittelt neben der stolzen Selbstbeschreibung der Stadt als weltoffen, europäisch
und interkulturell stehen. Ihre Fremdheit, die der Sozialdezernent so treffend als aus
einer »ganz anderen Welt« kennzeichnet, steht gewissermaßen für eine vergangene
dunkle Welt, von der die gegenwärtige Welt sich als ganz anders abgrenzt. Diese
›Fremden‹ sind wie lästige Verwandte aus einer Vergangenheit, mit der man nichts
mehr zu tun hat.

Diese Fremdheitskonstruktionen sind symptomatisch für die kommunale Handhabung
dieser Migrationsform. Die teilweise geradezu denunziatorische Sprache, in der so-
wohl in Stadt A als auch in Stadt B in Berichten und Interviews die Fremdheit der Aus-
siedler in Szene gesetzt wird, hat zur Voraussetzung jenes Vakuum, das der Mangel

21 Ders., Migration, Nationalstaat und Wohlfahrtsstaat: Kommunale Probleme in föderalen Systemen, in: Klaus J.
Bade (Hg.), Migration – Ethnizität – Konflikt: Systemfragen und Fallstudien (IMIS-Schriften, Bd. 1), Osnabrück
1996, S. 213–248.

22 In einem anderen Stadtteil der Stadt B, in dem eine ihrer Zusammensetzung und Größenordnung nach
vergleichbare Aussiedlerbevölkerung wohnt, gewinnen solche Konstruktionen der Fremdheit keine Bedeutung.
Die Sozialarbeit dieses Stadtteils, dessen Bewohner als ›sozial schwach‹ gelten, bezieht traditionell eine
heterogene Bevölkerung aus Deutschen, Ausländern und Aussiedlern im Bezugsrahmen einer
›Randgruppenproblematik‹ ein. Angesichts ihrer bewährten Routinen hat sie (bis zum Zeitpunkt der
Durchführung der Untersuchung) keine Verwendung für die Konstruktionen der Fremdheit der Aussiedler.
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an einer sozial gültigen Sprache zur Beschreibung des Aussiedlerproblems hinterlassen
hat und in das diese Fremdheitskonstruktionen einschießen. Gerade weil Aussiedler als
Deutsche gelten und sich seit dem Ende der 1980er Jahre keine gültige Sprache zur
Beschreibung ihrer Zuwanderung und der daran anschließenden sozialen Prozesse
etabliert hat, scheinen die Konstruktionen der Aussiedler als Fremde, als ›Russen‹ seit
Mitte der 1990er Jahre Sicherheit durch Übertreibung zu verschaffen: Indem sie ›frem-
der als die Fremden‹ in Szene gesetzt werden, gewinnt die pauschale Bezeichnung
der Aussiedler als ›Russen‹ Gültigkeit.23

Die Darstellung der Integrationsprobleme von Aussiedlern als Probleme der ›Fremden
aus einer anderen Welt‹ mobilisieren keine politischen Korrektur- und Beanstandungs-
bedürfnisse, wie sie in anderen politisch sensiblen Feldern üblich sind. Deutschland
scheint nach 1989 kein sprachliches Verhältnis mehr zu der empirischen Präsenz der
Kriegsfolgen in Form der Aussiedlerzuwanderung gefunden zu haben. Die ›alte‹ Bun-
desrepublik brauchte nach dem Wegfall der Semantik der 1950er Jahre kein Verhält-
nis dazu, sie ließ die im Vergleich niedrige Zahl zuwandernder Aussiedler durch den
Wohlfahrtsstaat unsichtbar werden. Das vereinigte Deutschland harrt gewissermaßen
semantisch aus, bis diese Kriegsfolge vergangen sein wird. Mit der weitreichenden
Reduktion der wohlfahrtsstaatlichen Kompensationsprogramme für Aussiedler und
Spätaussiedler und ihrer Verlagerung in kommunale Zuständigkeit geschieht aber in
den Kommunen, was der Tendenz nach immer geschieht, wenn Mittel knapp werden,
ein ›blaming the victim‹: die Arbeitslosen wollen nicht arbeiten, die Kranken simulieren
und die Migranten sind nicht integrationsfähig. Im Fall der Aussiedler wird dies an der
sprachlichen Anstrengung augenfällig, die angesichts des sprachlichen Vakuums und
seiner historischen Hintergründe erforderlich zu sein scheint, um ihre Fremdheit zu un-
terstreichen, deren Merkmale ihre Integration so schwierig, wenn nicht unmöglich
machen.

Asylbewerber- und Flüchtlingszuwanderung

Im Fall der Asylbewerber- und Flüchtlingszuwanderung in die Kommunen sind die je-
weiligen Besonderheiten der untersuchten Gemeinden Stadt A und Stadt B vor dem
Hintergrund einer zentralen Gemeinsamkeit begrenzt: Beide Gemeinden betrachten
die Übertragung der Zuständigkeit für Asylbewerber, ihre Unterbringung und Versor-
gung, als eine Aufgabe, die ihnen illegitimer weise von Bund und Land übertragen
worden ist und sie mit Kosten belastet, die aus ihrer Perspektive für keine genuin kom-
munalen, d.h. einwohnerbezogenen Aufgaben anfallen. Für diese Auffassung finden
sie nicht zuletzt Rückhalt in der Asylbewerberpolitik selbst, die seit den späten 1970er
Jahren vor allem Abschreckungspolitik ist.

23 Hier ist nicht bedeutsam, ob es sich bei den Aussiedlern ›objektiv‹ um Deutschstämmige oder Russen und
Kasachen handelt. Deren Überzahl unter den Aussiedlern aus den GUS-Staaten ist bekannt. Es geht hier um die
Form, in der diese Zuwanderer in den damit befassten kommunalen Organisationen als ›Fremde aus einer ganz
anderen Welt‹ in Szene gesetzt werden. Diese Form hat ihre Grundlage in dem nachfolgend bezeichneten
Kontext eines politisch ungeklärten Verhältnisses zu dieser Zuwanderung.
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Vor diesem Hintergrund hat ein großer Teil der Differenzen, die man zwischen Stadt A
und Stadt B findet, seine Grundlage zunächst in der jeweiligen Landespolitik. Das Land
Niedersachsen hat seine Kommunen seit Beginn der 1980er Jahre für die Organisa-
tion der Unterbringung und Versorgung der Asylbewerber und für eine damit ein-
setzende Politik der Anormalisierung ihrer Lebensführung mittels Einweisung in Sam-
melunterkünfte, Gemeinschaftsverpflegung, eingeschränkter Verfügung über Bargeld,
Arbeitsverbot und der Reduktion ihrer Freizügigkeit in Anspruch genommen. Diese
Anormalisierung geschah, charakteristisch für den konservativ korporatistischen Ty-
pus24 des deutschen Wohlfahrtsstaates, im Modus der kustodialen Sozialbetreuung, mit
der die Lebensführung der Asylbewerber als öffentlich sichtbare Inanspruchnahme von
Sozialleistungen des Staates durch betreute Müßiggänger in Szene gesetzt wurde.

Dies hatte in den 1990er Jahren in Stadt A zwei Effekte: Einerseits wurden auch dort
mit der Zunahme der Asylbewerber seit Ende der 1980er Jahre Sammelunterkünfte
ausgeweitet und Container aufgestellt. Die Stadt reagierte wie auch andere Kommunen
auf die von außen auferlegten Verpflichtungen, indem sie mit den Effekten dieser Un-
terbringung – der Irritation lokaler Ordnungsstrukturen, vorgetragen als »das Über-
schreiten der Belastungsgrenzen der Bevölkerung« – den Bund und das Land unter
Druck zu setzen versuchte, die Asylbewerberzuwanderung zu begrenzen. Andererseits
geriet die Stadt intern als Organisator der Asylbewerberunterbringung in einen Dauer-
konflikt mit dem Berufsverständnis der Flüchtlingsbetreuer und -sozialarbeiter und ihren
Verbänden, die mit der Betreuung der Asylbewerber betraut waren. Sie kritisierten
nicht nur die Unterbringung und Versorgung dieser Migranten, sondern sie lehnten
eine Arbeit ab, aus deren Aufgabenbereich eine für ihr Berufsbild konstitutive Ziel-
setzung, soziale Integration, ausdrücklich ausgeschlossen war.

Die Stadt B besaß bis zum Beginn der 1990er Jahre keine Zuständigkeit in Asylfragen.
Hintergrund war die Politik des Landes Baden-Württemberg, die Unterbringung und
Versorgung der Asylbewerber in Sammelunterkünften seit 1980 in eigener Regie zu
betreiben. Erst ab 1991, mit steigenden Asylbewerberzahlen wurde die Stadt wie
auch die anderen Kommunen durch das Land in Anspruch genommen. In Fortschrei-
bung seiner lokalen Tradition lehnte Stadt B so lange wie möglich seine Zuständigkeit
ab und machte, als dies nicht mehr durchhaltbar war, diese Zuständigkeit als eine
Verpflichtung öffentlich sichtbar, die illegitimer weise von außen, durch den Bund und
das Land auferlegt werde. Stadt B brachte jedoch auch in den Jahren der höchsten
Zuwanderungen Asylbewerber nicht in Sammelunterkünften unter. Dies geschah aber
weniger aus humanitären, denn aus Gründen der Vermeidung dauerhafter und wie-
derverwendbarer Organisationsformen der Unterbringung. Die Stadt musste die Zu-
ständigkeit für die Unterbringung und Versorgung der Asylbewerber endgültig erst
nach einer Änderung der Landespolitik im Jahre 1997 anerkennen, zu einem Zeitpunkt
also, zu dem der Höhepunkt dieser Zuwanderungen bereits überschritten war.

24 Gøsta Esping-Andersen, The Three Worlds of Welfare Capitalism, Cambridge 1990.
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Man findet aber auch im Asylbewerberbereich, der deutlich durch die Bundes- und
Landespolitik strukturiert ist, einen charakteristischen formalen Unterschied in den Reak-
tionen der Stadt A im Vergleich zu Stadt B: Als Anfang der 1980er Jahre das Land
Niedersachsen festlegte, dass die Asylbewerber in Sammelunterkünften untergebracht
werden sollen, bot sich die Stadt an, eine solche Sammelunterkunft in Eigenregie zu
organisieren. Dies entspricht dem Befund im Bereich der Arbeitsmigration, dass die
Stadt auf sich stellende Problemlagen mit Organisationsbildung in kommunaler Ver-
antwortung reagiert. In Stadt B beobachten wir im Bereich der Asylbewerber ebenfalls
den aus der Arbeitsmigration vertrauten kommunalen ›Reflex‹ der Ablehnung von Zu-
ständigkeit.

Schluss: Migration als Gegenstand und Resultat kommunalen Organi-
sierens

Zusammenfassend geht aus der Darstellung der Ergebnisse geht hervor, dass nicht-re-
dundante Kontrastfälle untersucht wurden. Eine vergleichende Analyse der beiden
Gemeinden zeigt, dass schon vordergründig die organisatorische Strukturbildung in
den beiden Kommunen sich nicht als umweltabhängig begreifen lässt. Betrachtet man
das Ausmaß der Zuwanderung von Arbeitsmigranten in den 1960er und 1970er Jah-
ren in Stadt A und Stadt B, müsste man umgekehrt zu den gefundenen Ergebnissen
erwarten, dass Stadt B eine entsprechende Infrastruktur wie in Stadt A aufgebaut hätte
und in Stadt A eine Kontaktstelle wie in Stadt B ausreichend gewesen wäre.25 An bei-
den Fällen wird deutlich, dass die Reaktion auf die Arbeitsmigration und die Verarbei-
tung der davon ausgehenden Irritationen abhängig davon war, in welchen Strukturkon-
texten diese Irritationen zunächst registriert, bearbeitet und in Bestimmtheiten übersetzt
wurden. Formale Reaktionsmuster, wie sie hier charakteristisch waren, übertrugen sich
dann auch auf den Bereich der Asylbewerberzuwanderung: In Stadt A finden wir eine
hohe Bereitschaft zur Organisationsbildung in Reaktion auf ein noch undeutliches Prob-
lem, in Stadt B die Vermeidung von administrativer Zuständigkeit.

Der Vergleich beider Städte macht deutlich, dass die Differenzen zwischen beiden
Gemeinden wesentlich in den Strukturunterschieden der Kommunalpolitik, bedingt
durch die Ratsverfassungen und die Rolle der politischen Parteien, und in der unter-
schiedlichen Stellung und Struktur der Kommunalverwaltungen, insbesondere der Sozi-
aladministrationen verankert sind. Beides hängt eng miteinander zusammen: In Stadt B
treffen wir auf eine stark honoratiorenbasierte, kaum von den Parteien durchdrungene
und von der Verwaltung dominierte Kommunalpolitik, die als ein politisches Leitprinzip
Subsidiarität pflegt. Parallel dazu und als Ausdruck dessen finden wir einen verzöger-
ten Aus- und Aufbau einer modernisierten, Probleme aufsuchenden und definierenden
Sozialverwaltung in Stadt B. Die verschiedenen Migrationen sind daher bis in die Ge-

25 In Stadt A lag der Ausländeranteil 1973 (zum Zeitpunkt des Anwerbestopps) nur etwas über 6%, in Stadt B
jedoch bei 11%. Zu Beginn der 1980er Jahre, der Zeit des Familiennachzugs, lag er in Stadt A zwischen 8 und
9% und in Stadt B zwischen 13 und 14%. Und in den 1990er Jahren liegt er in Stadt A bei etwa 10% und in
Stadt B bei etwa 18%.
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genwart nicht als aktiv zu bearbeitendes Problemfeld der Sozialverwaltungen konzi-
piert worden.

Im Unterschied dazu sind in Stadt A die Kommunalpolitik, die Ratspolitik und die Be-
setzung der politischen Beamtenstellen in der Verwaltung durchdrungen von den politi-
schen Parteien und ihrem Personal. Dies bedingt eine weit größere Responsivität der
Kommunalverwaltung gegenüber dem vom Bund und Land ausgehenden wohlfahrts-
staatlichen Um- und Ausbau in den 1960er und 1970er Jahren. Die Reform der Ar-
menfürsorge im Gefolge des Bundessozialhilfegesetzes von 1961, der Einzug einer
erneuerten Sozialplanung und eines Personals, das in den reformierten Hochschulen
und Fachhochschulen ausgebildet worden war, in eine im Rahmen der Gebietsrefor-
men der 1970er Jahre neustrukturierte Sozialverwaltung bildeten den Kontext dafür,
dass hier Berufsgruppen wie Sozialwissenschaftler und Sozialarbeiter beschäftigt wa-
ren, deren erlernte Kompetenzen und Weltdeutungen sie mit der Bereitschaft ausstatte-
ten, unklare Problemlagen wie die Arbeitsmigration zu ergreifen, zu beschreiben und
diesbezüglich politische Entscheidungen und Maßnahmen zu initiieren.

Strukturdifferenzen der Kommunalpolitik und -administration erklären die Differenz der
organisatorischen Reaktionen auf die Arbeitsmigration und ihre Folgen und die damit
verbundenen kommunalen Strukturbildungen. Gleichwohl ist eine Übereinstimmung
zwischen den beiden untersuchten Städten zu konstatieren, die die zentrale Fragestel-
lung der vorgestellten Untersuchung betrifft und eine Modifikation der ursprünglichen
Annahmen erforderlich macht. Vermutet worden war, dass ausgehend von der struktu-
rellen Verfassung kommunaler Organisationen, ihrer Stellung im Verbund der Administ-
ration und den sich ihnen je spezifisch stellenden Problemen Migration konzipiert und
als Problemstellung formuliert bzw. auch ignoriert werde. Zugleich wurde angenom-
men, dass die Konzipierung von Migration als eine kulturspezifische und durch Inter-
kulturalität strukturierte Problemstellung ihrerseits strukturabhängig und abhängig von
den je organisationsspezifischen Problemstellungen erfolge.

Zwar wurde in Stadt B in den 1980er Jahren Distanz zu Kulturbeschreibungsmustern
gehalten. Auch ist in den 1990er Jahren eine viel größere kommunale Betonung von
Interkulturalität in Stadt B als in Stadt A zu beobachten. Es ist aber auch zu konstatie-
ren, dass es – wie in ganz Deutschland – hohe Übereinstimmungen in den seman-
tischen Repertoires gibt, mit denen Migration und ihre Folgeprobleme in Stadt A und
Stadt B in den untersuchten Organisationen beschrieben werden.

Politische Verwaltungen erfinden wie andere Organisationen auch ihre semantischen
Repertoires, mittels derer sie sich und ihre Umwelt beschreiben, nicht ad hoc. Sie
stützen sich einerseits auf Routinen und versorgen sich andererseits mit Varianz durch
alltägliches Kopieren sowie durch Beschaffung in Form von Beratungen und Fortbil-
dungen. Die untersuchten Kommunen konnten sich im Fall der Arbeitsmigration nicht
auf Routinen stützen. Sie reagierten insbesondere mit Organisationsbildung und mit
dem Kopieren von Beschreibungsangeboten. In Stadt B dominierte zunächst der Me-
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chanismus des Kopierens auf der Ebene des politischen Leitungspersonals, ohne dass
dies zu Organisationsbildung führte. Stadt A reagierte vor allem mit Organisationsbil-
dung und überließ es dieser Organisation, Problembeschreibungen zu finden. Diese
Organisation ähnlich wie die 1980 eingerichtete Stelle in Stadt B versorgten sich und
ihr Personal mit Beschreibungsmöglichkeiten für das Problem Migration und seine so-
zialen Folgen, für mögliche Lösungen und die dazu erforderlichen Mittel durch die
Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, wie sie von Universitäten, Fach-
hochschulen und Fortbildungsinstituten vorgehalten wurden.

Übereinstimmung in den Repertoires bedeutet aber keine Übereinstimmung in der Ver-
wendung. Die kontextspezifische Verwendung führt vielmehr zur Formulierung unter-
schiedlich weitreichender Problembeschreibungen und zu unterschiedlichen Schlüssen
hinsichtlich des organisatorisch und finanziell Erforderlichen. Die Verwendung des ver-
gleichbaren Repertoires in Organisationen führt zu durchaus unterschiedlichen Resulta-
ten: Im einen Fall wendet eine Kommune in Reaktion auf die Beschreibung der Migra-
tionsverhältnisse als Kultur- und Interkulturalitätsproblematik dauerhaft erhebliche Mittel
auf, mit denen sie kommunale Organisationen und freie Träger ausstattet. Im anderen
Fall erkennt sie Interkulturalität als Sachverhalt und damit die Angemessenheit der ent-
sprechenden Semantik durch öffentliche Verwendung an, zieht daraus aber keine or-
ganisatorischen Schlüsse und belässt die Migrationsproblematik im Modus der Honora-
tiorenpolitik weitgehend in der persönlichen Zuständigkeit eines Dezernenten und der
ihm zugeordneten Stelle.

Die hier exemplarisch skizzierten empirischen Resultate zeigen, dass sich die theore-
tische Ausgangsannahme bewährt hat: Migration und der Modus, in dem sie kommu-
nal als Problem in Organisationen formuliert wird, sind nicht determiniert durch Migra-
tion als solche, sondern abhängig von der strukturellen Verfassung kommunaler Einrich-
tungen. Daraus ergibt sich eine theoretische Konsequenz für die Migrationsforschung
und die Forschung zu dem damit verbundenen Wandel sozialer und kultureller Struktu-
ren.

Dieser Forschung unterliegt häufig ein expliziter oder impliziter Strukturfunktionalismus,
der in folgendem argumentativen Grundmuster seinen Ausdruck findet: Internationale
Migrationsbewegungen ziehen soziale Folgen nach sich, die zu grundlegenden sozi-
alstrukturellen und kulturellen Wandlungsprozessen führen. Organisationen der Politik,
aber auch der Wirtschaft, des Rechts, der Erziehung, der Wissenschaft oder der Ge-
sundheit reagieren auf diesen Wandel bzw. werden politisch oder wissenschaftlich mit
der Forderung konfrontiert, auf diesen Wandel zu reagieren und ihre Strukturen ent-
sprechend anzupassen. Die präsentierten empirischen Ergebnisse zeigen aber: Migra-
tion und kulturelle Wandlungsprozesse sind keine vorgängigen sozialen Ereignisse, auf
die kommunale Organisationen als externe Umweltereignisse reagieren. Das Vorkom-
men von Migranten in Organisationen und das hier strukturierte Geschehen ist viel-
mehr selbst Teil des sozialen und kulturellen Wandlungsgeschehens, das mit der Re-
deweise von internationaler Migration und ihren sozialen Folgen bezeichnet ist. In den
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Organisationen des politischen Systems so wie in den Organisationen anderer gesell-
schaftlicher Teilbereiche bilden sich erst die sozialen Strukturen, die als Migration re-
gistriert werden. Welche Art Geschehen Migration in einer Kommune und damit in
diesem organisierten Teilkomplex des politischen Systems ist, welche kulturellen und
sozialen Folgen damit für eine Gemeinde verbunden sind, wird mit der Entstehung von
Zuständigkeiten und Einrichtungen in den Kommunen, mit der Beschreibung von Prob-
lemen, Lösungen und angemessenen Mitteln festgelegt. Was dann geschieht, wird auf
der Folie solcher Strukturen registriert und weiter verarbeitet.

Der Modus der Verwendung von Kultur und Interkulturalität als Beobachtungs- und Be-
schreibungssemantik sowie von Formen der Konstruktion von Fremdheit haben sich als
hochgradig abhängig erwiesen von ihrer Brauchbarkeit zur Handhabung von organi-
sationsspezifischen Problemstellungen. Welche starke Rolle Organisationen in der
Durchsetzung von Fremdheit spielen können, zeigt sich ironischerweise insbesondere
am Fall der Aussiedler. Dieses Ergebnis hat erhebliche Auswirkungen auf die einschlä-
gige Forschung. Konflikte, in denen Zuschreibungsprozesse von Differenz und Fremd-
heit eine Rolle spielen, werden theoretisch meist als Teil von Auseinandersetzungen
zwischen Individuen oder Kollektiven über Ressourcen materieller Bedürfnisbefriedi-
gung und sozialer Anerkennung beschrieben.26 Kultur- und Fremdheitsunterscheidun-
gen werden in der Tat relevant gemacht bei dem Versuch der Diskriminierung oder der
Positionsverbesserung von Individuen oder Kollektiven. Aber in der modernen Gesell-
schaft werden die meisten Verteilungen sozialer Ressourcen in Organisationen vorge-
nommen.27 Daher müssen solche Unterscheidungen vor allem in Kommunikationspro-
zessen von Organisationen erfolgreich zur Geltung gebracht werden und Anschluss
finden. Im Bezugsrahmen von Organisationen bemisst sich die Anschlussfähigkeit von
Unterscheidungen aber an ihrer Weiterverwendbarkeit beim Anfertigen von Entschei-
dungen. Die Ergebnisse zeigen, dass die Konstruktion von Kulturdifferenz und Fremd-
heit selten mit spektakulären Konflikten, sehr oft aber mit der Darstellung von Organi-
sationshandeln, seinen Problemstellungen, Mitteln und Lösungen als angemessen und
rational zu tun hat.

Ist Migration in einer Gemeinde aber in der Weise, in der dies hier konzipiert wurde,
angemessen und umfassend beschrieben? Damit ist vor allem die Frage angespro-
chen28, ob eine Kommune nicht mehr ist als die Summe ihrer politischen Organisatio-
nen. Termini wie Gemeinde, Kommune, Stadt, Gemeinwesen, Stadtgesellschaft und
ähnliche referieren die organisatorischen Strukturen einer politischen Gebietskörper-
schaft und sind zugleich Beschreibungsformen dieser Kommunen als lokale oder örtli-
che Gemeinschaft. Soziologisch gesehen ist die Lebenswirklichkeit von Migranten wie

26 Klaus J. Bade/Michael Bommes, Migration – Ethnizität – Konflikt: Erkenntnisprobleme und
Beschreibungsnotstände. Eine Einführung, in: Bade (Hg.), Migration – Ethnizität – Konflikt, S. 11 – 40.

27 Michael Bommes, Organisation, Inklusion und Verteilung: Soziale Ungleichheit in der funktional differenzierten
Gesellschaft, in: Tacke (Hg.), Organisation und gesellschaftliche Differenzierung, S. 236 – 258.

28 Die uns vielfach gestellt worden ist.
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die aller anderen Individuen durch die Teilnahme an den differenzierten Strukturen von
Gesellschaft bestimmt, die mit der lokalen Ganzheitlichkeit, die solche politischen Ter-
mini emphatisch artikulieren, verstellt ist. Die soziale und kulturelle Wirklichkeit, die
entsteht, wenn Kommunen als eine Organisationsform des politischen Systems sich mit
Migration befassen und dieses Geschehen mit bearbeitbarem Sinn ausstatten, ist hier
an zwei Fällen untersucht worden. Zu dieser kommunalen Wirklichkeit gehört auch die
Frage, ob und in welcher Weise Migranten als Teil der kommunalen Gemeinschaft
gelten. In welcher Weise solche Thematisierungsformen und die zugehörige kommu-
nale Kommunikation von Gemeinschaft sich in den Organisations- und Selbstpräsenta-
tionsformen von Migranten niederschlagen, ist eine Frage.29 Für Kommunen selbst ist
gegebenenfalls, wie die Ergebnisse zeigen, nicht diese, sondern die Frage ausschlag-
gebend, ob sie in dieser Weise weitermachen können oder ob sich etwas ändern
muss. Mit anderen Worten: Die Analyse von Migrationen in Kommunen muss zunächst
und vor allem bei den kommunal organisierten Sozialstrukturen ihrer Handhabung an-
setzen.

Hinter der Verwendung von Ausdrücken wie Stadt, Gemeinde, Kommune verbirgt sich
schließlich ein sachliches Problem, das hier dadurch ausgespart wurde, dass diese
Ausdrücke synonym zur Bezeichnung des Organisationsverbundes verwendet worden
sind, der im politischen System als die Gebietskörperschaft der ›Gemeinde‹ differen-
ziert ist. Geklärt werden musste deshalb nicht, was ›Stadt‹ darüber hinaus bezeichnet
– im Wissen um die Untiefen der entsprechenden Diskussionen in der Stadtsoziologie
und Sozialgeografie. Dadurch wurde sichtbar, dass die Redeweise von Migration und
ihren Folgen eine Vielzahl von Ereignissen in ›Städten‹ bezeichnet, die für Kommunen
als politische Organisationsformen bedeutungslos sind: Migranten arbeiten, nehmen
Kredite auf, führen Prozesse, spielen Fußball, heiraten, besuchen Schulen usw. In einer
Stadt als lokaler Kumulation von parallelen ökonomischen, rechtlichen, politischen,
sportlichen, familiären, erzieherischen usw. Geschehnissen betreffen solche Ereignisse
in vielen Hinsichten Kommunen und ihre Organisationen nicht und kommen in diesen
auch nicht vor. Ihr Vorkommen und der Modus ihres Vorkommens sind abhängig von
den Strukturen, in denen Organisationen einer Kommune Ereignisse registrieren und
ihnen einen Sinn zuweisen.

29 Entsprechend wurden wir auch regelmäßig gefragt, ob eine solche Forschung nicht auch die ›Betroffenen‹, die
Migranten einbeziehen müsste. Das hängt davon ab, was man wissen will – aber die sozialen Folgen von
Migration betreffen nicht notwendig und in jeder Hinsicht vor allem Migranten.
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Prof. Carl Fingerhuth
Eidgenössische Technische Hochschule (ETH), Zürich

Globalisierung und lokales Handeln

Einstieg

Im Prospekt der Landeszentrale für politische Bildung lese ich:
„Das Haus auf der Alb wurde 1930 als Kaufmannserholungsheim gebaut. Der Stuttgar-
ter Architekt Adolf Schneck hat mit ihm den Zeitgeist der Bauhaus-Architektur in ihrer
unverwechselbaren Funktionalität umgesetzt. Heute ist ein eingetragenes „Baudenkmal
von besonderer Bedeutung“.

Als Le Corbusier in Chandigarh arbeitete wurde er von dem indischen Architekten
Mulkarj Anand auf die Bedeutung lokaler Traditionen hingewiesen. In seiner selbstbe-
wussten und anmaßenden Art antwortete er: „Que signifient les coutumes indiennes
aujourd’hui, si vous dîtes oui à la machine, aux pantalons et à la démocratie?“ („Wie
können die indischen Traditionen heute noch eine Bedeutung haben, wo wir zur Ma-
schine, zu den Hosen und der Demokratie ja gesagt haben!“)

Abbildung 1 Le Corbusier Projekt für den Neubau des Stadtzentrums von Paris (CD 7)
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Bauhaus-Architektur war die ultimative Inszenierung der Stadtgestalt der Moderne, die
Epoche der Maschine, der Jeans und der Demokratie; des absoluten Vertrauens in die
Wissenschaftlichkeit, in die soziale Gerechtigkeit und die Befreiung des Individuums.
Sie war auch die Architektur des globalen Anspruches der westlichen Zivilisation.
Bauhaus-Architektur war gebaute Ideologie und absolute Wahrheit, ein Aufbruch in
eine neue Zeit, ein Manifest des modernen Menschen, mit seinem unermesslichen
Selbstbewusstsein und der megalomanen „terrible simplification“ des Seins des moder-
nen Menschen.
Dieses Manifest ist eines der eindrücklichsten Beispiele eines Globalisierungsprozess.
Teile dieses Manifest sind unwidersprochene Phänomene der heutigen Stadt gewor-
den, andere Teile werden radikal in Frage gestellt. Die Kontroverse ist identisch mit
derjenigen über die Chancen und Gefahren des Kapitalismus und die Prinzipien der
Weltwirtschaft, des Christentum und die Positionen seiner Kirchen, die Monopolisie-
rung der Telekommunikation und der mit ihr verbundenen englischen Sprache.
Aus zwei Gründen ist die Untersuchung des Globalisierungsprozesses der modernen
Stadt nützlich:
Die Stadt ist eines das komplexeste Artfakte der menschlichen Gesellschaft. Sie reflek-
tiert in einer außerordentlich intensiven Form die Art und Weise wie die Menschen sein
wollen. So reagiert sie auch sehr rasch und direkt auf neue Phänomene. Gültiges
Neues muss in die Stadt integriert werden.
Die Kritik des Dogmas der modernen Stadt hat schon vor 30 Jahren eingesetzt. Es gibt
eine Praxis des Umgangs mit diesem Phänomen eines aggressiven Globalisierungspro-
zesses.

Die Gestalt der Stadt als Bild der Gesellschaft

Die Gestalt der Stadt ist eine Reflektion der Bedürfnisse, Ziele und Träume der Men-
schen der Stadt. Wenn ich von der Gestalt der Stadt rede, meine ich damit ihre We-
senheit im umfassenden Sinn des Wortes als sozialer, ökonomischer, kultureller und
ökologischer Ort. In jeder Zeit erscheint Neues, so muss sich auch die Gestalt der
Stadt immer wieder ändern. Alte und vorhandene Bedürfnisse, Ziele und Träume ver-
schwinden aber nicht einfach. Die von ihnen ausgehende Energie verliert vielleicht ihre
Dominanz, bleibt aber im Raum erhalten. Diese muss neu interpretiert werden oder,
wenn dies unerlässlich wird, mit viel Aufwand entfernt oder transformiert werden.
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Ich versuche dieses Spiel der Ziele im Laufe der Zeit zu illustrieren:

Dominante Ziele der Vormoderne für die Gestalt der Stadt

Abbildung 2 Bildung von Territorium - wofür eine Differenzierung zwischen Natur- und
Kulturraum und eine Abgrenzung zwischen privatem und öffentlichem Raum nötig
wird. (CD 4)

Abbildung 3 Orientierung im Kosmos - wofür eine Positionierung im All und rituelle
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Verankerung im Raum inszeniert werden muss. (CD 5)

Abbildung 4 Bildung von sozialen Gemeinschaften mit Arbeitsteilung - wofür ökonomi-
sche und soziale Verankerung über Grundeigentum angestrebt werden muss. (CD 16)

Abbildung 5 Festschreiben von kollektiver Autorität von Staat und Kirche – wofür die
Macht der Institutionen im Raum erscheinen muss. (CD 17)
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Dominante Ziele der Moderne für die Gestalt der Stadt

Abbildung 6 Transformation der wissenschaftlichen Erkenntnisse in Technik – wofür
Wachstum und Mobilität sichergestellt werden muss. (CD 18)

Abbildung 7 Soziale Gerechtigkeit – wofür sozialer Wohnungsbau, die Erstellung von
öffentliche Bauten für Bildung und Gesundheit unerlässlich werden muss. (CD 19)
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Abbildung 8 Definition der globalen Kultur der Moderne als Wahrheit – wofür der Bau
der modernen Stadt zum Dogma werden muss. (CD 20)

Dominante Ziele der Postmoderne oder der Zeit jenseits der Moderne für die Gestalt
der Stadt

Abbildung 9 Suche nach einer Erklärung der Welt jenseits der „Megarécits“, der
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großen Erzählungen – wofür die Komplexität und Widersprüchlichkeit als Essenz der
Stadt anerkannt werden muss. (CD 22)

Abbildung 10 Die Wiederentdeckung des Offenen  über neue Schlüsselworte wie Sy-
stem, Polarität, Hybrid, Hologramm, morphogenetische Feld, Ryzom, Selbststeuerung –
wofür die Stadt nicht als linearer Prozess sondern als ein dynamisches System verstan-
den werden  muss. (CD 23)
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Abbildung 11 Die Wiederentdeckung der Emotionalität und der Transzendenz – wofür
über die Rationalität des Menschen hinausgehende Bilder der Stadt und nach Struktu-
ren für eine ökologische Stadt gesucht werden muss. (CD 24)

Globalisierung in der Zeit jenseits der Moderne

Globalisierung entsteht durch Kräfte, die mit der Evolution des Bewusstseins des Men-
schen verknüpft sind.
Es zeigen sich sehr verschiedene Situationen:
Es kann sich um neue Grunderfahrungen der Menschen auf ihrem Weg in der Zeit
handeln. Sie werden so Teil des neuen kollektiven Bewusstseins. Es kann sich um
grundsätzliche Erkenntnisse handeln, wie das Wissen um die Polarität aller Aspekte
des Lebens oder dass Coli-Bakterien, die aus defekten Kanalisationen austreten, le-
bensbedrohend sein können
Es können aber auch globale Vereinbarungen sein, die wertfrei sind, aber das kollek-
tive Zusammenleben vereinfachen, wie die gemeinsame Abmachung auf einer be-
stimmten  Seite der Strasse zu fahren.
Globalisierung kann aber auch Kolonisation sein. Lokale Werthaltungen, die in einer
spezifischen kulturellen Situation entwickelt worden sind, zeigen sich so attraktiv, dass
sie sich weltweit verbreiten. Dazu gehört z.B. die Reduktion des Menschen auf seine
Rationalität oder das Essen von Pommes Frites und Chicken Nuggets.

Beispiele

An drei Beispielen soll diese Ambiguität der Globalisierung dokumentiert werden:

Owerri, Nigeria
Als ich 1974 beauftragt wurde die neue Hauptstadt für die nigerianische Provinz Imo-
Stadt zu entwerfen, sagte mir der zuständige Minister im ersten Gespräch: „ They will
talk to you about african identity. But look at me: The fashion is the same in the whole
world. We want Owerri to be a town like Paris or London.“
Für den Bau der Abwasserbeseitigung war das richtig. Bei der Suche nach der Gestalt
der Stadt führte es zu Konflikten. Es gelang nicht eine der traditionellen Familienstruktur
entsprechende Typologie für den Wohnungsbau zu finden. Als wir mit lokalen Materia-
lien und unter Berücksichtigung der klimatischen Randbedingungen ein „lokales“ Ver-
waltungsgebäude erstellten, wurde dies in seiner Gestalt als einem Ministerium nicht
würdig erklärt.
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Abbildung 12 Auch in Nigeria sind Kanalisationssysteme von globalen Prinzipien
bestimmt. (CD 36)

Abbildung 13 Muss aber das Haus für ein Ministerium sechs Geschosse aufweisen und
mechanisch klimatisiert sein? (CD 32)

Die globale Technik der modernen Stadt ist Basis für die Entwicklung einer sozialen,
ökonomischen und ökologischen Stadt.

Werden die spezifischen Eigenschaften eines Ortes aber missachtet, besteht die Ge-
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fahr, dass es zu einer existentiellen Bedrohung der sozialen und kulturellen Identität,
der ökonomischen Funktionstüchtigkeit und der ökologischen Qualität einer Stadt
kommt.

Basel, Schweiz
1979 wurde ich zum Leiter des Hochbauamtes von Basel berufen. Das Amt beschäf-
tigte sich in jener Zeit fast nur noch mit der Instandsetzung und dem Umbau von vor-
handener Bausubstanz. Vorangegangen war ein radikaler Paradigmawechsel. Wäh-
rend Jahrzehnten war das Dogma des Neubaus der Stadt unwidersprochen im Raum
gestanden. Man ließ die alte Stadt verfallen, da sie ja nicht mehr zeitgemäß zu sein
schien. Alle Energie und alles Geld floss in neue Strassen und spektakuläre öffentliche
Bauten. Dann plötzlich in der Mitte der 70er-Jahre war die Mehrheit der Stimmbürger
anderer Meinung. Das globale Dogma der neuen Stadt wurde zur emotionalen Bedro-
hung. Eine neue, lokal bestimmte Wahrheit wurde allgemein gültig: Jeder Eingriff in
die vorhandene Bausubstanz ist ein Verlust an Identität und kultureller Substanz.

Es war für mich eindeutig, dass eine Stadt beide Kräfte braucht: Die erneuernde Vitali-
tät und die identitätserhaltende Stabilität. Die Stadt musste wieder an einen bewussten
Umgang mit der Polarität von Veränderung und Kontinuität herangeführt werden. Dazu
brauchte es Beispiele, exemplarische Prozesse und einen öffentlichen Diskurs. Nach
einigen Jahren war man in Basel stolz auf das sich gegenseitig bereichernde Neben-
einander von Neuem und Altem.

Abbildung 14 Neubauten in der Altstadt als exemplarische Realisierung für eine
respektvolle Kreativität im Umgang mit der vorhandenen Stadt (CD 39)
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Alle Situationen des Lebens sind von polaren Energiefeldern bestimmt. Das erfolgreiche
Spiel des Lebens oder Umgang mit der ständigen Transformation der Stadt ist gekonn-
ter Umgang mit Polaritäten und ästhetische Interpretation der Erkenntnisse. Ästhetisch
wird hier in der Polarität zu anästhetisch und nicht unästhetisch verstanden.

Kunming, China
Ab 1994 durfte ich eine lange Serie von Workshops betreuen, die Mitarbeitern des
Stadtplanungsamtes von Kunming und Fachleute aus Zürich zusammenbrachten. Wir
waren eingeladen worden, die Stadt Kunming auf ihrem Weg zu einer globalen Stadt
zu unterstützen. Erstes Thema war der Umgang mit einer großen historischen Altstadt,
die von einer neuen sechsspurigen Strasse durchschnitten werden sollte. Im Raum stan-
den zwei Leitsätze: „Holz ist kein beständiger Baustoff“, deshalb macht es keinen Sinn
die Altstadt zu erhalten, und „Kill the bycicles“, weil es neuen Raum für die Automobile
brauchte.

Ich verstand unseren Beitrag als den Versuch die Verantwortlichen von Kunming auf
die Komplexität und Widersprüchlichkeit der Stadt aufmerksam zu machen. Nach zwei
Jahren hatten sie für den zentralen Bereich der historischen Stadt eine umfassende
Schutzverordnung erlassen.

Abbildung 15 Das alte . . . (CD 35)
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Abbildung 16 . . . und das neue Kunming. (CD 40)

Später arbeiteten wir an einem neuen Stadtquartier für 400 000 Einwohner. Aus ei-
nem modernen Stadtmodell wurde ein Konzept für eine chinesische Stadt mit Respekt
für den Ort, einer zentralen Feng-Shui – Achse und einer Struktur, die günstige Voraus-
setzungen für den öffentlichen Verkehr schafft.

Die Kraft der Moderne und die Versuchungen ihrer vordergründigen Qualitäten sind
immer noch so stark, dass es im Rahmen globaler Prozesse sehr oft nicht deutlich wird,
was existentielle Erfahrung und was kulturelles Dogma ist. Die unerlässliche Differen-
zierung zwischen den beiden kann meistens nur über einen intensiven Dialog zwischen
unterschiedlichen Positionen gefunden werden.

Globalisierung und lokales Handeln

Das führt mich zu folgenden allgemeinen Schlussfolgerungen:
Die Mehrdimensionalität der Stadt war für die Moderne eine Bedrohung, die grund-
sätzlich durch Rationalität, Ordnung, Transparenz und Klarheit beseitigt wird.

Das Bewusstsein der Zeit jenseits der Moderne ist von einem Wissen über die Kom-
plexität und Widersprüchlichkeit der Welt und der Stadt geprägt. Für die Zeit jenseits
der Moderne ist sie eine Gegebenheit. Die Suche nach Qualität für die Stadt wird zu
einem Spiel mit unendlich vielen Potentialen. Wir sollen, wie beim Fußball oder beim
Schach, Strategien entwickeln, Ressourcen einsetzen und Verhaltensregeln definieren.
Wenn das Spiel läuft, ist das Wichtigste achtsam zu sein, die Chance des Momentes
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zu nutzen, Synergien zu entwickeln, offen zu sein.

Die Zeit der einfachen Rezepte, der finalen Pläne oder der nur hierarchischen Struktu-
ren ist vorbei. Wenn eine Gesellschaft oder eine Zeit in diesem Bewusstsein mit Ver-
änderung oder mit Neuem konfrontiert ist, gibt es nur den Weg der Achtsamkeit.

Veränderung und Neues ist weder prinzipiell gut noch böse, richtig oder falsch. Uner-
lässliche Voraussetzung ist eine sorgfältige Auseinandersetzung mit dem Neuen. Diese
muss umso intensiver sein, je radikaler der Anspruch der Veränderung und des Neuen
ist.

Achtsamkeit verlangt von allen Seiten eine Bereitschaft zum Dialog. Wenn die Immobi-
lienmakler davon reden, dass die drei wichtigsten Kriterien für den Wert eines Grund-
stückes Lage, Lage und Lage seien, so sind dies für die erfolgreiche Transformation der
Stadt die Kriterien Zuhören, Zuhören und Zuhören. Außerhalb von Krisensituation soll
erst entschieden werden, wenn die Partner zum Wort gekommen sind, wenn verschie-
dene Modelle geprüft worden sind und ihre Vor- und Nachteile diskutiert worden sind.

Achtsamkeit erlaubt aber auch spontanes Handeln im Rahmen der Spielregeln. Wie
beim Judo die eigene Kraft zur Lenkung der fremden Kraft dient, ergeben sich sehr oft
die entscheidenden Beiträge zur Stadtentwicklung durch eine gekonntes Aufnehmen
einer fremden Energie.

Zuerst einmal die Ziele erarbeiten und ihre Umsetzung testen und  nicht zuerst die Lö-
sungen festschreiben. Wenn immer möglich Situationen offen halten. Die Kontinuität
über die Struktur und nicht die Form sichern. Bei der Kommunikation sind grammatika-
lische Fehler schwerwiegender als orthographische.

Die Instrumente und Werkzeuge der Achtsamkeit zeigen einen offenen Charakter. Es
geht um Visionen, Strategien, Leitbilder, räumliche Entwicklungskonzepte sind wichti-
ger als Gesetze und rechtsverbindliche Pläne. Diese  sind nur dort unerlässlich, wo das
Funktionieren des Konzeptes von der unveränderten Realisierung abhängig ist.

Lineare Prozesse, von oben nach unten und vom Allgemeinen zum Speziellen - aber
auch umgekehrt - sind zu vermeiden. Die an der Uno-Konferenz von Rio beschlossene
Strategie zur Förderung der Nachhaltigkeit über die Agenden 21 krankt an diesem
Problem. Ein komplexes System wie die Stadt kann wahrscheinlich nur sehr beschränkt
mit einem linearen Prozess, in diesem Fall von Unten nach Oben, entscheidend beein-
flusst werden.

Ich habe bei meiner Arbeit für und mit der Stadt folgendes gelernt:
Immer versuchen, die Polarität der Energie zu beachten.
Immer versuchen, den anderen Pol ernst zu nehmen.
Immer versuchen, vom Austausch zwischen den Polen zu profitieren.
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Das führt uns weg von den Prinzipien der Kontrolle hin zu Prinzipien der Steuerung.

Instrumente, Verfahren und Methoden

Ich will diesen Ansatz nun noch an einigen Beispielen der städtebaulichen Praxis il-
lustrieren.

Der Gestaltungsbeirat
Immer mehr Städte haben die Institution des Gestaltungsbeirates geschaffen. Er ist ein
unabhängiges Gremium von meist auswärtigen Fachleuten der Architektur und des
Städtebaus, das die Stadtregierung und die Verwaltung bei der Suche nach architek-
tonischer Qualität unterstützt. Die Stadt unterbreitet ihm alle Projekte von hoher Bedeu-
tung für die Gestalt der Stadt und ersucht ihn um einen Dialog und schließlich eine
schriftliche Stellungnahme. In  gewissen Städten außerhalb Deutschland, Basel oder
Salzburg, ist diese Stellungnahme für die Stadtverwaltung verbindlich, in den anderen
hat sie empfehlenden Charakter.

Der Wettbewerb
Es gibt eine in die Renaissance zurückreichende Tradition, dass für wichtige öffentliche
Bauaufgaben anonyme öffentliche Wettbewerbe für die Suche nach dem geeignetsten
Projekt ausgeschrieben werden.

Inzwischen hat sich diese Methode sehr breit differenziert und wird auch in anderen
Formen und auch durch Private verwendet.

Städtebaulicher Workshop
Hier ist das Ziel nicht ein finales Projekt, sondern ein stadträumliches Konzept, das die
Funktionalität und die Gestalt von Stadtteilen definiert. In einem kollektiven Prozess
zwischen Einwohnern, Grundeigentümern, Investoren, Vertreter der Verwaltung und
der Politik sowie Fachleuten wird für bestimmte Stadtteile ein stadträumliches Konzept
gesucht. Dieses soll die Ebenen der Ziele, der Konzepte und der Projekte miteinander
verknüpfen und soziale, ökonomische, kulturelle und ökologische Aspekte ausbalan-
cieren.

Reden über die Stadt
Gerade in Deutschland gibt es eine lange Tradition der Auseinandersetzung mit der
Veränderung der Zeit in den Medien.

Visualisierung der Projekte
Zum Schluss noch eine „kleine“ Maßnahme, die in der Schweiz selbstverständlich ist,
in diesem System der öffentlichen Achtsamkeit auch seinen Platz hat. In der Schweiz
müssen alle Bauvorhaben vor der Erteilung der Baubewilligung während einer be-
stimmten Zeit mit einem Gerüst von Stangen sichtbar gemacht werden.
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Zusammenfassung

Globalisierung ist immer ein Resultat von kulturellem Willen nach Neuem. Lokal ent-
wickeltes Neues wird global verbreitet. In diesem Prozess wird in der Fremde Altes und
Spezifisches in Frage: Systeme und Glaubenssätze der Wirtschaft, der Kultur, der Poli-
tik oder der Religion.

Globalisierung ist für die Stadt kein neuer Prozess. Stadtbildung war immer von über-
örtlichen Kräften bestimmt. Die aktuelle Phase produzierte aber einen in dieser Intensi-
tät neuen Aspekt. Globalisierung wurde sehr wesentlich zu einem Aspekt eines polaren
Systems. Die Chinesen würden von der Theorie von Yin und Yang reden. Es ent-
wickelte sich ein ungeahntes Interesse für das Lokale, Spezielle und Beständige der
Stadt.

Das bewusste Wahrnehmen von einer Gegenposition führt weg vom absoluten Glau-
ben an große Wahrheiten und zeigt den Weg zurück zu einem  Verständnis für die
Polarität alles Seins und Handelns. Alle dynamischen Systeme, die Welt und die Stadt,
sind immer individuell und kollektiv, lokal und global, kontinuierlich und veränderlich.

Die Betreuung der Transformation der Stadt in allen ihren Bereichen – von der Architek-
tur, über den Städtebau und die Stadtplanung bis hin zur Raumordnung – ist im positi-
ven Fall ein intelligenter Umgang mit der Polarität alles Handelns. Dies ist eine der
essentiellen Erkenntnisse unserer Zeit. Um heute erfolgreich zu sein, müssen sich Ges-
talt und Handeln an einem Verständnis der Welt jenseits der Moderne orientieren.
Im Kontext dieser Aufgabe müssen für die Stadt neue kollektive Strukturen und Bilder
entworfen werden und neue Prinzipien, Verfahren und Instrumente des politischen
Handelns entwickelt werden.

Das Bewusstsein für diese Polarität entwickelte sich in dieser Intensität in der Stadt
schon vor 25 Jahren. Deshalb besteht im Umgang mit der Globalisierung aus der
Praxis der Betreuung der Transformation der Stadt eine längerfristige Erfahrung. Viel-
leicht kann diese auch für andere Disziplinen nützlich sein.
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Prof. Dr. Hartmut Häußermann
Institut für Sozialwissenschaften Humboldt-Universität, Berlin

Die fragmentierte Stadt
Kommunale Sozialpolitik und Globalisierung

1. Globalisierung

Der Begriff der Globalisierung ist inzwischen zu einer Allerweltsformel für die Erklä-
rung geworden von allem, was sozialen, kulturellen und ökonomischen Wandel her-
vorruft – besonders dann, wir nicht genau beschreiben können, was wodurch verur-
sacht wird. Man muss den damit angedeuteten Bezug aber doch herstellen, wenn man
die tiefe Verunsicherung verstehen will, die für die derzeitige Entwicklung unserer
Städte eine zentrale Rolle spielt.

Globalisierung bedeutet eine Ökonomie ohne Grenzen, eine Ökonomie ohne politi-
sche Regulierung. Anonyme Finanzmanager haben die Oberhoheit im internationalen
Business übernommen, und den Entscheidungen von Unternehmensberatungen und
Wertpapieranalytikern, die sich vor allem am kurzfristigen Ertrag orientieren, sind im-
mer mehr Unternehmen mitsamt ihrer Belegschaft unterworfen – und oft genug auch
ganze Städte. Die Anpassungszwänge an sich rasch verändernde Märkte schlagen
auch auf kleinere Betriebe durch, die bislang in national oder regional organisierten
Netzen eine feste Position hatten. Konkurrenz- und Selektionsprozesse wirken weltweit
und sind nur noch schwer durchschaubar. Der Prozess der Globalisierung ist für die
bisherigen Industrieländer mit einer Aufwertung von Wissen als Produktivkraft und mit
einer Abwertung traditioneller Potentiale in der Güterproduktion verbunden. Demokra-
tisch kontrollierte bzw. legitimierte Verträge, die den weltweit sich verflechtenden öko-
nomischen Aktivitäten einen regulierenden Rahmen setzen würden, sind derzeit nicht in
Sicht. Lokale Entwicklungen sind mehr denn je von dieser neuen Weltordnung des in-
ternationalisierten Finanzkapitals abhängig.

2. Wachsende Ungleichheiten

Mehr Verflechtung bedeutet paradoxerweise mehr Ungleichheit. In den letzten beiden
Jahrzehnten war eine Zunahme von Ungleichheit auf allen drei Ebenen, auf denen sie
sinnvollerweise gemessen werden kann, zu beobachten:

(a) Ungleichheit hat im Weltmaßstab zugenommen. Der Abstand der OECD-Länder zur
restlichen Welt wächst bezogen auf die ökonomische Leistungskraft und den gesell-
schaftlichen Reichtum. Die reichen Länder werden reicher, die ärmeren Länder wer-
den ärmer.

(b) In nationalem Maßstab sind in allen wirtschaftlich entwickelten Ländern eine wach-
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sende regionale Ungleichheit, eine größere Einkommensungleichheit und eine
größere Ungleichheit in der Vermögensverteilung zu beobachten. Die Spanne zwi-
schen den höchsten und niedrigsten Einkommen wird größer. Die Ungleichheit der
Arbeits- und der Haushaltseinkommen in Deutschland hat bis zum Ende der 80er
Jahre des 20. Jahrhunderts abgenommen, nimmt jedoch seit den 90er Jahren wie-
der zu (vgl. Lebenslagen in Deutschland 2001).

(c) Auch in den großen Städten führen verschiedene Entwicklungen zu einer größeren
Ungleichheit der Einkommen:
- In den Städten konzentrieren sich die Tätigkeiten, mit denen man die höchsten
Einkommen erzielen kann - und dieses Beschäftigungssegment wächst;

- Durch die Tertiärisierung der Beschäftigungsstruktur (stark abnehmende Bedeu-
tung der Beschäftigung in der Fertigung) entwickelt sich eine größere Ungleich-
heit bei den Erwerbseinkommen, denn die Arbeitsplätze mit sehr hohen Einkom-
men und die Arbeitsplätze mit sehr niedrigen Einkommen nehmen simultan zu;

- Das Wachstum von prekären Beschäftigungen (befristete Beschäftigung, Leihar-
beit, Niedriglohnjobs, neue Selbständigkeit) besonders in den Städten führt dazu,
dass die Zahl der Bezieher von Niedrigeinkommen stark zunehmen; immer mehr
Arbeitsplätze auf dem ‚normalen’ Arbeitsmarkt bieten Erwerbseinkommen, die
sich an der Grenze zur Armut bewegen und nicht mehr ausreichen, eine Familie
adäquat zu ernähren;

- Die Arbeitslosigkeit ist in den Städten am höchsten im Vergleich zum Umland und
zu den ländlichen Gebieten; in den Städten hat sich ein hoher Sockel von Dauer-
arbeitslosigkeit gebildet, der auch dann nicht abgebaut wird, wenn die Zahl der
Arbeitsplätze in einer Stadt insgesamt wächst. In vielen Städten sinkt das Arbeits-
platzangebot – insbesondere für gering qualifizierte Industriearbeiter.

Dies sind Anzeichen für eine stärkere Spreizung der Einkommensverteilung in den
Städten und für eine wachsende Ausgrenzung bestimmter Berufs- und Personengruppen
(vgl. Kronauer 2002).

Wachsende Ungleichheiten treffen auf verringerte Handlungsmöglichkeiten der Städte.
Diese wiederum haben – wenigstens teilweise – ihre Ursachen in der abnehmenden
Souveränität der Nationalstaaten hinsichtlich der Gestaltung ökonomischer Prozesse.
Arbeitsmarktkrise und Umbau des Sozialstaates werden in der Politik gerne mit dem
Verweis auf die Zwänge der Globalisierung erklärt. Globalisierung der Ökonomie
wurde durch Verträge zwischen den Regierungen von Nationalstaaten in Szene ge-
setzt. Die Regierungen, die sich heute gerne als Opfer der Globalisierung sehen, ha-
ben sich durch ihre eigene Politik hilflos gemacht.

- Die Nationalstaaten können nicht mehr aus eigener politischer Entscheidung über
das nationale Steuersystem entscheiden, wenn sie sich als geeigneter ‚Standort’
in der globalen Konkurrenz erfolgreich positionieren wollen. Wer sich den inter-
nationalen Tendenzen nicht anpasst, fällt im ökonomischen Wettbewerb zurück.
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- Das internationale Kapital, die ‚Global Players’, können aufgrund dieser Entwick-
lung Verluste und Gewinne international so verschieben und verrechnen, dass sie
im jeweiligen Inland kaum noch Steuern zahlen. Städte, die florierende Industrie-
betriebe innerhalb ihrer Gemeindegrenzen haben, erleben daher tiefe Einbrüche
bei den Gewerbesteuereinnahmen. Die kapitalkräftigsten und umsatzstärksten Un-
ternehmen können sich der Besteuerung inzwischen weitgehend entziehen.

- Die Güterproduktion wurde einer globalen Konkurrenz ausgesetzt, und der Tech-
nologietransfer hat inzwischen dafür gesorgt, dass Massenkonsumgüter überall
produziert und in alle Länder der Welt exportiert werden können.

- Im Zuge dieser Entwicklung ist der Sozialstaat in den politischen Debatten zum
reinen Kostenfaktor geworden. Vorstellungen, die in sozialer Gerechtigkeit ein
erstrebenswertes öffentliches Gut sehen, gelten unter diesen Bedingungen als
Wachstumshemmnis.

3. Unsicherheit und Marginalisierung

Diese Entwicklungen haben tiefgreifende Folgen für die Situation der großen Städte.
Finanznot und soziale Probleme nehmen gleichzeitig zu (vgl. Voscherau 1994). Ar-
beitslosigkeit ist eine Dauererscheinung geworden. Auch wenn sie für die meisten Ar-
beitslosen temporär bleibt, ist sie doch zu einer verbreiteten Erfahrung und ständigen
Bedrohung geworden. Die neuen Selbstständigen, deren Zahl aufgrund von mangeln-
den Alternativen im Arbeitsmarkt für lohnabhängige Beschäftigung zugenommen hat,
erreichen häufig nicht mehr als eine marginale Existenzbasis, die keine soziale Ab-
sicherung für Notfälle bietet.

Das Risiko der Arbeitslosigkeit, die unfreiwillig und mit hohen sozialen Risiken verbun-
den ist, konzentriert sich bei den gering qualifizierten Arbeitskräften und den ethni-
schen Minderheiten. Deren Qualifikationen, die sie aus der Erfahrung der Industriear-
beit erworben haben, sind wertlos geworden. Dauerarbeitslosigkeit hat sich bei einem
Teil der Betroffenen verfestigt und hat solche Ausmaße angenommen, dass sie in vielen
Arbeitervierteln der Industriestädte milieuprägend geworden ist (vgl. Alisch/Dangschat
1998).

Die Ausleseprozesse auf den Arbeitsmärkten sind insofern gnadenlos geworden, als
gesamtgesellschaftliche Regelungen, die auf Solidarität, Redistribution oder gar Mitge-
fühl beruhen, immer weniger Unterstützung finden. Angesichts der kulturellen Hege-
monie des ökonomischen Neoliberalismus sind die Verteidiger des Sozialstaates in-
zwischen zu einer kulturellen Minderheit geworden, deren romantische Gefühle immer
stärker dem eisigen Wind der neuen, global determinierten Realitäten ausgesetzt sind.

In den Städten gibt es wachsende Anteile der Bevölkerung, die nach der Ausgliede-
rung aus dem Arbeitsmarkt einen Prozess der Marginalisierung erleben. Materielle
Probleme, Selbstzweifel und soziale Stigmatisierung werden gesteigert durch eine
Randständigkeit in der Wohnungsversorgung, wenn die staatliche Wohnungspolitik
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nicht mehr für eine heutigen Standards angemessene Wohnung sorgen kann, weil die
‚Wohnungsnot’ beseitigt sei und damit eine staatliche Intervention in die Wohnungs-
versorgung als nicht mehr notwendig angesehen wird.

Ergebnis aller dieser Tendenzen ist eine wachsende Unsicherheit in den modernen Ge-
sellschaften. Unsicherheit war die prägende Erfahrung der proletarisierten Massen im
Zuge der Industrialisierung, und der Aufbau kollektiver Sicherungssysteme in modernen
Sozialstaaten hatte vor allem zum Ziel, diese Grunderfahrung obsolet zu machen. In-
tegration in die Gesellschaft bedeutet vor allem die Überwindung von Unsicherheit.
Durch die Perspektive einer lebenslangen Beschäftigung und die Absicherung gegen-
über existenziellen Risiken schien dies für alle erreicht zu sein. Gegenwärtig aber ist
wieder eine wachsende Verunsicherung gerade bei den ‚kleinen Leuten’ zu erkennen.
Die Erosion von gewohnten Sicherheiten macht Angst. Im französischen Wahlkampf
um die Präsidentschaft im April 2002 hatten die beiden erfolgreichsten Kandidaten vor
allem ein Thema: Sicherheit. „Die Erfolge der Populisten sind auf Angst gebaut“ (Süd-
deutsche Zeitung, 4./5. Mai 2002).

Der Zwang zur Mobilität auf dem Arbeitsmarkt, die Sorge um die eigene Zukunft und
die weltweite Mobilität von Menschen, die ihre Heimat verlassen, weil sie dort nur Per-
spektivlosigkeit finden, tragen simultan zur Verunsicherung bei. Die allseits geforderten
Reaktionen, nämlich Flexibilität und Mobilität, entsprechen derzeit nur den Bedürfnis-
sen der Angehörigen einer hochqualifizierten Elite, die die erweiterten Chancen im
internationalen Business nützen können. Den meisten aber macht die Aussicht, dass
man nicht mehr mit 25 Jahren in eine Firma eintreten und sie mit 65 Jahren wieder
verlassen kann, Angst. Sie stärkt die Sehnsucht nach einer geschlossenen, behüteten
Gesellschaft oder nach kleinen Gemeinschaften, die deutlich abgegrenzt sind und ‚in-
nere Sicherheit’ bieten. Solche Entwicklungen, die auf undurchsichtige Weise mit Glo-
balisierung in Zusammenhang gebracht werden, und die für viele zu immer größerer
Fremdheit im eigenen Land führen, haben Folgen für die Städte. Sie gefährden die
urbane Integration.

4. Wandel sozialräumlicher Strukturen

Die sozialräumlichen Strukturen der Städte verändern sich in eine Richtung, die weg-
führt von den alteuropäischen Vorstellungen von Urbanität. Urbane Lebensweise und
urbane Kultur entstanden, wie Simmel gezeigt hat, auf der Grundlage von sozialer
Heterogenität und räumlicher Dichte. Simmel hat darauf hingewiesen, dass die Be-
lastungen und Zumutungen, die große Heterogenität und hohe räumliche Dichte mit
sich bringen, nicht ohne weiteres nur zu ertragen sind. Er sah eine typische Reaktion
darauf in der Distanzierung zwischen einander Fremden durch den Rückzug auf das
Eigene. Das führt zu einer wechselseitigen Gleichgültigkeit der Stadtbewohner, die zu
einer Bedingung individueller Freiheit wird – vorausgesetzt allerdings, die eigene Iden-
tität und die materielle Existenz sind gesichert. Dann kann man sich unabhängig von
den anderen definieren und sein eigenes Leben leben, man muss sich nicht auf sie be-
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ziehen und sich schon gar nicht ihnen anpassen. Eine angegriffene Identität und eine
prekäre materielle Existenz bedeuten hingegen soziale Verunsicherung, die von Gefüh-
len der Ohmacht, der fehlenden Anerkennung und des Kontrollverlusts begeleitet ist.
Diese aber sind die denkbar schlechtesten Voraussetzungen für die Bewältigung von
Instabilität und für die gelassene Koexistenz mit Fremdem und Fremden. Deren bloße
Anwesenheit stellt eine Herausforderung für das persönliche Selbstkonzept dar, und
eine sich rasch verändernde soziale Umwelt wird dann nicht als kulturelle Bereicherung
erlebt, sondern als Bedrohung.

In den mitteleuropäischen Städten ist in der Vergangenheit die Koexistenz von hetero-
genen Identitäten und sozialen Lagen auch dadurch ermöglicht worden, dass die sozi-
alstaatlichen Sicherungen extreme ökonomische Marginalisierung verhindert haben.
Verarmung durch Arbeitslosigkeit oder Krankheit war zur seltenen Ausnahme gewor-
den, auch im Alter. Die staatliche Intervention in die Wohnungsversorgung hat zudem
die Herausbildung von ausgegrenzten Räumen weitgehend verhindert, weil sie für
viele den Zusammenhang zwischen Wohnqualität bzw. Wohnstandort und Er-
werbseinkommen entkoppelt hat. Die Obdachlosenquartiere verschwanden in den
Städten, und neue Armutsgebiete haben sich lange nicht entwickeln können.

Doch dieses Integrationsmodell sieht sich vor allem durch zwei Entwicklungen großen
Herausforderungen gegenüber (vgl. Häußermann/Kapphan 2000):

(a) Heterogenität und Ungleichheit in den Städten nehmen zu. Zu nennen ist neben der
wachsenden materiellen Ungleichheit die wachsende ethnische Heterogenität der
Großstadtbevölkerung. Die Altersstruktur in den Städten führt dazu, dass der Anteil
von Bewohnern, die kulturell einer ethnischen Minderheit zuzuordnen sind, von Tag
zu Tag zunimmt - selbst wenn kein einziger Zuwanderer mehr über die Grenzen
nach Deutschland kommen würde.

(b) Gleichzeitig nehmen die Steuerungsabsichten und die Steuerungsmöglichkeiten der
öffentlichen Instanzen bezüglich der sozialräumlichen Struktur ab (Dangschat
1995). Der soziale Wohnungsbau, in dem es einen öffentlichen Einfluss auf die Be-
legung von Wohnungen gab, verliert von Jahr zu Jahr quantitativ an Bedeutung.
Das Auslaufen von Bindungen sowie der Verkauf von Wohnungsbaugesellschaften
aus öffentlichem Eigentum an private Träger wird aus den Wohnungsbeständen,
die vor wenigen Jahrzehnten noch ein Instrument der sozialräumlichen Steuerung
waren, einen „Fürsorge“-Wohnungsbau machen, der nur noch die dringlichsten
Notfälle aufnehmen kann – und dann voraussichtlich auch räumlich noch konzen-
triert sein wird, weil sich die Belegungsrechte vor allem in den jüngsten Beständen
des sozialen Wohnungsbaus finden.

Die angestrebte und laufende Erhöhung der Eigentumsquote ist – das ist der Marktlogik
inhärent – mit einer stärkeren Segregation nach Einkommen, Lebensstilen und ethni-
scher Zugehörigkeit verbunden, denn der Marktwert einer Wohnung oder eines Hau-
ses wird in großem Maße nach der ‚Lage’, und das heißt auch nach den sozialen
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Merkmalen der Nachbarschaft gebildet (Power 2002). Wer Eigentum erwerben will,
wird dies nicht in einer Gegend tun, deren soziale Entwicklung unübersichtlich oder
unkontrollierbar erscheint.

Und im Mietwohnungsbereich ist dies nicht anders: gerade angesichts wachsender
Ungleichheiten und eines Überangebots an Wohnraum führt die stärkere Ökonomisie-
rung im Wohnungswesen dazu, dass, um die ökonomischen Risiken zu minimieren,
auch bei großen Wohnungsbaugesellschaften stärker zwischen ‚guten’ und ‚schlech-
ten’ Mietern unterschieden wird. In vielen Städten ist inzwischen eine ‚Entspannung’
auf dem Wohnungsmarkt eingetreten, die aus stagnierender oder rückläufiger Bevölke-
rungsentwicklung und weiterem Wachstum des Wohnungsangebots resultiert (Glock
2002). Auf einem ‚Mietermarkt’, der wachsende Wahlfreiheiten bei der Wohnstand-
ortwahl bietet, nimmt die Segregation nach Einkommen und Lebensstilen zu. Die
Wohnumgebung wird zu einem Argument bei der Beschreibung der Attraktivität einer
Wohnung, wobei in der ‚Störfreiheit’, d.h. in der Garantie von möglichst großer sozi-
aler Homogenität, ein wirksames Vermarktungsargument gesehen wird. Ein Blick in
einen x-beliebigen Immobilienführer zeigt dies.

Aufgrund dieser Entwicklungen sind besorgniserregende Veränderungen in zwei Quar-
tierstypen zu erwarten: Einerseits in den sozial bisher noch vergleichsweise stark ge-
mischten Altbauquartieren, andererseits in solchen bereits stärker segregierten Quartie-
ren, die überwiegend von gering qualifizierten Arbeitskräften, zu denen auch der
größte Teil der ethnischen Minderheiten zählt, bewohnt werden.

In den zuletzt genannten Quartieren blieben die sozialen Probleme so lange auf einem
‚erträglichen’ und unauffälligen Niveau, so lange die meisten Bewohner einen gesi-
cherten Arbeitsplatz hatten. Da die Arbeitslosigkeit jedoch gerade unter unqualifizier-
ten Arbeitskräften besonders stark gestiegen ist, sind aus solchen Arbeitervierteln in
vielen Fällen Arbeitslosenviertel geworden (‚Fahrstuhleffekt nach unten’). Gerade vom
sozialen Abstieg betroffene Einheimische, die eine Erosion ihrer materiellen Existenz-
sicherheit und damit verbunden eine Erschütterung ihrer Identität erleben, wohnen häu-
fig in Quartieren, in denen die Zahl von Migrantenhaushalten zunimmt. Und – wie
gesagt – die Krise der eigenen Identität ist die denkbar schlechteste Voraussetzung für
die räumlich enge Koexistenz mit ‚Fremden’. Da bei hoher Arbeitslosigkeit unter den
Bewohnern auch mehr Menschen den ganzen Tag im Quartier verbringen, ergeben
sich häufiger Konflikte in den Nachbarschaften. Insbesondere Auseinandersetzungen
zwischen jugendlichen Gruppen, die sich ethnisch abschließen, tragen zu einem ange-
spannten Klima bei.

In weniger segregierten Quartieren, in denen Bevölkerungsgruppen mit unterschiedli-
chem Qualifikationsniveau und unterschiedlich hohen Einkommen auf engem Raum
zusammenleben – und davon gibt es in europäischen Städten im Gegensatz zu den
USA noch viele -, wird durch ein steigendes Konfliktniveau ein sozialer Entmischungs-
prozess angestoßen. Vor allem alleinstehende deutschen Männer, die bereits das 40.
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Lebensjahr überschritten haben, reagieren auf Arbeitslosigkeit und Perspektivverlust
häufig mit intensiviertem Alkoholkonsum. Sie machen sich im Straßenraum, auf Plätzen
und in Parkanlagen durch ‚störendes’ Verhalten bemerkbar - ein dehnbarer Begriff, der
mit wachsender Zukunftsangst durch die Nachbarn um so enger definiert wird. Jedes
dicht bevölkerte Innenstadtgebiet kannte zwar Menschen mit großen sozialen Proble-
men oder auffälligem Verhalten auch in der Vergangenheit - aber deren steigende
Quantität schlägt um in die Wahrnehmung einer neuen Qualität, wenn nicht nur ein
Bewohner in einer Straße, den Nachbarn aus Erfahrung kennen, solche Verhaltenswei-
sen aufweist, sondern wenn sich dies bei einer größeren Zahl zeigt. Dies kann eine
Nachbarschaft mit ihren eingeübten Routinen im täglichen Zusammenleben nicht mehr
gleichsam nebenbei verarbeiten, die Bewohner fühlen sich von den wachsenden Pro-
blemen ‚überfordert’. Dann wächst das Gefühl, dass eine Entwicklung in Gang ge-
kommen sei, die sie ihrer Umwelt entfremdet, ihre Lebensmöglichkeiten tangiert, und
der sie zudem machtlos gegenüberstehen. Das Gefühl des ‚Kontrollverlusts’ dehnt sich
auf die Wohnumgebung aus und schlägt sich in einer verstärkten Wahrnehmung von
Unsicherheit und Gefährdung nieder. Unter den Gründen, die Abwanderer aus inner-
städtischen Quartieren nennen, wenn sie nach den Motiven für ihren Umzug befragt
werden, steht ‚bedrohte Sicherheit’ immer an prominenter Stelle. Bewohner, die über
die notwendigen finanziellen Mittel verfügen, suchen den tatsächlich vorhandenen
oder lediglich imaginierten Konflikten auszuweichen und ziehen in eine Gegend um, in
denen sie weniger Konflikte aufgrund größerer sozialer Homogenität finden.

Sowohl der kollektive Abstieg von Quartieren als auch selektive Mobilität führen zu
einer stärkeren räumlichen Segregation von sozial und ökonomisch diskriminierten
Haushalten. Und je stärker diese ist und je länger sie dauert, desto eher wird sie zu
einer Ursache von sozialer Ausgrenzung.

Eine ganz wesentliches Ursachenbündel, das Entmischungsprozesse auslöst, liegt im
Bereich der Schulen (vgl. Schulz 2000, Auernheimer 2001). Die wachsenden Anteile
von Migrantenkindern in den Grundschulen werden von den Eltern einheimischer Kin-
der als Behinderung von Lern- und Erziehungsprozessen wahrgenommen und mit
Wegzügen beantwortet. Ob solche Befürchtungen zu recht bestehen oder nicht, spielt
keine Rolle, denn allein die Einschätzung, dass es so sei, hat entsprechende Entschei-
dungen für den Wegzug zur Folge. Für unfreiwillig Zurückbleibende verschärft sich
dadurch die Situation. Der Prozess der Segregation aufgrund der Schulsituation stellt
eine sehr ernste Gefährdung der kulturellen und sozialen Integration in den Städten
dar.

‚Schulsegregation’ verändert die soziale Zusammensetzung von Quartieren nachhaltig
und dauerhaft. Bisher wird sie in der Stadtentwicklungspolitik jedoch noch nicht einmal
klar thematisiert. Wenn die Schulen eine wesentliche Quelle für soziale Entmischungs-
prozesse sind, dann könnten sie auch ein zentraler Ansatzpunkt für Integrationspolitik
sein - sowohl hinsichtlich der Migranten als auch der einheimischen Bevölkerung.
Würden hervorragende Ganztagsschulen zu sozialen und kulturellen Zentren in den
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Quartieren ausgebaut und durch entsprechende Ausstattung und Qualifikation des
Lehrpersonals in die Lage versetzt, einen interkulturellen Erziehungs- und Bildungspro-
zess zu organisieren, wäre den Desintegrationsprozessen, die sich in diesen Quartie-
ren vollziehen, ein großer Teil ihrer Schubkraft genommen.

Die Ursachen für die Abwanderung von Haushalten aus den Städten im Zuge der Sub-
urbanisierung, die seit vielen Jahrzehnten eine soziale Segregation zwischen Kernstadt
und Umland nährt, werden in der Stadtentwicklungspolitik vor allem in der Sehnsucht
nach Eigentum und Eigenheim gesehen. In der Bereitstellung von günstigem Bauland
innerhalb der Stadtgrenzen wird daher ein probates Mittel zur Eindämmung der ‚Stadt-
flucht’ gesehen. Auch werden die Forderungen immer lauter, Steuererleichterungen für
Pendler und Steuerbegünstigungen für Randwanderer abzuschaffen. Aber die Förde-
rung der Segregation innerhalb der Stadtgrenzen oder restriktive Maßnahmen gegen
Abwanderer werden die Probleme der Städte kaum verringern. Denn viele Familien,
die in die homogenen Randgebiete ausweichen, tun dies ja nicht, weil sie dort beson-
ders gerne leben möchten, sondern weil ihnen bestimmte Aspekte des Stadtlebens un-
erträglich erscheinen. Viele würden durchaus gerne in der Stadt wohnen bleiben,
wenn dies ihren Kindern keinen Nachteil brächte. Sie sind nicht ‚Stadtflüchtlinge’, son-
dern eher ‚Verdrängte’. Diese Wegzüge könnten durch eine sozial orientierte und fa-
milienfreundliche Stadtpolitik durchaus überflüssig gemacht werden. Bereits heute sind
in den größten Städten etwa 80% der Haushalte kinderlos. Die immer geringer wer-
dende Zahl von Familien mit Kindern erschwert diesen die Alltagsorganisation, wenn
aufgrund von Schulschließungen die täglich mehrfach zurückzulegenden Wege länger
werden. Will man dieser Entwicklung begegnen, dann reichen Einzelmaßnahmen, mit
denen mal hier eine Ecke begrünt und mal dort ein Spielplatz hundefrei gestaltet wird,
nicht aus.

5. Politische Reaktionen

Je heterogener die Stadtbevölkerung wird und je entspannter der Wohnungsmarkt ist,
desto weniger urban werden unsere Städte sein, wenn nicht die Gestaltung einer so-
zial integrierten Stadt angestrebt wird. Das Ergebnis wären homogenere Quartiere in
den Städten, in denen die Erfahrung mit dem Fremden, mit dem Anderen immer selte-
ner gemacht werden kann. Marginalisierte und Angehörige ethnischer Minderheiten
würden in bestimmte Quartiere abgeschoben, die dadurch zu Orten der Ausgrenzung
werden können, weil sie aus dem Aufmerksamkeitsspektrum der Stadtgesellschaft her-
ausgelöst sind und selbst keine wirkungsvolle politische Repräsentation mehr ent-
wickeln können. Solange sich Deutschland nicht als Einwanderungsland definiert hat,
wurden auch keine Konzepte für den Umgang mit diesen Problemen entwickelt. Die
Kommunen standen und stehen ihnen weitgehend hilflos gegenüber. Dies könnte sich,
wenn das vom Bundestag und Bundesrat beschlossene Einwanderungsgesetz Geltung
erlangt, ändern, weil dann die Konzeption einer Integrationspolitik auf lokaler Ebene
zu einem offiziellen politischen Thema werden kann.
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Steuern unsere Städte auf ‚amerikanische Verhältnisse’ zu? Man muss diese Frage mit
‚Ja’ beantworten, wenn die geschilderten Tendenzen sich ungebremst fortsetzen. Die
Straße in diese Richtung ist bestritten, sie darf jedoch auf keinen Fall zu einer Auto-
bahn werden. Um diese Entwicklung abzuschwächen oder zu verhindern, sind drei
Optionen vorhanden:

(a) Die Entwicklung kann verlangsamt werden, wenn sich die Arbeitsmarktsituation
verbessert, und wenn sich politische Gegenkräfte in der Gesellschaft entwickeln.
Letzteres ist insbesondere in den Städten vorstellbar, weil die absehbare Fragmen-
tierung auch das städtische Leben insgesamt beeinträchtigt.

(b) Unmittelbar notwendig ist eine aktive Gegensteuerung, die mit Instrumenten der
Arbeitsmarktpolitik ebenso arbeitet wie mit dem Umbau der sozialpolitischen Institu-
tionen. Dazu gehört auch die Integration von verschiedenen Fachpolitiken, die sich,
obwohl jeweils ja nicht schlecht ausgestattet, zu häufig wechselseitig eher behin-
dern als ergänzen (vgl. Hanesch 1997).

(c) Schließlich müssen neue Formen sozialer Integration entwickelt werden; wenn die
Quartiere und Nachbarschaften von der wachsenden Konflikthaftigkeit im Zusam-
menleben überfordert sind, brauchen sie Unterstützung von Außen. Quartierspolitik
oder -management wird so lange eine Aufgabe der Stadtpolitik bleiben, solange
die oben geschilderten Ursachen für die soziale Desintegration vorhanden sind
(vgl. Froessler 1994).

Integration hat verschiedene Dimensionen. Unterschieden werden können funktionale,
politische, soziale und kulturelle Dimensionen der Integration.

- Funktionale Integration erfolgt zu allererst über den Arbeitsmarkt. Sie ist nach
wie vor zentral in einer arbeitszentrierten Gesellschaft, trotz der Rede vom
‚Ende der Arbeitsgesellschaft’.

- Die politische Integration wird in den postmodernen, sozial fragmentierten Ge-
sellschaften immer prekärer. Die niedrigste Wahlbeteiligung findet sich regel-
mäßig in den Quartieren mit der größten Konzentration von sozialen Proble-
men. Das Vertrauen einer wachsenden Anzahl von Menschen in die Leistungs-
fähigkeit der politischen Institutionen schwindet.

- Soziale Integration wird über intermediäre Organisationen und staatliche Institu-
tionen geleistet, die Rechte gewähren, Versorgungsansprüche erfüllen und eine
soziale Einbettung garantieren.

- Die kulturelle Integration erfolgt über soziale Anerkennung, die nicht direkt
durch staatliche Aktivität gesichert werden kann. Sie setzt die Verhinderung von
Ausgrenzung aber voraus.

Wenn die funktionale und politische Integration prekär werden, wie es in den Städten
heute der Fall ist, wächst die Bedeutung der sozialen und kulturellen Dimensionen der
Integration (vgl. Heitmeyer/Anhut 2000). Ihr wichtigstes Ziel ist es, die “innere Kündi-
gung“ von immer mehr Menschen gegenüber der Gesellschaft, von der sie nichts mehr
erwarten, zu verhindern, weil sich dadurch die Marginalisierung verfestigt und gesell-
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schaftliche Desintegration befördert wird. Im Programm ‚Soziale Stadt’ erfahren diese
Probleme eine Anerkennung durch die staatliche Politik.

Elemente einer Stärkung von Integrationspotenzialen bestehen in einer Ausweitung von
Mitbestimmungsmöglichkeiten, in der Erweiterung von Aneignungsmöglichkeiten, in
der Wiedergewinnung von Kontrolle über die unmittelbare Lebenswelt (vgl. Alisch
1996). Dazu gehört der Einbezug in Kommunikationszusammenhänge, die soziale
Anerkennung garantieren und den Ausgegrenzten wieder eine Stimme verleihen. Dies
werden staatliche Institutionen, die einem wachsenden Vertrauensverlust unterliegen,
kaum vollbringen können. Daher müssen neue Formen lokaler Solidarität, gemein-
schaftliche Formen sozialer Organisation gefördert und gestützt werden.

6. Soziale Stadtpolitik

Obwohl es direkte Auswirkungen der Globalisierung auf die Wettbewerbssituation der
städtischen Ökonomien gibt, sind die sozialen und räumlichen Effekte aber vielfach
vermittelt. Eine besondere Rolle dabei spielen die nationalen Wohlfahrtssysteme und
die Systeme der Wohnungsversorgung, die die globalen Einflüsse moderieren und
vermitteln – wie es schon immer der Fall war beim Zusammenhang zwischen ‚Kapita-
lismus’ und Sozial- und Stadtstrukturen. Ebenso wenig wie es die kapitalistische Stadt
gab oder gibt, gibt es die globalisierte Stadt (vgl. Häußermann/Roost 2000). Unter
den gleichen Bedingungen der Globalisierung existieren bis heute sehr unterschiedli-
che Wohlfahrtssysteme, sehr unterschiedliche Wohnungspolitiken und sehr unterschied-
liche lokale Regulierungen. Spielräume für Entscheidungen sind also vorhanden, mit
denen den beschriebenen Entwicklungen politisch begegnet werden kann.

Die bisherige Darstellung sollte deutlich gemacht haben, dass die Probleme, die die
‚Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf’ kennzeichnen, auf doppelte Weise mit
einem weiteren Umfeld verflochten sind: Einerseits zeigen sich in den Quartieren, die
Gegenstand des Programms ‚Soziale Stadt‘ werden, konzentriert Probleme, die nicht
von diesen Quartieren ausgehen, sondern die vielmehr ‚aus der Mitte‘ der Gesellschaft
kommen. Die besondere Problemkumulation an bestimmten Orten in der Stadt ist Pro-
zessen zu verdanken, die sich in der Stadt insgesamt abspielen – der geringere Pro-
blemdruck in dem einen Gebiet beruht darauf, dass die sozialen Probleme von dort
abgeschüttelt und in einigen wenigen Quartieren konzentriert werden. Weder ist die
Stadt ohne diese Quartiere zu denken, noch bilden sich diese Quartiere ohne den se-
lektiven Bevölkerungsaustausch mit der Gesamtstadt. Man könnte auch sagen, die Exis-
tenz diese Quartiere löst Probleme der übrigen Quartiere, weil sie sie stellvertretend
aufnimmt. Das Dilemma aber besteht darin, dass die Probleme dadurch nicht gelöst
sind – und damit hat man das Thema des Programms ‚Soziale Stadt’.

Es ist eine Illusion der Mehrheit zu glauben, sie könne die Auswirkungen von ökonomi-
schen und gesellschaftlichen Krisen durch Abwendung und Isolation von sich fernhal-
ten. Mit quartiersbezogener Politik ist den beschriebenen Problemlagen kaum grundle-
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gend beizukommen. Eine Politik für die ‚Soziale Stadt’, die nur die problembeladenen
Quartiere im Blick hat, betreibt eine ‚end-of-the-pipe’-Politik, wie sie für die Anfänge
der Umweltpolitik ebenfalls typisch war, aber sie kann ihre Ursachen nicht vermindern
oder gar beseitigen. Integriert heißt, sich nicht auf einen oder wenige Aspekte der
problematischen Situation zu beschränken, sondern – trotz aller strategischen Unhand-
lichkeit – die Komplexität der Probleme im Auge zu behalten und Arbeitslosigkeit, die
Schulsituation, Drogenprobleme, materielle Not, soziale Isolation und Inkompetenz,
baulichen Verfall, Konflikte im öffentlichen Raum, Bedrohung durch Gewalt und multi-
kulturelle Koexistenz zugleich zum Thema zu machen. Wenn die Programmatik ‚Sozi-
ale Stadt‘ auf eine ‚Sozialpolitik für die benachteiligten Quartiere‘ eingeengt wird,
bleibt der Ansatz von Anfang an zu schmal und an Symptomen orientiert. Eine ‚sozi-
ale’ Stadtpolitik bietet gleiche Lebenschancen für alle Bewohner, sie sichert soziale
Integration durch die Garantie von Mindeststandards bei Infrastrukturausstattungen,
durch Bildung, Erziehung, Teilhabe- und Partizipationsmöglichkeiten und durch kultu-
relle Selbstbestimmung. Sie sorgt dafür, dass ökonomische Marginalisierung nicht
durch räumliche Isolation zur sozialen Ausgrenzung wird. Diese Perspektive ist insofern
gegen den vorherrschenden Trend in der Bundesrepublik gerichtet, als die Ausbreitung
von marktförmiger Steuerung und die Privatisierung von öffentlichen Aufgaben ja als
‚Modernisierung‘ befürwortet und verharmlost werden. Dies mag durch die fiskalischen
Zwänge, denen die kommunalen Budgets unterliegen, nahe liegen oder gar erzwun-
gen sein – die Stadtgesellschaft wird jedoch ihre Probleme in den benachteiligten
Quartieren nur verschieben, wenn es ihr nicht gelingt, neue solidarische Steuerungs-
formen zu entwickeln.

Dieser Anspruch macht eine integrierte Quartierspolitik weder falsch noch überflüssig.
Denn andere Ansätze der Stadtpolitik sind entweder nicht vorhanden oder zu
schwach. Der Verweis auf die externen Ursachen stellt für die Bewohner keine Hilfe
dar, nicht einmal einen Trost. Und Hilfe ist in vielen Quartieren, die vom Ansturm der
Probleme ‚überfordert’ sind, dringend notwendig.
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Dr.-Ing. Detlef Kron
Leiter des Stadtplanungsamtes Landeshauptstadt Stuttgart

Stadtplanung und Stadtgestaltung in Stuttgart

Ich möchte einige grundsätzliche Anmerkungen zum Städtebau und die Stadt Stuttgart
machen und dann aktuelle laufende Planungen in Stuttgart (die sie vielleicht schon viel
länger kennen als ich) aus meiner persönlichen Perspektive reflektieren und neu hinter-
fragen und auch neue Ideen und Visionen (=Strategien des Handelns) vorstellen.

Zu meiner Person – berufl. Werdegang – Raumplaner / Stadtplanungsamt LHS mit ei-
nem großen Querschnitt an einzelnen Fachbereichen... kommt meinem Verständnis für
Planung sehr entgegen, um alle Aspekte und fachlichen Belangen zu koordinieren und
miteinander abwägen zu können... sehr großer Verantwortungsbereich / Organisation
und Verwaltung...

Grundsätzliche städtebauliche Anmerkungen:

Die europäische Stadt ist nicht mehr nur der Gründungskern mit dem Ring der Grün-
derzeitquartiere, sondern die Stadt, die wir heute vorfinden und mit der wir uns ausei-
nandersetzen müssen. Auf dieses Phänomen, wie sich Städte entwickeln, muss das
Planungsverständnis und die Planung eingehen. Städtebau hat nicht etwa damit zu tun,
dass Häuser aneinander gereiht werden, sondern, dass die Voraussetzungen für be-
wohnte und belebte Räume geschaffen werden. Man muss sich mit der gebauten Stadt,
mit dem öffentlichen Raum, mit der Infrastruktur, mit dem Freiraum und der Landschaft
auseinandersetzen und diese Dinge im Zusammenhang sehen.

Die Hauptaufgaben des Städtebaus liegen heute nicht mehr hauptsächlich auf dem
Neubau, sondern in der Bestandsentwicklung und Stadtpflege.
Die europäischen Städte sind vorhanden und es besteht weder die Notwendigkeit
noch die Möglichkeit, sie niederzureißen und neu zu bauen. Der Stadtplaner von heute
braucht nicht mehr eine Stadt neu zu entwerfen; er hat nur die scheinbar bescheidene
Aufgabe, eine existierende Stadt auf kreative Weise zu erhalten oder zu ergänzen. Er
muss mehr Wartungsdienste leisten als konstruieren (Lampugnani 1995).

Die Stadt von morgen ist die Stadt von heute. Die Innovationen im Städtebau werden
sich nicht nur im baulichen Bild niederschlagen, stattdessen muss der Schwerpunkt
künftigen Handelns auf einen Wandel ohne Wachstum liegen.

Zum einen kann man feststellen, dass die Stadt von morgen bereits heute zum größten
Teil bebaut ist: 85% der Gebäude, die im Jahr 2020 genutzt werden sind heute schon
gebaut. Dieser Gebäudebestand ist einerseits ein riesiges Depot und Potential und an-
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dererseits unser größtes Kulturgut (Ressource). Etwa die Hälfte der heute vorhandenen
Siedlungsstruktur stammt aus der Bauperiode nach 1945 und mehr als 90% der heuti-
gen Siedlungsgebilde sind nicht älter als 150 Jahre. Man muss sich nur einmal die
topografischen Karten von1820 ansehen und mit denen von heute überlagern. Dieses
riesige Siedlungsgebilde wird sich in den nächsten 100 Jahren nur noch punktuell,
aber nicht mehr in der Grundlage verändern lassen. Gigantischer Abriss und Neubau
ist Illusion. Bauen im Bestand und Konversionsaufgaben stellen große Verlockung dar.
Es wäre einmal interessant bundesweit die Nutzflächen und die allgemeine Nachfrage
einander gegenüberzustellen. Selbst die gewagtesten Prognostiker würden die dabei
entstehende Zahl in das Reich der Unbekannten stellen.

Der Stadtgrundriss ist das Gedächtnis der Stadt. Er prägt die Gestalt der Stadt. Die
unterschiedlich breiten Straßen, die Art der Führung mit oder gegen die Topografie,
die Form und Größe der Plätze und Parkanlagen, die Lage der Kirchen, Rathäuser,
Bahnhöfe einschließlich der großen Infrastrukturen und der Bürgerhäuser machen die
Geschichte der Stadt lesbar, dargestellt im Schwarzplan, der nur zwei Unterscheidun-
gen kennt, bebaute und unbebaute Flächen, markiert dieser schwarze und weiße
Flächen – unbeschadet sonstiger architektonischer oder topografischer Unterschiede.
Wie einzelne Buchstaben Worte und Sätze bilden und Geschichten erzählen, entsteht
aus einzelnen Gebäuden die Textur einer Stadt, wobei die Architektur innerhalb der
Quartiere der Zeit entsprechend neu gestaltet und abgesehen von gewissen stadtbild-
prägenden Bauten und Kulturdenkmalen relativ austauschbar ist. Der Maßstab ist wich-
tig!!

Für die Planung gibt es Zeitfenster: Zu bestimmten Zeiten können bestimmte Anliegen
mit Aussicht auf Erfolg weitergebracht werden. Es gab Zeiten, in denen man sich für
Anliegen der Verkehrsplanung besonders engagieren konnte, in anderen waren es die
Fußgängerzonen, die behutsame Stadterneuerung, die Anlage von Biotopen oder das
ökologische Bauen. Wer diese Zeitfenster nutzen will, muss umfassende Konzeptionen
mindestens im Kopf haben, die so robust sind, dass sie das Vorziehen bestimmter An-
liegen aushalten. Es gehört übrigens zu den wichtigsten Eigenschaften eines Stadt-
planers, dass er sich öffnende Zeitfenster früh erahnen kann (Hanns Adrian, Hanno-
ver). Inhaltlich bedeutet dies für die Planung, dass sie Ihre Entwicklungskorridore nicht
zu früh und zu stark einengt und dass sie sich robuste Grundmuster zugrunde legt.

Es gibt in jeder Stadt Flächen, für die sich nicht sofort adäquate Nutzungen finden las-
sen. Es gibt unvorhergesehene Projekte und wertvolle Brachflächen: Breslauer Platz
Köln, Stadtschloss Berlin, Marienhof München, S 21 Gelände Stuttgart...

Die Städte müssen sich Klarheit verschaffen über ihre Entwicklungspotentiale. Sie müs-
sen bereit sein, Flächen und Standorte für noch Unbekanntes so vorzuhalten, dass im
Falle des konkreten Bedarfs geeignete und mit der Struktur der Stadt kompatible Vor-
schläge gemacht werden können.
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Es ist normal, dass Städte Lücken aufweisen. Die Städte brauchen sie als wertvolles
Potenzial für nicht Vorhergesehenes und nicht Vorhersehbares.

Folgerungen:

1. Städte brauchen zu ihrer rationalen Entwicklung einen lange vorgedachten Konsens
über wichtige Grundsätze und Entwicklungslinien.

2. Planung bildet Korridore für die Entwicklung der Stadt, die breit genug sind, um
Vielfalt zu ermöglichen, die aber eng genug sind, um unökonomische, unökolo-
gische und unsoziale Entwicklungen zu verhindern.

3. Planung ist nicht das Vordenken von Projekten in allen Einzelheiten, sondern das
Schaffen von Spielräumen für Projekte, indem sie Randbedingungen formuliert.

4. Kommunale Entwicklung braucht große Geduld und Ausdauer, langfristige Planung
ist dazu da, Chancen zu eröffnen.

Stuttgart
LHS sehr dynamische Wirtschaftsregion mit vielen interessanten Projekten, Weltfirmen,
Export, Expansion, Standortsicherung, Wandel vom Industrie- zum Dienstleistungs-
standort.

Hohe Wohn- und Lebensqualität, landschaftlich reizvolle Lage, schwierige Topografie
und Kessellage, die für die Entwicklung sehr problematisch ist.

Stuttgarter Architektur: Obwohl Stuttgart im 20. Jahrhundert mehrmals Architekturge-
schichte geschrieben hat, wird die Stadt von manchen mit langweiliger Nachkriegs-
architektur identifiziert. Und zweifellos gibt es im Gegensatz zum barocken Schloss-
platz und dem Renaissance-Ensembles des Schillerplatzes in der Stadtmitte auch Ecken
von lähmender Tristesse.

Das Ergebnis des Wiederaufbaus nach dem Krieg war vielerorts nicht überzeugend.
Ironischerweise war gerade der schnelle Aufbau der schaffigen Schwaben der Grund
für so manchen Murks. In den 50er Jahren waren pragmatische und prosaische Be-
dürfnisse wichtiger als Ästhetik. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts erlebt die Stadt darum
fast so etwas wie einen zweiten Wiederaufbau.

Vor allem in der Königstraße wird heftig umgebaut und umgerissen, schaffen die Ein-
zelhändler eine attraktivere Umgebung für ihre Kunden. Hier wechseln allerdings auch
die Läden oft in schneller Folge. Bei Mietpreisen von teilweise bis zu 220 € pro qm
und Monat für Verkaufsflächen im EG platzen die Träume der Ladenbesitzer manchmal
schon, wenn es im Monat einmal häufiger regnet als sonst und damit die Laufkund-
schaft ausbleibt.

Die architektonischen Sorgenkinder der Stadt bleiben aber wohl bis auf weiteres der
Cityring insb. die Theodor-Heuss-Straße und die benachbarten Randgebiete.
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Im Gegensatz zu vielen anderen europäischen Großstädten besitzt Stuttgart keinen
geschlossenen, touristisch wertvollen Stadtkern, um den sich erneuerungsbedürftige
Vorstädte gruppieren. Stattdessen verteilen sich schöne und wenig attraktive Winkel
über die gesamte Stadt.

Der Gegensatz von Schlossplatz und Marktplatz findet sich in anderer Form in der
ganzen Stadt wieder – Jugendstilfassaden neben mancher Betonburg, aufwändige
Fassaden neben gesichtslosen Mietskasernen, historische Kleinodien neben Parkhäu-
sern und Hochhausviertel, nahe bei malerischen historischen Ortskernen und Wein-
dörfern.

Stadtflucht:

Ein weiteres Stuttgart-Problem ist der ständige Rückgang der Bevölkerung. Seit Beginn
der 60er Jahre nimmt die Zahl kontinuierlich ab; rund 90.000 EW hat die Stadt in den
letzten 40 Jahren verloren. Heute ca. 590.000 EW mit Haupt- und Nebenwohnsitz.
Bei diesem Trend würde die 500.000er Grenze vor 2030 unterschritten.

Ein Hauptgrund für diesen Trend sind die hohen Bodenpreise und der Mangel an Bau-
land. Stuttgart konnte i.R. der Kommunalreform das Stadtgebiet nicht erweitern. Die
preisgünstigeren Bauflächen für die begehrten freistehenden Einfamilienhäuser befin-
den sich nun im Umland von 30-50 km um den Stadtkern. Die wenig familienfreund-
liche Infrastruktur der Kernstadt, vor allem im Westen und Süden, trägt ein weiteres
dazu bei. Der Kesselgrund ist dicht bebaut und der Mangel an Freiflächen und Spiel-
plätzen ist groß.

Die generelle Tendenz wird verstärkt durch die Zunahme an Einzel- und Singlehaushal-
ten und an größeren Wohnungen. Die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf liegt
heute bei ca. 40 qm und wird weiter zunehmen. Dies verstärkt den Mangel an Bau-
land. „Der Kessel ist voll!!“

Weniger verdichtet sind die Höhenlagen. Die Häuser an den Hängen haben aber, vor
allem bei schöner Aussicht Preise, die einen massenhaften Zuzug junger Familien nicht
erwarten lassen.

Beim Ausbau Stuttgarts zur „autogerechten Stadt“ wurde dem Autoverkehr einerseits
einiges geopfert, andererseits dachte niemand an Tiefgaragen in Wohngebieten
(Gründerzeitquartiere).

Im Folgendem möchte ich in einer Präsentation1) die aktuellen Stuttgarter
städtebaulichen Planungen und Projekte kurz und prägnant vorstellen und die damit
verbundenen Probleme und Chancen, Ziele und Perspektiven aufzeigen.

1) Die Präsentation konnte in die Dokumentation nicht mit aufgenommen werden.
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